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Zeit für mehr Solidarität 

Es ist an der Zeit für mehr Solidarität, und wir brau-
chen Zeit für mehr Solidarität – zwischen arbeitenden 
Menschen, Schwachen und Starken, Einheimischen 
und Flüchtlingen. Diese Forderung stand am Tag der 
Arbeit 2016 im Mittelpunkt. Auch bei der laufenden 
DGB-Rentenkampagne steht Solidarität im Zentrum 
– und zwar die zwischen den Generationen. Unsere 
zentralen Forderungen sind die Stabilisierung des 
Rentenniveaus und langfristig dessen deutliche Er-
höhung. Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen 
– Sachsen-Anhalt macht auf verschiedene Weise 
auf das Thema aufmerksam: In Magdeburg hängt 
am Gewerkschaftshaus ein großes Renten-Banner, 
in Hannover ziert der Slogan „Rente muss reichen“ 
eine rote Stadtbahn und auch in Bremen ist eine 
Straßenbahn für den Renten-Kurswechsel unterwegs.

Auch in die Auseinandersetzungen um Freihandels-
abkommen hat sich der DGB intensiv eingemischt 
und in einem breiten Bündnis mehr Rechte für Be-
schäftigte sowie hohe Standards beim Umwelt- und 
Verbraucherschutz gefordert. Im April demonstrierten 
in Hannover 90.000 Menschen für einen gerechteren 
Welthandel – ein großer Erfolg.

Mit großer Sorge beobachtet der DGB das erfolg-
reiche Abschneiden rechtspopulistischer Parteien bei 
Wahlen. Die ungleiche Verteilung der Einkommen und 
Vermögen bleibt eine Gefahr für den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt. Mit Blick auf anstehende Wah-
len ist es wichtiger denn je, einen Politikwechsel für 
mehr soziale Gerechtigkeit und Sicherheit zu fordern.

Im Vorfeld der Kommunalwahlen in Niedersachsen 
veröffentlichte der DGB kommunalpolitische Forde-
rungen. Diese machten deutlich, wie Politik lebens-
werte und sozial gerechte Orte schaffen kann. Die 
DGB-Regionen begleiteten den Wahlkampf mit zahl-
reichen Aktionen.

In Bremen konnte der DGB erreichen, dass eine Bera-
tungsstelle für mobile Beschäftigte geschaffen wird. 
Diese wird Menschen, die aus Mittel- und Osteuro-
pa zum Arbeiten zu uns kommen, über ihre Rechte 
informieren und ihnen helfen, diese durchzusetzen.

In Sachsen-Anhalt begleitete der DGB die Land-
tagswahl mit gewerkschaftlichen Argumenten und 
Diskussionen. Breites öffentliches Interesse erreichte 
das Wahlforum der Gewerkschaften – sowohl vor 
Ort in Magdeburg als auch im Internet durch Live-
Übertragung.

2016 brachte auch personelle Veränderungen beim 
DGB mit sich: Susanne Wiedemeyer übernahm zum 
1. Oktober von Udo Gebhardt den stellvertretenden 
Vorsitz des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen – 
Sachsen-Anhalt sowie die Leitung des DGB-Landes-
büros in Sachsen-Anhalt. Die Geschäftsführung der 
DGB-Region Altmark-Börde-Harz ging zum 1.  De-
zember von Siegfried Stegner auf Katrin Skirlo über. 
Wir danken unseren beiden Kollegen für die gute, 
langjährige Zusammenarbeit und wünschen ihnen 
für ihre Zukunft alles Gute!

Und nun viel Spaß bei der Lektüre!

Vorwort 

Hartmut Tölle, 
DGB-Bezirksvorsitzender

Susanne Wiedemeyer, 
Stellv. Bezirksvorsitzende,
Leiterin Landesvertretung 

Sachsen-Anhalt

Annette Düring, 
DGB-Geschäftsführerin

Bremen-Elbe-Weser,
Leiterin Landesvertretung 

Bremen
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Die rot-grüne Landesregierung plant, 2018 keine neuen 
Schulden mehr zu machen – zwei Jahre, bevor die bun-
desweite Schuldenbremse in Kraft tritt. Was sagt der 
DGB dazu?

Der Doppelhaushalt 2017/2018 setzt die falschen Ak-
zente. Schon jetzt hat Niedersachsen mit 4,8 Prozent 
eine niedrige Investitionsquote – sie wird weiter sin-
ken. Rot-Grün nimmt zu wenig Geld in die Hand, zum 
Beispiel für Investitionen in Straßen und Bauten und 
eine zeitgemäße Besoldung der LandesbeamtInnen. 
Stärkere Akzente vermissen wir auch beim sozialen 
Wohnungsbau. Außerdem fordern wir ein Programm 
für Langzeitarbeitslose und die Ausbildungsgarantie. 
Unser Motto lautet „Investieren statt Zukunft brem-
sen!“. Durch konsequenten Steuervollzug und eine 
gerechte Steuerpolitik auf Bundesebene sind diese 
Ausgaben zu finanzieren.

Ein weiterer Streitpunkt: SPD und Grüne haben die Grün-
dung einer Pflegekammer vorangetrieben. Warum ist der 
DGB dagegen?

Die geplante Behörde ist ein bürokratisches Monst-
rum, das den Beschäftigten keinerlei Vorteile bringen 
wird. Beschäftigte, Gewerkschaften und Arbeitgeber 
haben immer wieder ihre guten Argumente vorge-
bracht. Gegen Pflichtmitgliedschaft und Zwangsbei-
träge gibt es rechtliche Bedenken. Bessere Arbeits-
bedingungen in der Alten- und Gesundheitspflege 
gibt es nur mit mehr Personal, flächendeckenden Ta-
rifverträgen und ausreichend finanziellen Mitteln für 
Krankenhäuser, Pflegeheime und ambulante Dienste.

Im Januar 2018 finden in Niedersachsen Landtagswahlen 
statt. Wie werden sich die Gewerkschaften dafür auf-
stellen? 

Der DGB wird eine ausführliche Bilanz der Regierungs-
arbeit von Rot-Grün ziehen. Den Parteien werden 
wir landespolitische Anforderungen aus Arbeitneh-
mersicht vorlegen, damit unsere Argumente in der 
Diskussion um die Wahlprogramme Gehör finden. 

Und natürlich werden wir uns für eine hohe Wahl-
beteiligung stark machen. Wir werden uns auch mit 
den Positionen der AfD auseinandersetzen, um deut-
lich zu machen, wie plump deren Argumentation ist 
und dass sie nicht mit unseren gewerkschaftlichen 
Grundsätzen der Solidarität und Gleichberechtigung 
übereinstimmen.

Hartmut Tölle

Landespolitisches aus Niedersachsen
Drei Fragen an Hartmut Tölle 
Vorsitzender des DGB-Bezirks Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
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DGB in Aktion
Arbeitsmarkt und Beschäftigung

Monatlich erscheint bezirksweit das „Kurzinfo Ar-
beitsmarkt“ mit den aktuellen Arbeitsmarktzahlen 
der drei Länder des Bezirkes sowie weiteren rele-
vanten Materialien.

Auf Ebene der Regionaldirektionen der Bundes-
agentur für Arbeit besteht für Niedersachsen und 
Bremen ein gemeinsamer Beirat. Hier hat der DGB als 
Schwerpunkt die Verbesserung der Integration von 
Langzeitarbeitslosen sowie von Flüchtlingen verfolgt.
Innerhalb des DGB-Bezirkes hat der Arbeitskreis Ar-
beit und Wirtschaft (früher: Arbeitsmarktpolitik) den 
Austausch zwischen den DGB-Regionen insbesonde-
re zu Arbeitsagenturen und Jobcentern verbessert. 
Auch wird dort die Arbeit der gewerkschaftlichen 
VertreterInnen in Verwaltungsausschüssen und Bei-
räten der Jobcenter koordiniert. Inhaltliche Schwer-
punkte waren auch hier Langzeitarbeitslose und 
Flüchtlinge.

Niedersachsen

Durch Investitionen Beschäftigung schaffen
Im November 2016 waren nach DGB-Berechnungen 
326.604 Menschen in Niedersachsen ohne Arbeit, 
das sind 5 Prozent mehr als im Vorjahresmonat. 
Während die offizielle Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit nur 241.724 arbeitslose Personen zählt, 
sind weitere 84.880 Menschen ohne Arbeit. Diese 
werden offiziell nicht als arbeitslos gezählt, weil sie 
sich in so genannten Maßnahmen wie etwa Bewer-
bungstrainings befinden oder älter als 58 Jahre sind. 
Die tatsächliche Arbeitslosigkeit hat damit erheblich 
zugenommen. Bund, Land und Kommunen müssen 
jetzt unter anderem in Infrastruktur investieren und 
so mehr Beschäftigung schaffen.

Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträ-
gen bekämpfen
Der Missbrauch von Leiharbeit und Werkverträgen 
nimmt gerade in Niedersachsen in zahlreichen Bran-
chen zu. So hat sich die Zahl der LeiharbeiterInnen 
seit 2003 mehr als verdreifacht. Nur die wenigsten 
werden in eine Festanstellung übernommen, mehr 
als die Hälfte der Beschäftigungsverhältnisse endet 
nach drei Monaten. Untersuchungen zeigen, dass 
Leiharbeit für Arbeitslose die Chance auf eine regu-
läre Beschäftigung nicht erhöht. 

Eine Befragung von BetriebsrätInnen der IG Metall 
aus dem Jahr 2015 zeigt: In zwei von drei Betrieben 
werden Arbeiten über Werkverträge fremdvergeben. 
Diese werden in allen betrieblichen Bereichen ein-
gesetzt und betreffen Beschäftigte aller Qualifika-
tionsniveaus. Oft werden sie für Kostensenkungen 
missbraucht. In drei Viertel aller Fälle müssen Be-
schäftigte in Werkvertrags-Firmen zu schlechteren 
Arbeits- und Entgeltbedingungen arbeiten. Auf-
grund der Gesetzeslage haben Betriebsräte kaum 
Handlungsmöglichkeiten. Gleichzeitig verweigern 
die allermeisten Arbeitgeber freiwillige Regelungen: 
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Nur in fünf Prozent der befragten Betriebe konnten 
Betriebsräte bislang die Vergabe von Werkverträgen 
im Rahmen von Betriebsvereinbarungen mit Unter-
stützung der IG Metall regeln.

Der DGB hat sich gegenüber der niedersächsischen 
Landesregierung massiv für eine Regulierung von 
Leiharbeit und Werkverträgen eingesetzt. Das von 
der Großen Koalition auf Bundesebene verabschie-
dete Gesetz bringt zwar kleine Verbesserungen, setzt 
aber zentrale Forderungen des DGB leider nicht um. 

Sozialen Arbeitsmarkt für Langzeitarbeits-
lose einrichten
Im Jahr 2016 suchten in Niedersachsen mehr als 
90.000 Menschen seit einem Jahr oder länger einen 
Job. Die Chance auf eine reguläre Beschäftigung ist 
für sie sehr gering: Während in den letzten Jahren 
etwa neun Prozent aller Menschen, die kürzer als ein 
Jahr arbeitslos waren, die Aufnahme einer ungeför-
derten Beschäftigung gelang, finden nur 1,4 Prozent 
der Langzeitarbeitslosen eine neue Stelle. Die Erfolgs-
quote dieser Gruppe hat sich sogar verschlechtert, 
vor fünf Jahre lag sie noch bei zwei Prozent.

Niedersachsen braucht deshalb einen öffentlichen 
Beschäftigungssektor mit fairen Bedingungen, einen 
so genannten „sozialen Arbeitsmarkt“. Vor allem in 
den Bereichen Erziehung, Bildung, Pflege, Gesundheit 
und Kultur könnten Langzeitarbeitslose bei Kommu-
nen und Wohlfahrtsverbänden sinnvoll auf freiwilliger 
Basis zu regulären, tariflichen Bedingungen beschäf-
tigt werden. Diese Beschäftigung muss allerdings zu-
sätzlich und im öffentlichen Interesse sein, sie darf 
reguläre Beschäftigung nicht verdrängen.

Auf Basis der zur Verfügung stehenden Förderin-
strumente hat der DGB sich für ein Landesprogramm 
zum Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit für zunächst 
2000 Betroffene eingesetzt. Im Herbst hat der Land-
tag schließlich auf Initiative des DGB beschlossen, 10 

Millionen Euro für ein entsprechendes Programm für 
1000 TeilnehmerInnen bereitzustellen.

Gemeinsam mit Mitgliedsgewerkschaften und Bil-
dungsträgern hat der DGB die Veranstaltungsreihe, 
die Alternativen zum Neoliberalismus aufzeigen soll, 
fortgesetzt. Es fanden drei Veranstaltungen statt.

Mitbestimmung stärken
Unter dem Titel „Mitbestimmung zukunftsfest ge-
stalten“ hat das Land Niedersachsen gemeinsam 
mit Bremen und Nordrhein-Westfalen eine Initiative 
zur Stärkung der Mitbestimmung in den Bundesrat 
eingebracht. Der DGB hat diese Initiative begrüßt.

Fachkräfteinitiative Niedersachsen
Der DGB beteiligt sich an der Fachkräfteinitiative auf 
Landesebene sowie an den acht regionalen Fach-
kräftebündnissen. Auf Landesebene hatte die Fach-
kräfteinitiative im Jahr 2016 die Arbeitsschwerpunkte 
„Arbeitsmarktintegration von Asylbewerbern und 
Flüchtlingen“ sowie „Fachkräftegewinnung in der 
Pflegebranche fördern“. In den regionalen Fachkräf-
tebündnissen hat der DGB die regionalen Projekte in 
den Steuerkreisen konstruktiv und kritisch begleitet. 
Es wurde damit erreicht, dass die Projekte Kriterien 
Guter Arbeit berücksichtigen.
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Bremen

Der Arbeitsmarkt in Bremen gestaltet sich weiter-
hin sehr heterogen. Mit einer Arbeitslosenquote 
von durchschnittlich 10,9 Prozent liegt das Land 
auf dem bundesweit drittletzten Platz. Während 
die Stadt Bremen mit einer Arbeitslosenquote von 
10,1 Prozent im Mittelfeld vergleichbarer Großstädte 
liegt, ist die Quote in Bremerhaven mit 14,7 Prozent 
deutlich höher. Trotz wachsender Beschäftigung in 
beiden Städten sinkt die Zahl der Arbeitslosen nicht, 
da vor allem EinpendlerInnen aus Niedersachsen von 
den neu entstanden Stellen profitieren. Die soziale 
Spaltung des Arbeitsmarkts sowie der Abbau der 
Langzeitarbeitslosigkeit bleiben daher die Heraus-
forderungen für die Bremer Politik. Mit dem Landes-
programm „Perspektive Arbeit: Öffentlich geförderte 
Beschäftigung für 500 Langzeitarbeitslose“ hat das 
das Land reagiert und schafft befristet Arbeitsplätze, 
die dazu dienen, die Beschäftigungsfähigkeit der Be-
troffenen zu erhalten und zu verbessern. Mit einem 
Finanzvolumen von 7 Millionen Euro engagiert sich 
das Haushaltsnotlagenland Bremen. In Bremerhaven 
ist die Umsetzung des Programms mit 200 neu ge-
schaffenen Plätzen sehr schnell angelaufen, in der 
Stadt Bremen gibt es noch Anlaufschwierigkeiten. Der 
DGB unterstützt die öffentlich geförderte Beschäfti-
gung in beiden Städten und begleitet die politische 
Diskussion mit Veranstaltungen. Mit der Bremer Stra-
ßenbahn AG fand eine Veranstaltung statt, die die 
Funktion eines kommunalen Unternehmen als Brücke 
in den ersten Arbeitsmarkt thematisierte.

In diesem Kontext entwickelte sich eine Kooperation 
zwischen der Arbeitsnehmerkammer, dem Senator für 
Wirtschaft, Arbeit und Häfen, Martin Günthner, und 
dem DGB mit der Veranstaltungsreihe „Werkstattge-
spräche im Kultursaal“. Ziel ist es, neue Strategien 
gegen Langzeitarbeitslosigkeit und lange andauern-
den Leistungsbezug zu entwickeln. Die Diskussionen 
waren sehr konstruktiv, einige Anregungen aus der 

Gesundheitsförderung für Langzeitarbeitslose wur-
den vom Jobcenter bereits aufgegriffen. Die Ergebnis-
se der Gesamtreihe werden dokumentiert und fließen 
hoffentlich in das zu schreibende neue Landespro-
gramm zum Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit ein.
Der DGB arbeitet aktiv im Verwaltungsausschuss der 
Agentur für Arbeit und in den Beiräten der Jobcenter 
Bremen und Bremerhaven mit. In allen Ausschüssen 
trägt der DGB die Rolle der alternierenden Vorsit-
zenden. 2016 befassten sich diese Ausschüsse und 
Beiräte mit der teilmodularen Ausbildung, der Umset-
zung der Jugendberufsagentur sowie der Integration 
von Geflüchteten.

In einem großen Netzwerk aus Rentenversicherung, 
Jacobs University, Unternehmensverbänden, Kran-
kenversicherungen und dem DGB fand eine erste 
Konferenz zu Arbeit- und Erwerbsteilhabe statt. In 
World-Cafés tauschten sich 230 Teilnehmende zu 
Themen wie Arbeit im Alter, Inklusion und Präven-
tion aus. 

Großen Raum nahm die Initiierung des Branchen-
dialogs Einzelhandel ein. Trotz Vereinbarung im 
Koalitionsvertrag war es ein zähes Ringen mit dem 
zuständigen Ressort, zu einem vereinbarten Ablauf 
zu kommen. In einer gemeinsamen Pressekonferenz 
mit der Arbeitnehmerkammer hat der DGB die nega-
tiven Beschäftigungsentwicklung im Einzelhandel, die 
zunehmende Tarifflucht, deren Folge Dumpinglöhne 
sind, sowie die Verlängerung der Landesöffnungszei-
ten problematisiert. Auf Grundlage dezidierter Zahlen 
und Fakten, die die Arbeitnehmerkammer vorlegte, 
konnte mit der senatorischen Behörde ein Vorgehen 
erarbeitet werden. Die erste Sitzung im Rahmen des 
Branchendialogs wird im Februar 2017 stattfinden.
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Sachsen-Anhalt

Die Zahl der Arbeitslosen ist auch 2016 im Land 
Sachsen-Anhalt weiter zurückgegangen. Mit 9,3 % 
verzeichnet das Land die niedrigste Arbeitslosenquo-
te in seiner jüngsten Geschichte.

Die demografische Entwicklung, die geburtenreichen 
Jahrgänge, die jetzt verrenten, und die Statistik-Tricks 
haben darauf vehementen Einfluss; was nicht darüber 
hinweg täuschen darf, dass die Zahl der Langzeitar-
beitslosen immer noch hoch ist.

Im Jahr 2016 wurde das Programm zur Bekämpfung 
von Langzeitarbeitslosigkeit, das Arbeitsmarktpro-
gramm für schwerbehinderte Menschen und das Pro-
gramm „Familien stärken“ aufgelegt. Die Angebote 
„Weiterbildung Betrieb“ und „Weiterbildung Direkt“ 
erfreuen sich einer regen Nachfrage.

Die regionalen Arbeitskreise (RAK) in den 14 Ge-
bietskörperschaften des Landes haben ihre Tätigkeit 
aufgenommen.

Durch die fachgerechte Analyse und Bewertung des 
regionalen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes wurden 
die Handlungsschwerpunkte unter Berücksichtigung 
der Beschäftigungswirkung entwickelt.

Für die Umsetzung der regionalisierten Arbeitsmarkt-
programme haben sich unsere gewerkschaftlichen 
Akteure (Mitglieder der Verwaltungssauschüsse, 
der Jobcenterbeiräte und Kreisverbände) verdient 
gemacht.

Fachkräftepakt
Der Fachkräftepakt ist seit dem Regierungswechsel 
im Zuständigkeitsbereich von Petra Grimm-Benne, 
Ministerin für Arbeit, Soziales und Integration, an-
gesiedelt. Die erste Sitzung wird 2017 stattfinden.
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Bezirk

WISO-Info
Der DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt unterhält gemeinsam mit dem DGB-Bezirk 
Hessen-Thüringen einen Arbeitskreis für Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, der als Herausgeber der elek-
tronischen Publikation „WISO-Info“ fungiert. Im Jahr 
2016 erschienen zwei Ausgaben dieser Zeitung. The-
men waren unter anderem Wohnungspolitik, Aus-
bildungsgarantie, die Integration von Flüchtlingen in 
den Arbeitsmarkt, die Situation von mobilen Beschäf-
tigten, die Privatisierung der Daseinsvorsorge und 
die aktuelle Diskussion um Freihandelsabkommen. 

Niedersachsen

Freihandelsabkommen
Der DGB hat bei verschiedenen Gelegenheiten seine 
kritische Haltung zu den aktuellen Verhandlungen 

der EU-Kommission über Freihandelsverträge mit den 
USA sowie mit Kanada verdeutlicht. Hierbei wurden 
auch explizit VertreterInnen von Parteien und Ab-
geordnete aus Niedersachsen adressiert. Mehrfach 
waren VertreterInnen des DGB zu Vorträgen oder 
Podiumsdiskussionen eingeladen. Im April 2016 de-
monstrierten 90.000 Menschen in Hannover gegen 
TTIP und CETA. Der DGB und seine Gewerkschaften 
waren auf der Demonstration präsent, aufgerufen 
hatte dazu auch der DGB Hannover.

Umsetzung der „Schuldenbremse“
Der DGB hat gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-
Stiftung (FES) in Niedersachsen im Mai 2016 ein 
Hintergrundgespräch zum Thema organisiert. DGB 
und FES haben dabei mit politischen Multiplikato-
rInnen die Handlungsspielräume erörtert, die der 
Landespolitik trotz der ökonomisch wie politisch 
unsinnigen Schuldenbremse bleiben. Referent war 
Prof. Achim Truger. Der DGB hat darüber hinaus 
bei verschiedenen Gelegenheiten und in diversen 
Gesprächen seine ablehnende Position gegenüber 
einer möglichen Aufnahme der Schuldenbremse in 
die Landesverfassung deutlich gemacht.

Eckpunktepapier für eine aktive Haushalts-
politik
Anlässlich der Planungen der Landesregierung zum 
Doppelhaushalt für die Jahres 2016 und 2017 hat der 
DGB ein umfassendes Positionspapier mit haushalts-
politischen Forderungen veröffentlicht. Unter dem Ti-
tel „Niedersachsen nachhaltig gestalten“ fordert der 
DGB einen Wechsel zu einer wachstumsorientierten 
Ausgabenpolitik und eine Abkehr von der restriktiven 
Sparpolitik der schwarzen Null. Vor dem Hintergrund 
der dringendsten Handlungsbedarfe berechnet der 
DGB konkret, dass der Landeshaushalt stufenweise 
pro Jahr unmittelbar um mindestens 700 Millionen 
Euro aufgestockt werden muss. Das Papier wurde an 
die Landesregierung und die Fraktionen versandt, in 
diversen Gesprächen persönlich verteilt und in einem 

Wirtschafts- und Finanzpolitik 
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Pressegespräch sowie im Internet der Öffentlichkeit 
vorgestellt.

Vergabegesetz
Die Landesregierung hat 2016 das Niedersächsi-
sche Tariftreue- und Vergabegesetz novelliert. Die 
Novelle hat das Gesetz an einigen wenigen Punkte 
verbessert, jedoch den vergabespezifischen Min-
destlohn abgeschafft und die Kontrollmöglichkeiten 
geschwächt. Der DGB hat im Rahmen einer Stellung-
nahme, einer Anhörung und diverser Gespräche mit 
handelnden AkteurInnen seine kritische Haltung dazu 
deutlich gemacht und Gegenvorschläge unterbreitet. 
Durch entsprechende Pressearbeit hat der DGB seine 
Position veröffentlicht.

Landeskreditausschuss Niedersachsen
Der Ausschuss entscheidet über die Vergabe von Lan-
desbürgschaften. Der DGB nimmt regelmäßig an den 
Sitzungen als beratendes Mitglied teil. 

Strukturförderung in Niedersachsen
Der DGB ist im EFRE- und ESF-Multifonds-Begleit-
ausschusses sowie im ELER-Begleitausschuss für die 
aktuelle Förderperiode 2014–2020 vertreten. Ziel 
des DGB war und bleibt es, dass in der europäischen 
Strukturförderung in Niedersachsen die Interessen 
der Beschäftigten und der Gewerkschaften Berück-
sichtigung finden. Dies umfasst nicht zuletzt eine 
stärkere Verankerung von Kriterien Guter Arbeit in 
der europäischen Strukturförderung. So gelang es 
schon 2014, das Thema „Gute Arbeit“ im gemeinsa-
men Operationellen Programm von ESF und EFRE zu 
verankern. 2016 ging es nun darum, die Umsetzung 
weiter zu befördern und politisch zu flankieren.

Im Jahr 2016 hat das Land Änderungen zu den 
bestehenden Verfahrensregelungen im Bereich der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ in die Beteiligung gegeben. In 
den Verfahrensregelungen sind bereits Kriterien Gu-

ter Arbeit wie Tarifbindung berücksichtigt. Der DGB 
hat in seiner Stellungnahme anlässlich der aktuellen 
Änderungen eine deutliche Stärkung dieser Kriterien 
gefordert. 

Entwicklungspolitische Leitlinien
Der DGB beteiligt sich am Runden Tisch zu den ent-
wicklungspolitischen Leitlinien des Landes Nieder-
sachsen. Hier werden Empfehlungen für eine ent-
sprechende Umsetzungsstrategie erarbeitet. Der DGB 
macht es sich auch hier zur Aufgabe, die Grundsätze 
Guter Arbeit zu verankern.

Bremen

Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung
Hinsichtlich der zukünftigen wirtschaftlichen Per-
spektive hat die Skepsis der Betriebsräte – trotz 
gesamtwirtschaftlich positiver Lage – wieder zuge-
nommen. Für dieses Stimmungsbild ist unter ande-
rem das Wegbrechen großbetrieblicher Strukturen 
im Land Bremen verantwortlich. Sorgenkind ist vor 
allem die für Bremen bedeutsame Branche der Le-
bensmittelindustrie. In diesem Industriesegment fan-
den im Jahr 2016 diverse Restrukturierungen bzw. 
Standortschließungen statt, die Negativeffekte für 
die ArbeitnehmerInnen nach sich zogen. Zu nennen 
sind die Schließungen von Coca-Cola, Kellogg’s sowie 
der Abbau von Arbeitsplatzkapazitäten bei Hachez.

Insgesamt hat sich der Arbeitsplatzabbau im in-
dustriellen Bereich fortgesetzt. Nahezu alle neuen 
Arbeitsplätze wurden im Dienstleistungssegment ge-
schaffen – in der Stadt Bremen in stärkerem Maße als 
in Bremerhaven. Diese Entwicklung ist jedoch kritisch 
zu hinterfragen, da die größten Beschäftigungszu-
wächse innerhalb des Dienstleistungsbereichs in der 
Arbeitnehmerüberlassung verzeichnet wurden. Quan-
titativ betrachtet haben vor allem Frauen von den 
Entwicklungen innerhalb des Dienstleistungssektors 
profitiert. Der Industriebereich stellt noch immer ein 
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wichtiges wirtschaftliches Standbein für das Land 
Bremen dar. Leuchttürme der Industrie sind unter 
anderem Mercedes mit dem personell zweitgrößten 
Werk innerhalb des Konzerns sowie das Stahlwerk 
von ArcelorMittal mit rund 4.500 Beschäftigten.

Handlungsnotwendigkeiten aus Beschäftig-
tenperspektive
Sorgen bereitet weniger die Wirtschafts- und Arbeits-
marktentwicklung in Zahlen, sondern vielmehr die 
Qualität der Arbeit – gerade in bestimmten Bran-
chen. So betrachtet der DGB die Entwicklung der 
Arbeitsbedingungen sowohl im Einzelhandel als auch 
im Bereich des Hotel- und Gaststättengewerbes mit 
großer Sorge. Entsprechend hat der DGB – in enger 
Kooperation mit der Arbeitnehmerkammer Bremen 
– einen Vorstoß für die Initiierung eines Branchen-
dialogs Einzelhandel unternommen. Im Rahmen 
des im Februar 2017 beginnenden Prozesses sollen 
Arbeitsbedingungen, -zeiten sowie Ausbildung und 
Qualifizierung mit der Arbeitgeberseite erörtert wer-
den. Auch für die Hotel- und Gastronomiebranche 
soll ein vergleichbarer Prozess angestoßen werden. 
Diese Vorgehen sind aufgrund des Drucks der Ge-
werkschaften im Koalitionsvertrag der rot-grünen 
Landesregierung verankert worden. 

Mitarbeit im EFRE-Begleitausschuss
Der DGB ist im EFRE-Begleitausschuss vertreten und 
begleitet die Umsetzung der Programme kritisch und 
konstruktiv. Im Fokus der Sitzungen standen die 
Auswahlkriterien für das EFRE-Programm 2014 bis 
2020. Der DGB konnte erreichen, dass einige seiner 
Forderungen wie die Berücksichtigung des Themas 
„Gute Arbeit“ in den Checklisten Eingang fanden.

Sachsen-Anhalt

Der DGB und seine Gewerkschaften haben im Vor-
feld der Landtagswahlen Forderungen zur Richtlinie 
für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 

regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) und zum 
Vergabegesetz aufgestellt.

Der erste Entwurf zur GRW-Richtlinie liegt nun vor, 
bleibt aber weit hinter den gewerkschaftlichen Forde-
rungen zurück. Das Thema „Gute Arbeit“ wird anders 
als im Koalitionsvertrag festgelegt, nicht ausreichend 
berücksichtigt. Daher sollen noch klärende Gespräche 
mit dem Wirtschaftsminister Armin Willingmann und 
der SPD-Landtagsfraktion stattfinden.

Vergabegesetz
Die Anhörungen zur Evaluierung des Vergabege-
setzes laufen. Der DGB wird eine Stellungnahme 
abgeben.

Bürgschaftsausschuss
Der DGB nimmt regelmäßig an den Sitzungen mit 
beratender Stimme teil. Da die Anträge zurückgehen, 
finden die Sitzungen seltener statt.

EU-Strukturfonds
Der DGB arbeitet aktiv im Begleitausschuss zur 
Durchführung der operationellen Programme EFRE 
und ESF Sachsen Anhalt zum Einsatz der EU-Struk-
turmittel mit. Das durch den DGB als Lead-Partner 
geführte Kompetenzzentrum zur Stärkung der Wirt-
schafts- und Sozialpartner des Landes Sachsen An-
halt hat seine Arbeit erfolgreich fortgesetzt.
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Der bezirksweite Arbeitskreis Bildung hat drei Mal 
getagt. Ziel des Arbeitskreises ist die Diskussion 
und Weiterentwicklung der Positionen des DGB 
zum gesamten Themenfeld Bildung, also von der 
Kita über die Schule bis hin zur Berufsbildung und 
Weiterbildung. Aktiv sind im Arbeitskreis Vertrete-
rInnen der Mitgliedsgewerkschaften, des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) und der Wissenschaft. 
Zu einzelnen Sitzungen wurden VertreterInnen der 
Landespolitik oder bildungspolitische ExpertInnen 
eingeladen. Schwerpunkte der Arbeit im Arbeits-
kreis waren die Ausbildungsplatzgarantie oder die 
schlechten Arbeitsbedingungen für die Lehrkräfte 
des zweiten Bildungswegs.

Niedersachsen

Frühkindliche Bildung 
Die Landesregierung hatte im Koalitionsvertrag die 
Novellierung des niedersächsischen Kita-Gesetzes 
versprochen, diese langjährige DGB-Forderung ist 
aber bis heute leider nicht umgesetzt. Die Einfüh-
rung der dritten Krippenkraft im Jahr 2015 und die 
Entscheidung der Landesregierung vom September 
2016, 120 Millionen Euro für den Ausbau der Kitas 
im Doppelhaushalt 2017/2018 vorzusehen, waren 
zwar Schritte in die richtige Richtung, weitere und 
vor allem größere Schritte folgten allerdings nicht. 
Anforderungen an ein modernes Kita-Gesetz muss 
die Landesregierung also weiterhin umsetzen. 

Allgemeinbildende Schulen
Der DGB hat Stellung genommen
– zum Musterkonzept zur Berufs- und Studien-

orientierung,

– zur Änderung der untergesetzlichen Regelungen 
wegen Umstellung der Schulzeitdauer an den 
Gymnasien und an den nach Schulzweigen ge-
gliederten Kooperativen Gesamtschulen,

– zur Novellierung der „Ergänzenden Bestimmungen 

zum Rechtsverhältnis zur Schule und zur Schul-
pflicht; hier: §§ 58 bis 59a, §§ 63 bis 67 und § 70 
NSchG“,

– zum Entwurf der Verordnung zur Änderung der 
Niedersächsischen Verordnung über die Laufbahn 
der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Bildung 
und

– zum Entwurf der Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über die Ausbildung und Prüfung von 
Lehrkräften im Vorbereitungsdienst (APVO-Lehr).

Berufliche Bildung
Bündnis Duale Ausbildung
Die Landesregierung hatte unter Federführung des 
Kultusministeriums im Herbst 2014 ein Bündnis Duale 
Berufsausbildung gegründet. Innerhalb des Bündnis-
ses wurden ein übergeordneter Steuerkreis sowie 
fünf thematische Arbeitsgruppen jeweils unter Vorsitz 
beider Sozialpartner gebildet. Die Arbeitsgruppen 

Bildungspolitik 
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widmeten sich der Stärkung der Berufsorientierung 
an allen Schulformen, der  Entwicklung eines Kon-
zeptes für eine koordinierte Beratungsstruktur, dem 
Einstiegssystem berufsbildende Schulen, der Integ-
ration von unversorgten Jugendlichen in duale Be-
rufsausbildung sowie der wohnortnahen Beschulung 
und Qualitätssicherung.

2016 wurden Modellprojekte zur Neugestaltung der 
Berufsfachschule umgesetzt sowie der Zugang zur 
einjährigen Berufsfachschule neu geregelt.

Der DGB hat eine umfangreiche Stellungnahme zur 
Berufsorientierung abgegeben. Ein Kernpunkt der 
Kritik ist hierbei die bisher fehlende Arbeits- und 
Lebensweltorientierung.

Ausbildungsgarantie
Trotz guter konjunktureller Lage gibt es zu wenige 
betriebliche Ausbildungsplätze. Auf 3.153 gemeldete 
offene Lehrstellen kamen am Stichtag 30. September 
2016 in Niedersachsen 10.424 junge Menschen, die 
ohne Ausbildungsplatz sind. Auf eine unbesetzte 
Stelle kommen somit rund 3,3 Bewerberinnen und 
Bewerber. Die Zahl der unbesetzten Ausbildungs-
plätze ist im Vergleich zum Vorjahr um acht Prozent 
gesunken. Für die Betriebe war es somit insgesamt 
leichter, die vorhandenen Plätze zu besetzen.

Der tatsächliche Bedarf an Ausbildungsplätzen 
liegt höher, als die Statistik zeigt. So stecken fast 
40.000 Jugendliche in zahllosen Maßnahmen im 
Übergang von der Schule in die Ausbildung fest – 
oftmals ohne Aussicht auf einen anerkannten Be-
rufsabschluss. Deshalb hat sich der DGB für einen 
Paradigmenwechsel eingesetzt – von Warteschleifen 
in Parallelsystemen hin zu qualifizierter Ausbildung. 
Der im November im Landtag beschlossene Einstieg 
in eine Ausbildungsgarantie ist der richtige Schritt 
hierfür. Danach sollen zum Ausbildungsstart 2017 in 
Regionen mit besonders angespanntem Ausbildungs-

markt Modelle der öffentlich geförderten Ausbildung 
auf Basis eines regulären Ausbildungsvertrages mit 
abschließender Kammerprüfung eingeführt werden. 
Der DGB hat zudem gefordert, dass das Land mas-
siv in die Sanierung und Modernisierung der Berufs-
schulen investiert. Es bedarf zusätzlicher Lehrkräfte, 
um eine Unterrichtsabdeckung von 100 Prozent zu 
gewährleisten. Die Unterrichtsabdeckung in den 
Berufsschulen liegt im Schnitt unter 90 Prozent. Die 
Berufsbildenden Schulen dürfen bei der Unterrichts-
versorgung nicht weiter hinter die allgemeinbildenden 
Schulen zurückfallen.

Hochschulpolitik
Der Hochschulpolitische Arbeitskreis (HoPoAK) des 
DGB hat sich regelmäßig getroffen und die Entwick-
lungen im Bereich der niedersächsischen Hochschu-
len kritisch begleitet. Schwerpunkt war die Kritik an 
prekären Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft. 
Seit dem 1. Januar 2016 gilt das neue Niedersäch-
sische Hochschulgesetz (NHG), seit dem 17. März 
2016 das neue Wissenschaftszeitvertragsgesetz 
(WissZeitVG). Beide Gesetze ändern die Rechtsgrund-
lage für Arbeitsverträge an den Hochschulen und 
bringen punktuell Verbesserungen. Beide Novellen 
ändern allerdings nichts an der absoluten Dominanz 
befristeter Verträge im Mittelbau. Einerseits hat der 
HoPoAK die konkreten Veränderungen diskutiert, 
die NHG und WissZeitVG mit sich gebracht haben. 
Andererseits hat er das Versprechen der Landespo-
litik, die Arbeitsbedingungen an Hochschulen durch 
Zielvereinbarungen zu steuern und zu verbessern, in 
den Fokus gerückt – auch mit Blick auf den anste-
henden Landtagswahlkampf.

Die Jahrestagung des HoPoAK am 25. November in 
Hannover beschäftigte sich mit dem Thema „(K)ein 
Ende prekärer Beschäftigung in Sicht? Erste Erfahrun-
gen und Bilanzen mit dem neuen Befristungsrecht in 
der Wissenschaft“. Die gegenwärtige Situation und 
Szenarien der Entprekarisierung diskutierten die 
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Teilnehmenden unter anderem mit Personalräten 
niedersächsischer Hochschulen und VertreterInnen 
der Gewerkschaften ver.di und GEW. 

Bremen

Allgemeine Bildung
Die Situation im Bildungsbereich ist angespannt. Kri-
tikpunkte sind Schulausfall durch Lehrkräftemangel 
und Aufgabenverdichtung. Die Umsetzung von In-
klusion und Ganztag ist nicht ausreichend finanziell 
und personell unterfüttert; einige geflüchtete Kin-
der mussten monatelang auf einen Schulplatz war-
ten. Der Verein „Stadtteilschule“ fungiert als Pool 
für SpringerInnen und Krankheitsvertretungen. Er 
beschäftigt rund 700 Personen, die als Lehrkräfte, 
SchulsozialarbeiterInnen und Inklusionskräfte einge-
stellt werden, ohne dementsprechend entlohnt zu 
werden. Im Herbst 2016 ist es den Beschäftigten 
immerhin gelungen, mit Unterstützung der GEW 
einen Betriebsrat zu gründen.

Der DGB hat Stellung genommen zu den Entwürfen 
für das Bremische Schuldatenschutzgesetz und die 
Verordnung für Zeugnisse und Lernentwicklungs-
berichte an öffentlichen Schulen. Das Bremische 
Schuldatenschutzgesetz wird unter anderem re-
formiert, um die Datenweitergabe im Rahmen der 
Jugendberufsagentur zu erleichtern. Im ursprüng-
lichen Gesetzesentwurf gab es keine Möglichkeit, 
der Datenweitergabe zu widersprechen, dies wurde 
inzwischen geändert.

Politische Bildung
Die Ängste und Nöte derjenigen, die sich abgehängt 
fühlen, müssen ernst genommen werden, sollen sie 
nicht in die Arme von AfD, Pegida oder rechtsex-
tremen Gruppierungen getrieben werden. Um die 
Gesellschaft zu einen und gesellschaftliche Partizi-
pation und Integration voran zu bringen, braucht es 
politische Bildung. 
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Der DGB fordert deshalb, diese zu stärken und auf ein 
sicheres und ausreichendes finanzielles Fundament zu 
stellen. Die Finanzierung neuer Formate muss ermög-
licht werden. Der DGB wird die Regierungsparteien in 
Bezug auf die im Koalitionsvertrag gemachte Zusage, 
politische Bildung gezielt zu unterstützen, beim Wort 
nehmen. 

Gemeinsam mit Arbeit und Leben Bremen und Bre-
merhaven ist es dem DGB gelungen, die Förderver-
einbarung für den Bildungsträger zu einer stärkeren 
institutionellen Förderung auszubauen. Die bestehen-
den Bildungsformate werden durch ein umfassendes 
Angebot an Bildungsberatung sowie Beratung gegen 
Diskriminierung und Ausgrenzung in der Arbeitswelt, 
aber auch im Lebensalltag ergänzt.

Gemeinsam mit den Bremer Gewerkschaften und Ar-
beit und Leben hat der DGB die Gewerkschaftshäuser 
für Bildungs- und Informationsveranstaltungen für 
neu Zugewanderte geöffnet. Er unterstützt damit die 
Initiativen von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
zur Abwehr von Rechtspopulismus, zur Öffnung der 
Arbeitswelt für neu zugewanderte Menschen und 
zur Absicherung einer menschenwürdigen Existenz 
derjenigen Menschen, die durch Arbeitslosigkeit und 
Altersarmut an den Rand der Gesellschaft gedrängt 
werden.

Berufliche Bildung
Der DGB benennt die Mitglieder der ArbeitnehmerIn-
nen in den Berufsbildungsausschüssen (BBA) der 
Kammern sowie des Landesausschuss für berufliche 
Bildung. Zum 1. Januar ist die „Handelskammer Bre-
men – IHK für Bremen und Bremerhaven“ entstan-
den. Dank guter Vorarbeit konnte der BBA seine Ar-
beit zügig aufnehmen. Er hat zwei Unterausschüsse, 
die aus den Erfahrungen der alten Handelskammer 
profitieren. Der Landesausschuss für Berufsbildung 
hat sich intensiv mit der Kritik der DGB-Jugend an der 
Evaluation des Berufsbildungsgesetzes (BBIG) befasst 

und Bildungssenatorin Claudia Bogedan gebeten, 
sich im Rahmen des Vorsitzes der Kultusministerkon-
ferenz (KMK) für bessere Freistellungsregelungen im 
Prüfungswesen einzusetzen. 
Der DGB Bremen hat Stellung genommen zu 
–  ausbildungsvorbereitenden Bildungsgängen,

–  der einjährigen berufsvorbereitenden Berufsfach-
schule,

–  der Fachschule für Sozialpädagogik sowie

–  zur Zeugnisverordnung.

Im Herbst hat der DGB gemeinsam mit der Bera-
tungsstelle Antidiskriminierung in der Arbeitswelt 
die Fachveranstaltung „Doing biography“ durchge-
führt: Mit Prof. Dr. Karin Büchter betrachteten 25 
Teilnehmende den Übergang Schule–Beruf, der am 
Individuum orientiert ist und Prozesse der Lebens-
planung mit einbezieht. 

Die Bremer Berufsqualifizierung, die im Rahmen 
der Ausbildungsgarantie neu entwickelt wurde, ist 
zum Ausbildungsjahr 2015/2016 mit rund 80 von 
120 möglichen Plätzen angelaufen. Die Hälfte der 
teilnehmenden Jugendlichen ist in duale Ausbildung 
übergegangen, für wenige Teilnehmende wurde eine 
überbetriebliche Ausbildung eingerichtet. Der Rest 
hat den Beruf oder Bildungsgang gewechselt. Für 
das Schuljahr 2016/2017 wurden erneut 120 Plätze 
eingerichtet und die Berufsauswahl modifiziert. Eine 
fundierte Entscheidung, welche Berufe sich nach wel-
chen Kriterien für das Instrument eignen, steht nach 
wie vor aus und wird vom DGB kritisch begleitet. 

Das Ziel der Partner der Bremer Vereinbarung, die 
abgeschlossenen Ausbildungsverträge nachhaltig 
und massiv zu steigern, wurde in 2016 nicht erreicht. 
Auch in diesem Jahr sind deutlich mehr erfolglose 
Bewerberinnen und Bewerber als Ausbildungsstellen 
zu verzeichnen. Die Gesamtzahl der BewerberInnen 
ist im Vergleich zum Vorjahr leicht gestiegen, die Zahl 
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der in der Agentur für Arbeit erfassten Ausbildungs-
plätze ebenfalls. Das ist eine erfreuliche Entwick-
lung, die angebotenen Plätze reichen jedoch nicht 
aus. In Bremerhaven ist die Lücke deutlich größer 
als in Bremen – hier sind etliche Ausbildungsplätze 
weggebrochen, Instrumente der Ausbildungsgarantie 
greifen nicht ausreichend. 

Ziel des DGB bei allen Aktivitäten ist es, Angebote 
auszubauen, die auf einen beruflichen Abschluss zie-
len und Warteschleifen zu vermeiden. Vorrang bei al-
len Aktivitäten hat die duale betriebliche Ausbildung.

Hochschulpolitik 
Der DGB und insbesondere der Arbeitskreis Hoch-
schulpolitik haben sich intensiv mit den Entwicklun-
gen der Hochschulen im Land Bremen beschäftigt. 
Im Rahmen der vom Staatsrat für Wissenschaft, 
Gesundheit und Verbraucherschutz eingerichteten 
Arbeitsgruppe „Vertragssituationen an den Bremi-
schen Hochschulen“ brachte der DGB die gewerk-
schaftlichen Forderungen für die Weiterentwicklung 
der bremischen Hochschulen ein.

Im Rahmen dieses in der zweiten Jahreshälfte erfolg-
reich abgeschlossenen Prozesses wurden die Interes-
sen der Landesregierung, des Wissenschaftsressorts, 
der Hochschulleitungen und der Hochschulbeschäf-
tigten in einem Rahmenkodex zusammengeführt. 
Den inhaltlichen Fokus des im November unterzeich-
neten Dokuments bilden Leitlinien für ein angemes-
senes Verhältnis von befristeten und unbefristeten 
Stellen, für verlässliche Karrierewege sowie für eine 
zukunftsfähige Personalstruktur. Darüber hinaus 
sollen die Ergebnisse der Arbeitsgruppe einerseits 
Eingang in die Diskussion der anstehenden Novel-
lierung des Bremischen Hochschulgesetzes finden. 
Andererseits sollen sie konkrete Impulse für Verein-
barungen zwischen Behörde und Hochschulen bzw. 
Vereinbarungen innerhalb der Hochschulen geben.
Gute Beschäftigungsbedingungen des Hochschul-

personals sind unabdingbar, um den Erfolg der Bre-
mer Hochschulen zu verstetigen und weiterhin zu 
verbessern. Entsprechend ist die Verbesserung der 
Situation aller Hochschulbeschäftigten – damit sind 
sowohl die in der Wissenschaft und Kunst Tätigen als 
auch die in den Bereichen Technik und Verwaltung 
gemeint – ein besonderes Anliegen. 

In welchem Umfang Verbesserungen etwa für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs durch eine Erhöhung 
des grundsätzlichen Beschäftigungsumfangs für Pro-
movierende oder die Bindung von Beschäftigungs-
zeiträumen bei Drittmittelprojekten an die Projekt-
laufzeit an den Hochschulen nun greifen, lässt sich 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht genau einschätzen.
Am 18. November lud der DGB-Arbeitskreis zu einer 
Informationsveranstaltung für Hochschulmitarbeite-
rInnen zu Handlungsspielräumen und Grenzen des 
Kodexes ein.

Sachsen-Anhalt

Die Situation im Bildungsbereich ist weiter ange-
spannt und nicht zufriedenstellend. Daran änderte 
sich auch nach der Landtagswahl im März nicht viel. 
Kernpunkte der Diskussionen waren vor allem die 
Unterrichtausfälle an allen Schulformen, Kritik an 
der Umsetzung des Kinderförderungsgesetzes wie 
die Situation der Beschäftigten in den Bildungsein-
richtungen. 

Der DGB und die Gewerkschaften hatten zu die-
sen Themen klare Forderungen zur Landtagswahl 
aufgestellt und bringen diese in die Diskussionen in 
den landesweiten wie regionalen Bündnissen ein. 
Konkret fordert der DGB, die Versprechen des Koali-
tionsvertrages schnell umzusetzen und die Aufgaben 
in Schule, Kita und Hochschule personell ausreichend 
abzusichern. Dabei muss die personelle Absicherung 
im Einklang mit den Aufgaben stehen und darf nicht 
ausschließlich fiskalisch begründet werden. 
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Für alle Angestellten und sonstigen in der Bildung 
Tätigen gilt die Forderung nach unbefristeten, tariflich 
geregelten Arbeitsverhältnissen. Für die Beamtinnen 
und Beamten im Bildungsbereich sind die Arbeits-
bedingungen mit den zuständigen DGB-Gewerk-
schaften zu verhandeln. Im Zusammenhang damit 
hat der DGB der Landesregierung gemeinsam mit den 
zuständigen Einzelgewerkschaften angeboten, einen 
„Kodex für Gute Arbeit in der Bildung in Sachsen-
Anhalt“ zu entwickeln. 

In Gesprächen mit dem Bildungsministerium hat der 
DGB seine Forderungen zur Änderung des Bildungs-
freistellungsgesetzes sowie der Fahrtkostenrichtlinie 
und Schulnetzplanung für Auszubildende und die 
Integration Geflüchteter in Bildung und Ausbildung 
thematisiert. 

Berufliche Bildung
DGB und Gewerkschaften arbeiten in den Berufs-
bildungsausschüssen der Kammern und regionalen 
wie landesweiten Gremien und Netzwerken zu rele-
vanten berufsbildungspolitischen Themen mit. Der 
Arbeitskreis berufliche Bildung traf sich zweimal zum 
Austausch. Im März erfolgte in einem Fachgespräch 
eine intensive Auseinandersetzung mit dem Thema 
BBiG-Novellierung.

Der Landesausschuss für Berufsbildung (LAB) wur-
de im Jahr 2016 neu benannt, so dass nun sechs 
Gewerkschaften vertreten sind. Schwerpunkte der 
neuen Amtsperiode sind die Qualität der beruflichen 
Bildung in Bezug auf Berufsorientierung, im Über-
gang von Schule in Beruf sowie an berufliche Schu-
len, aber auch die Umsetzung landesrechtlicher Rege-
lungen wie die Erstattung von Kosten für Fahrten und 
Unterbringung für Auszubildende. Gemeinsam mit 
Kammern und Arbeitgebervertretung hat der DGB im 
LAB bereits Ende 2015 Forderungen zur Anpassung 
der Förderhöchstgrenze und der Staffelung des Zu-
schusses an die Entwicklung der durchschnittlichen 

Ausbildungsvergütung formuliert. Zudem wird die 
Verkürzung der Abrechnungszeiträume  und damit 
die Vorfinanzierung der Fahrtkosten durch die Aus-
zubildenden bzw. ihre Familien von sechs Monate auf 
drei Monate gefordert. Die Reaktion des Bildungsmi-
nisteriums steht immer noch aus.
Der Landesbeirat Übergang Schule-Beruf analysiert 
die aktuelle Situation auf dem Ausbildungsmarkt 
sowie Angebote zur Berufsorientierung, bewertet 
Positionen und schlägt Schritte zur verbesserten Zu-
sammenarbeit der Akteure vor. Im Mittelpunkt der 
Auseinandersetzungen standen die Weiterentwick-
lung der Berufs- und Studienorientierung insbesonde-
re an Gymnasien sowie die Integration Geflüchteter 
in Ausbildung.
Trotz positiver Aspekte bleibt die Situation auf dem 
Ausbildungsmarkt schwierig. Angebot und Nachfrage 
sind im Berufsberatungsjahr 2015/16 rein rechnerisch 
zwar weiter zusammengerückt. Der Einstieg für Ju-
gendliche mit schlechteren Startchancen sowie jun-
ge Erwachsene über 25 ohne Berufsabschluss bleibt 
jedoch weiter schwierig. Auffällig sind zunehmend 
hohe Zahlen bei nicht angetretenen Ausbildungsver-
hältnissen bzw. Vertragslösungen. Hierzu erfolgte 
unter Beteiligung des DGB eine Anhörung im Fach-
ausschuss des Landtages. Die Verbesserung der Qua-
lität der Ausbildung und Attraktivität der beruflichen 
Bildung bleibt inhaltlicher Schwerpunkt zukünftiger 
Beiratstätigkeit.

Hochschulen und Universitäten
An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg 
und der Martin-Luther-Universität (MLU) Halle exis-
tieren Hochschulinformationsbüros sowie gewerk-
schaftliche Hochschulgruppen, die der DGB mit 
den Gewerkschaften unterstützt. Darüber hinaus 
erfolgt die Unterstützung der Kooperationsstelle 
Martin-Luther-Universität – DGB Sachsen-Anhalt. 
Die Kooperation zwischen DGB und dem Fachbe-
reich Sozial- und Gesundheitswesen der Hochschule 
Magdeburg/Stendal wurde fortgesetzt. 
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Niedersachsen

Armut
In Niedersachen ist die Wirtschaftsleistung in den 
vergangenen zwei Jahren deutlich angewachsen. 
Trotz dieser günstigen Entwicklung sind 1,2 Millionen 
Menschen von Armut betroffen. Aktuelle Zahlen des 
Landesamtes für Statistik zeigen: Im Jahr 2015 hat-
ten 15,9 Prozent aller Niedersachsen ein Einkommen 
unterhalb der Armutsschwelle, das sind 0,6 Prozent-
punkte mehr als im Vorjahr. Besonders alarmierend 
ist, dass dies die höchste Armutsquote seit Beginn 
der bundesweit vergleichbaren Berechnung im Jahr 
2005 ist.

Anlässlich des internationalen Kindertags am 1. Juni 
forderte der DGB ein Aktionsprogramm gegen Kin-
derarmut. Mehr als 163.000 Kinder waren im Jahr 
2015 von Hartz IV abhängig – das sind 15,5 Prozent 
aller Kinder im Land. Im Vergleich zum Vorjahr ist 
ihre Zahl um rund zwei Prozent gewachsen. Diese 
Entwicklung zeigt, dass der Aufschwung vor allem an 
Kindern aus armen Familien vorbeigeht. Wesentliche 
Elemente des Aktionsprogrammes sind höhere Hartz 
IV-Regelsätze für Eltern und Kinder sowie mehr vor-
gelagerte finanzielle Leistungen für Familien.

Zum Weltarmutstag führte die Landesarmutskonfe-
renz (LAK) Niedersachsen ihre Fachtagung „Armut. 
Macht. Flucht.“ in Hannover durch. 120 Teilneh-
mende diskutierten in verschiedenen Foren über die 
Frage, wie globale Armut und Migration unseren 
Alltag verändern. Dabei standen die Themen Ar-
beit, Wohnen, Gesundheit und Zusammenleben im 
Mittelpunkt. Nach einem Grußwort von Staatssekre-
tär Jörg Röhmann aus dem Sozialministerium gab 
Jürgen Maier vom Forum Umwelt und Entwicklung 
in Berlin mit seinem Referat „Globale Ungleichheit, 
Migration und Produktion von Armut“ Anstöße für 
die Diskussionen in den Fachforen. Anlässlich des 
Fachtags gab die LAK eine gemeinsame Erklärung 

heraus, in der zahlreiche Forderungen des DGB auf-
gegriffen wurden.

Nein zur Pflegekammer!
Obwohl tausende Beschäftigte und Gewerkschaften 
zusammen mit Arbeitgebern gute Argumente gegen 
die Einrichtung einer Pflegekammer in Niedersachsen 
vorgebracht haben, hat die rot-grüne Landesregie-
rung am 17. Februar den Gesetzesentwurf in den 
Landtag eingebracht. Mit Unterstützung des DGB 
hat ver.di 4.000 Postkarten gegen die Pflegekammer 
gesammelt und am 17. Februar der niedersächsischen 
Sozialministerin Cornelia Rundt übergeben. 

Der DGB lehnt die Pläne zur Pflegekammer strikt ab 
und brachte seine Argumente zusammen mit ver. di 
im Rahmen einer Anhörung im Sozialausschuss des 
niedersächsischen Landtags am 17. März vor. Die 
geplante Behörde wird nur mit hohem bürokrati-
schem Aufwand betrieben werden können, den Be-
schäftigten aber keine Vorteile bringen. Im Gegenteil 

Sozialpolitik 
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werden sie durch Pflichtmitgliedschaft und Zwangs-
beiträge noch zusätzlich belastet. Das Problem in 
der Pflegebranche sind nach wie vor die schlechten 
Arbeitsbedingungen. Die geplante Pflegekammer 
wird an diesen jedoch nichts ändern. Bessere Ar-
beitsbedingungen können nur mit mehr Personal, 
flächendeckenden Tarifverträgen und ausreichenden 
finanziellen Mitteln für Krankenhäuser, Pflegeheime 
und ambulante Dienste geschaffen werden. 

Mehr Teilhabe für Menschen mit   
Behinderungen
Der DGB hat den Antrag von SPD und Grünen im 
niedersächsischen Landtag begrüßt, das Budget für 
Arbeit im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention 
weiterzuentwickeln und Menschen mit Behinderun-
gen besser in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Seit 
2008 können Menschen mit Behinderungen das Bud-
get für ihre Arbeit in Werkstätten als dauerhaften 
Lohnkostenzuschuss am allgemeinen Arbeitsmarkt 
nutzen. Bisher nehmen nur rund 80 Menschen in 
Niedersachsen diese Förderung in Anspruch. Ange-
sichts der anhaltend hohen Arbeitslosenquote von 
schwerbehinderten Menschen ist es wichtig, das 
Budget für Arbeit auszuweiten. Außerdem müssen 
Arbeitgeber stärker in die Pflicht genommen werden. 
Der DGB fordert daher, die Ausgleichsabgabe pro 
Pflichtarbeitsplatz von 290 auf 750 Euro zu erhö-
hen, wenn Unternehmen keine schwerbehinderten 
Menschen beschäftigen. 

Am 23. September hat der Deutsche Bundesrat erst-
mals über den Entwurf der Bundesregierung zum 
Bundesteilhabegesetz (BTHG) beraten. Die geplanten 
Regelungen könnten zu Leistungseinschränkungen 
und Verschlechterungen für Menschen mit Behin-
derungen führen. Der DGB unterstützte daher den 
Aufruf eines breiten Bündnisses aus niedersächsi-
schen Verbänden zum Aktionstag „BTHG – So nicht! 
Demonstration für ein besseres Bundesteilhabege-
setz“ am 22. September in Hannover. An der Aktion 

beteiligten sich circa 7.000 Menschen. Ihr Appell rich-
tete sich an die niedersächsische Landesregierung, 
sich im Bundesrat für Nachbesserungen im BTHG 
einzusetzen.

Bremen

Im Vergleich zu anderen Bundesländern weist Bre-
men mit 24,6 Prozent die höchste Gefährdung durch 
Armut aus und hat den höchsten Anteil an über-
schuldeten EinwohnerInnen. Von Armut besonders 
betroffen sind Kinder und Alleinerziehende, aber 
auch Arbeitslose . Mit der Ausweitung atypischer und 
prekärer Beschäftigung wächst auch der Anteil derer, 
die trotz Arbeit von Armut bedroht sind. Seit 2013 
gibt es in Bremen ein soziales Bündnis, an dem auch 
der DGB beteiligt ist. Das Netzwerk aus Initiativen 
und Organisationen thematisiert Armut und soziale 
Teilhabe und stellt Forderungen an die Politik. Auf der 
zweiten Armutskonferenz stand die Lebenssituation 
Jugendliche im Fokus. 200 Teilnehmende, darunter 
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viele junge Leute, diskutierten in Workshops über 
ungleiche Teilhabe, Ausbildung, Jugendberufsagen-
tur und Wege aus der Perspektivlosigkeit. Aufgrund 
der Haushaltsnotlage des Bundeslandes sowie der 
Schuldenbremse, die jeglichen finanziellen Spielraum 
immer enger werden lässt, wird die soziale Lage zum 
politischen Sprengstoff.

Wer im Erwerbsleben arm ist, wird auch im Alter 
arm bleiben. Zur Bekämpfung dieser Misere muss 
viel früher angesetzt und in Bildung, Schulen und 
Erziehung investiert werden. Bei der Veranstaltung 
„Kurswechsel in der Rentenversicherung – je früher, 
desto besser“ diskutierten VersichertenberaterInnen 
und Versichertenälteste mit Ingo Schäfer vom DGB-
Bundesvorstand die Forderungen der Rentenkam-
pagne des DGB. An diese Auftaktveranstaltung 
schlossen sich weitere Veranstaltungen in Stadtteilen 
mit ParteienvertreterInnen an. 

Sachsen-Anhalt

Armutskonferenz
Der DGB hat die erste Armutskonferenz in Halber-
stadt organisiert. Als ReferentInnen nahmen neben 
VertreterInnen der SPD, der Grünen und der Linken 
auch DGB-VertreterInnen aus dem Bezirk und der 
Region teil. In die rege Diskussion schalteten sich 
viele GewerkschafterInnen aus den Kreis- und Stadt-
verbänden ein. Die Armutskonferenz in Halberstadt 
soll in 2017 fortgesetzt werden.
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Nach § 2 der Satzung des DGB nimmt dieser die 
Funktion als Spitzenorganisation in Fragen des Be-
amten- und Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
wahr und koordiniert die gemeinsamen Aufgaben der 
Gewerkschaften für die Beamtinnen und Beamten. 
In enger Abstimmung und konstruktiver Zusam-
menarbeit der beteiligten Mitgliedsgewerkschaften 
werden die Beteiligungsrechte in Gesetzgebungsver-
fahren wahrgenommen, Stellungnahmen erarbeitet, 
Beteiligungsgespräche geführt und darüber hinaus 
Grundsatzpositionen in beamtenrechtlichen Fragen 
(zum Beispiel zum Laufbahnrecht oder zu Besoldung 
und Versorgung) entwickelt. 

Niedersachsen

Die Landesbeamtenkommission (LBK) hat viermal ge-
tagt und sich mit zahlreichen Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfen sowie aktuellen beamtenpolitischen 
Fragen befasst. Schwerpunkt war das Thema Besol-
dung. Jahrzehntelang war gute und geübte Praxis, die 
vereinbarten Tarifanpassungen für die Angestellten der 
Länder zeit- und wirkungsgleich auf die BeamtInnen 
von Bund, Ländern und Kommunen  zu übertragen. 
Das Land Niedersachsen hat sich von dieser Praxis 
allerdings 2014 verabschiedet und legt die Besoldung 
der LandesbeamtInnen bereits vor der Tarifrunde fest. 
Der DGB und die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes haben diese Praxis immer wieder entschie-
den kritisiert. Vor diesem Hintergrund organisierten 
der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften des öf-

fentlichen Dienstes, ver.di, GdP und GEW, zu diesem 
Thema das gut besuchte Beamtenforum am 4. Mai 
sowie einen Aktionstag am 9. Dezember. Außerdem 
beschäftigte sich die LBK mit der Vorbereitung der 
Ländertarif- und Besoldungsrunde 2017.

Daneben hat der DGB unter anderem Stellung genom-
men zum Gesetzentwurf zur Änderung des Nieder-
sächsischen Besoldungsgesetzes, zum Entwurf einer 
Verordnung zur Änderung der Wahlordnung für die 
Vertretung der Beschäftigten bei Einrichtungen der 
öffentlichen Hand mit wirtschaftlicher Zweckbestim-
mung und zum Entwurf einer Verordnung zur Än-
derung der Niedersächsischen Laufbahnverordnung 
(NLVO).

Vereinbarungen nach § 81 NPersVG
Solche Vereinbarungen werden abgeschlossen zwi-
schen dem DGB als Spitzenorganisation der zustän-
digen Gewerkschaften und der Landesregierung. Neu 
unterzeichnet wurden eine Vereinbarung zur Kranken-

Öffentlicher Dienst / Beamtenpolitik 

Tannenbaumaktion am 9. Dezember in Hannover
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standstatistik und eine Vereinbarung zur interkultu-
rellen Öffnung der Landesverwaltung.

Im November hat der DGB-Bezirk die Broschüre „Gute 
Arbeit im Öffentlichen Dienst“ mit einer Zusammen-
stellung aller aktuellen 81er-Vereinbarungen veröffent-
licht. Bereits im Januar hat der DGB eine Arbeitshilfe 
zum aktualisierten Niedersächsischen Personalvertre-
tungsgesetz verlegt.

Bremen

Der DGB koordiniert die Arbeit der Landesbeamten-
kommission, die sich regelmäßig trifft. In Stellung-
nahmen vertritt die Kommission die Interessen der 
Beamtinnen und Beamten im Land Bremen. 

2016 haben zwei Spitzengespräche und weitere 
Treffen zu den Themen Besoldung, Beteiligung, Für-

sorgepflicht, Arbeitsschutz und Krankenversicherung 
stattgefunden. Im August haben DGB und Gewerk-
schaften einen Vorschlag unterbreitet, wie die Zulagen 
modernisiert werden können. Die Folge der veralteten 
Zulagen ist Unzufriedenheit bis hin zur Abwanderung 
ins Umland. Gemeinsames Ziel mit der Senatorin für 
Finanzen, Karoline Linnert, ist, eine Neuregelung bis 
Ende des Jahres auf den Weg zu bringen. Diesen 
Prozess wird der DGB in den kommenden Jahren 
begleiten. 

Am 16. Dezember haben VertreterInnen des DGB der 
Finanzsenatorin einen vertrockneten Tannenbaum als 
Symbol für das gestrichene Weihnachtsgeld überreicht. 
Allerdings gab es dieses Jahr auch einen jungen Baum: 
als Symbol dafür, das neu Entstehende zu hegen und 
zu pflegen. 

Tannenbaumaktion am 16. Dezember 2016 in Bremen
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Sachsen-Anhalt

Für die Landtagswahl 2016 hat der DGB Forderungen 
zum Öffentlichen Dienst aufgestellt. Laut Koalitions-
vertrag der neuen Landesregierung soll das Personal-
vertretungsgesetz überarbeitet werden. Im Haushalt 
für 2017/2018 hat die schwarz-rot-grüne Koalition 
Geld für die Neueinstellung für PolizistInnen und 
LehrerInnen eingestellt.

Im Sommer fand vor dem Landtag eine Demonstra-
tion aller Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
statt. Anlass war der Entwurf zur Änderung des Besol-
dungs- und Versorgungrechtsänderungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt, der eine deutlich schlechtere 
Regelung zur verfassungsmäßigen Besoldung als bei-
spielsweise Sachsen enthält. Leider haben nicht viele 
Beamten und Beamtinnen teilgenommen. 

Der DGB hat zu allen Gesetzesentwürfen und Richtli-
nien Stellungnahmen abgegeben. Zusammen mit den 
Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes arbeitet er 
konstant im Landespersonalausschuss und im Beirat 
für Versorgung mit. Regelmäßig finden Gespräche 
mit dem Finanzminister Andrè Schröder statt. Die 
von der Landesregierung angestrebte Erhöhung des 
Pensionsalters konnten die Gewerkschaften erfolg-
reich verhindern.
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Bezirk

Ausschuss für Umweltfragen
Der Ausschuss für Umweltfragen (AfU) tagte regel-
mäßig und lud zu seinen Sitzungen externe Gäste 
ein. Inhaltlich war seine Arbeit von Fragen der Klima-
schutz- und Energiepolitik geprägt. Zum Rückbau der 
Atomkraftwerke hat der AfU ein Hintergrundpapier 
für den DGB-Bezirksvorstand erarbeitet. Zum glei-
chen Thema fand ein Treffen mit den atompolitischen 
Sprechern von SPD und Bündnis 90/Die Grünen im 
Landtag statt. Im Rahmen einer Exkursion nach Os-
nabrück hat der AfU im September zu Expertenge-
sprächen die Deutsche Bundesstiftung Umwelt und 
das Museum Industriekultur besucht. 

Niedersachsen

Der DGB hat Stellungnahmen zu den Entwürfen der 
Nachhaltigkeits- sowie der Naturschutzstrategie in 
Niedersachsen abgegeben. Dabei standen die As-
pekte Gute Arbeit, Tarifbindung und soziale Nach-
haltigkeit im Mittelpunkt. In seiner Stellungnahme 
zum Entwurf eines niedersächsischen Gesetzes zur 
Förderung des Klimaschutzes und zur Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels hat der DGB das 
stärkere Engagement für den Klimaschutz begrüßt, 
aber gleichzeitig diverse Vorschläge zur stärkeren 
Berücksichtigung der Interessen der Beschäftigten 
gemacht. Die Strategie- und Gesetzesentwürfe will 
die Landesregierung 2017 beschließen.

Der DGB hat in der Anhörung zum Gesetzesentwurf 
zur Sicherung der Ausbildungsverkehre in Nieder-
sachsen und zur landesrechtlichen Ersetzung der Aus-
gleichsregelung die hohe Bedeutung des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) betont und gefordert, 
die bestehenden Angebote weiter zu entwickeln. Das 
Gesetz wurde 2016 vom Landtag verabschiedet.

Kommission der Niedersächsischen Landes-
regierung „Europäische Umweltpolitik und 
Vorhabenplanung“
Die 7. Regierungskommission arbeitete im Auftrag 
des Kabinetts und hat Arbeitskreise zu den Themen-
schwerpunkten Akzeptanz und Kommunikation in 
der Vorhabenplanung, Kreislaufwirtschaft, Chemi-
kalienpolitik, Immissionsschutz, Ressourceneffizienz 
und zum Ökodesign eingerichtet. Der DGB hat sich 
an der Kommission konstruktiv beteiligt und sich in 
den Arbeitskreisen eingebracht. Für die DGB-Vertre-
terInnen stand dabei in Vordergrund, die Perspektive 
der Beschäftigten in die Diskussion einzubringen. Die 
Abschlussveranstaltung mit der Präsentation der Ab-
schlussberichte fand im November 2016 in Hannover 
statt. 

Klimaschutz- und Energieagentur   
Der DGB ist mit einer Person im Beirat der Klima-
schutz- und Energieagentur des Landes Niedersach-
sen vertreten. Er macht dort auf die spezifischen 
Interessen von Beschäftigten und Gewerkschaften 
in Sachen Energiepolitik, Energiewende und Klima-
schutz aufmerksam.

Niedersachsenallianz für Nachhaltigkeit
Der DGB ist einer der Partner der im Jahr 2016 neu-
gegründeten Niedersachsenallianz für Nachhaltig-
keit. Dadurch ist der DGB in der Spitzenrunde und 
der Arbeitsgruppe der Allianz vertreten. Zudem ist 
der DGB über die Technologieberatungsstelle (TBS) 
Niedersachsen in der Geschäftsstelle vertreten. Durch 
sein Engagement stärkt der DGB die Bedeutung der 
sozialen Nachhaltigkeit innerhalb der Aktivitäten der 
Allianz. Ein Tätigkeitsbericht zur Allianz ist im Bereich 
„Projekte“ zu finden (siehe auch S. 79).

Umwelt, Energie, Verkehr
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Sachsen-Anhalt

Vor dem Hintergrund aktueller Klimapolitik engagiert 
sich der DGB in verschiedenen Gremien für die Ent-
wicklung ökologisch nachhaltiger Wirtschaftsstruk-
turen. Das DGB-Landesbüro ist seit Oktober durch 
Regina Stipani an den Sitzungen des Gemeinsamen 
Begleitausschusses EFRE, ESF und ELER vertreten. 
Susanne Wiedemeyer vertritt den DGB in den Sit-
zungen des „Beirates für Umwelt und Wirtschaft“ 
in der Umweltallianz Sachsen-Anhalt.

Wegen beträchtlicher Umwelt- und sozialer Probleme 
durch einen industriellen Schweinezuchtbetrieb in 
Genthin berät Bernhard Becker Beschäftigte, Anwoh-
nerInnen und KommunalvertreterInnen aus dem Je-
richower Land. Nach gerichtlichen Auseinanderset-
zungen wurde dem Investor Adrianus Straathof ein 
bundesweit geltendes Tierhaltungsverbot auferlegt. 
Trotz des folgenden Wechsels des Betreibers ist keine 
wesentliche Verbesserung der Situation eingetreten.
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Niedersachsen

Der DGB unterstützte den Kongress für betrieblichen 
Arbeits- und Gesundheitsschutz – „Gesünder Arbei-
ten in Bremen und Niedersachsen“ am 13. Sep tem ber. 
Der Beirat für Arbeitsschutz beim niedersächsischen 
Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstel-
lung konnte wegen terminlicher Überschneidungen 
im Frühjahr keine Sitzung durchführen. Die für Okto-
ber geplante Sitzung fiel aufgrund des Ausscheidens 
der gegenwärtig von der Arbeitgeberseite gestellten 
Vorsitzenden und weiterer terminlicher Schwierigkei-
ten aus.

Bremen

Im April fand die 22. Arbeitsschutzkonferenz zum 
Thema „Immer mehr – immer schneller – immer fle-
xibler – Wo bleibt der Arbeitsschutz?“ im DGB-Haus 
statt. 80 Teilnehmende diskutierten die Umbrüche 
auf dem Arbeitsmarkt und deren Herausforderun gen 
für den Arbeits- und Gesundheitsschutz. Im Zentrum 
stand die Weiterentwicklung der Mitbestimmung für 
Crowdworker, Homeoffice und Werkvertragler. Die 
Teilnehmenden schätzten besonders den Austausch 
über die Gewerkschaften hinweg.

Der DGB arbeitet aktiv im Landesarbeitskreis für 
Arbeitsschutz mit. In der Frühjahrskonferenz stand 
die Beratung klein- und mittelständischer Betriebe 
im Fokus. Mit einem internetbasierten Projekt soll 
ein besserer Arbeits- und Gesundheitsschutz zum 
Tragen kommen. Die Herbstkonferenz stand ganz 
im Zeichen der Vorbereitung des gemeinsamen Kon-
gresses Niedersachsen und Bremen unter dem Motto 
„Gesünder arbeiten in Bremen und Niedersachsen“. 
Er hatte das Schwerpunktthema „Arbeit 4.0 – Her-
ausforderungen in der Praxis und aktuelle Entwick-
lungen im Arbeitsschutz“. Der DGB Bremen war mit 
einem Infostand dabei, Annette Düring, Leiterin der 
DGB-Landesvertretung in Bremen, hielt einen Vortrag 

über Chancen und Risiken für ArbeitnehmerInnen. 
Mit über 200 Teilnehmenden war der Kongress sehr 
gut besucht.

Sachsen-Anhalt

Der DGB und seine Gewerkschaften arbeiteten aktiv 
im Landesarbeitskreis für Arbeits- und Gesundheits-
schutz und gestalteten in diesem Rahmen den Tag 
der Arbeitssicherheit mit.

Arbeits- und Gesundheitsschutz 
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Niedersachsen

In Niedersachsen bestehen sechs Handwerkkam-
mern, die von den DGB-Regionen betreut werden. 
Auf bezirklicher Ebene fand die Abstimmung zwi-
schen Arbeitnehmervizepräsidenten und Gewerk-
schaften innerhalb des Arbeitskreises Handwerk 
statt. Im Mittelpunkt standen Fragen der beruflichen 
Bildung wie die Zahl der AusbildungsberaterInnen in 
den Kammern. Außerdem erarbeitete der Arbeitskreis 
eine mit den ArbeitnehmervertreterInnen in den Kam-
mern abgestimmte Position zur Landtagswahl 2018.

Bremen

Der DGB benennt die Vertreterinnen und Vertreter 
der Arbeitnehmerseite für die Vollversammlung und 
den Berufsbildungsausschuss der Handwerkskam-
mer Bremen. Der Vorstand der Handwerkskammer 
hat sich thematische Schwerpunkte gegeben. Der 
Vizepräsident Roy Kahl ist für das Thema Ausbildung 
zuständig und für die Handwerkskammer in Gremien 
der Ausbildungsgarantie involviert. Thomas Senge-
wald, ebenfalls Vorstandsmitglied, hat als Schwer-
punkt seiner Arbeit den Arbeitsschutz. Die geplante 
Klausurtagung konnte nicht stattfinden, für Frühjahr 
2017 ist eine erneute Auflage geplant.

Handwerk 
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Bezirk

Der DGB-Bezirk unterhält zahlreiche gute Kontakte 
mit regionalen Gewerkschaften und Gewerkschafts-
dachverbänden aus Italien, Frankreich, England, Po-
len und Spanien. Diese wurden auch im Jahr 2016 
aufrechterhalten. Besonders intensive Beziehungen 
bestehen zum italienischen Gewerkschafts-Dach-
verband CGIL in der Lombardei mit Sitz in Mailand.
Eine Delegation der polnischen NGO La Strada hat 
im Jahr 2016 den DGB-Bezirk besucht. La Strada 
engagiert sich gegen Ausbeutung und hat ein Ko-
operationsprojekt mit den niedersächsischen Bera-
tungsstellen für mobile Beschäftigte durchgeführt.
Durch das Ausstellungsprojekt „Bitter Oranges“ (s. 
u.) wurde seitens des DGB ein guter Kontakt zur 
Universität in Innsbruck in Persona von Prof. Gilles 
Reckinger und Dr. Diana Reiners aufgebaut.
Seit Jahrzehnten besteht ein intensiver Austausch 
zwischen dem DGB-Bezirk und der Histadrut in Haifa. 
Im Jahr 2016 besuchte eine Delegation der Bezirke 
Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt, Nord 
und Baden-Württemberg gemeinsam Israel und 
setzte den Dialog mit dem Kolleginnen und Kollegen 
fort. Dieses Jahr standen die Sicherheitsfrage, die 
Arbeitsbedingungen von zivilen SoldatInnen, privati-
sierte und staatlich unterstützte Kollektivsiedlungen 
sowie die Eisenbahninfrastruktur in Israel im Fokus 
des Besuches. 

Europäische Austauschprojekte
Der DGB-Bezirk hat an dem europäischen Austausch-
projekt DEDALUS/ARIANNA teilgenommen, das von 
der italienischen Gewerkschaft CGIL federführend 
beantragt und durchgeführt wurde. Das Projekt 
wurde von der Europäischen Kommission finanziert. 
Zielgruppe des Austauschs zwischen zehn Gewerk-
schaften aus acht Ländern waren europäische Be-
triebsräte. Die Abschlusskonferenz fand am 18./19. 
Mai in Mailand statt. An der Konferenz nahmen ins-
gesamt etwa 250 Kolleginnen und Kollegen aus den 

beteiligten Ländern teil, darunter auch Luca Visentini 
(general secretary of ETUC). Der Abschlussbericht 
wurde mittlerweile in deutscher Sprache auf der 
Homepage des DGB-Bezirks veröffentlicht.
Der DGB-Bezirk hat seine Bereitschaft zur Teilnahme 
an zwei weiteren europäischen Projekten signalisiert, 
die derzeit von der CGIL Lombardei sowie von CGIL 
Campania beantragt werden. Beide Projekte haben 
die Stärkung des sozialen Dialogs zum Ziel.

Niedersachsen

Bitter Oranges
Gemeinsam mit einer breiten Partnerschaft beste-
hend aus verschiedenen Organisationen hat der DGB 
die internationale Wanderausstellung „Bitter Oran-
ges“ von September bis November nach Hannover 
und Wolfsburg geholt. Die Foto-Ausstellung eines 
Forschungsteams der Universität Innsbruck themati-
siert beispielhaft moderne Arbeitssklaverei in Europa 
durch die Ausbeutung geflüchteter Menschen sowie 
den Preisdruck in der Lebensmittelproduktion. Zu-
gleich sensibilisiert sie für faire Handelsbedingungen 
und einen bewussten Konsum von Nahrungsmitteln.

Europäischer und internationaler Austausch

Ausstellungsplakat „Bitter Oranges“
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Im Kreise der Ausstellungspartnerschaft wurde ein 
Begleitprogramm mit insgesamt 11 Veranstaltungen 
durchgeführt. Der DGB hat dazu jeweils eine Veran-
staltung in Hannover in Kooperation mit der Rosa-
Luxemburg-Stiftung und in Wolfsburg in Kooperation 
mit der IG Metall und der Friedrich-Ebert-Stiftung 
beigetragen. In beiden Veranstaltungen ging es um 
die Arbeitsmarktintegration von geflüchteten Men-
schen in Niedersachsen. Als Hintergrundmaterial hat 
die DGB-Jugend die Broschüre „Flucht. Migration. 
Arbeit“ erstellt und verteilt. Auf einer Homepage hat 
der DGB alle Informationen zur Ausstellung online 
gebündelt und die Ausstellung durch Pressearbeit 
in Form von Pressemitteilungen und einem Presse-
gespräch begleitet. Die Resonanz in Medien und 
Öffentlichkeit war sehr positiv.

Bremen

Bei mehreren DGB-Veranstaltungen in Kooperation 
mit der Arbeiterwohlfahrt Bremen wurden die Ursa-
chen und Konsequenzen des „Brexit“ diskutiert. Im 
Rahmen der Veranstaltung „Das Nein der Briten zur 
EU – Ursachen und Aussichten“ mit Prof. Dr. Rudolf 
Hickel standen sowohl soziale als auch fiskalische 
bzw. monetäre Aspekte im Fokus. Darüber hinaus 
wurden Perspektiven Europas entgegen der immer 
stärker werdenden Kräfte der Renationalisierung 
und des Rechtspopulismus diskutiert. Gegenstand 
der an diese Themenschwerpunkte anknüpfenden 
Veranstaltung „EU 2.0 – Chance für ein sozialeres 
Europa?“ mit Dr. Joachim Schuster waren Wege für 
einen Neustart des Projektes Europa. Der Referent 
erörterte Gründe für die Unverzichtbarkeit der Euro-
päischen Union und lieferte Denkansätze für einen 
möglichen Neustart. Im Vordergrund stand dabei 
vor allem die Stärkung sozialer Rechte in Zeiten von 
Jugend arbeitslosigkeit, Wirtschaftskrise und Steuer-
vermeidung.
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Der DGB und die DGB-Jugend beteiligten sich an 
zahlreichen Bündnissen gegen Rechts und organi-
sierten Demonstrationen, Kundgebungen, Seminare 
und Veranstaltungen rund um die gewerkschaftliche 
Auseinandersetzung mit rechter Hetze.

Die Wahlerfolge der rechtspopulisitschen AfD, die 
regionalen Ableger der PEGIDA-Demonstrationen 
und die Zunahme von Übergriffen auf Unterkünfte 
geflüchteter Menschen waren die zentralen Heraus-
forderungen, denen sich GewerkschafterInnen auf 
allen Ebenen entgegenstellten.

Niedersachsen

DGB und DGB-Jugend boten im Vorfeld der Kommu-
nalwahl zahlreiche Veranstaltungen zum Umgang mit 
Rechtspopulismus aus gewerkschaftlicher Perspektive 
an, die jeweils gut besucht waren und Gelegenheit 
zur Diskussion boten. Neben dem inhaltlichen Aus-
tausch mit Aktiven der Kreis- und Stadtverbände oder 
der DGB-Jugend wurde in Zusammenarbeit mit der 
Friederich-Ebert-Stiftung die Reihe „Protest, Populis-
mus, Politikalternative?“ an verschiedenen Orten in 
Niedersachsen durchgeführt. Neben Vorträgen von 
ExpertInnen standen offene Diskussionsrunden auf 
dem Programm.

Am Tag vor der Kommunalwahl beteiligten sich DGB 
und DGB-Jugend an den Protesten gegen den Wahl-
kampfauftritt von Frauke Petry (AfD) in Hannover und 
setzten ein deutliches Zeichen für Solidarität. 

In Hannover waren DGB und DGB-Jugend an der 
„Antifaschistischen Sozialkonferenz“ beteiligt, die 
2016 das Thema „Mobilmachung von rechts – Hin-
tergründe und Gegenbewegungen“ bearbeitete.

Im August rief der DGB zu den jährlichen Protesten 
gegen den so genannten „Trauermarsch“ in Bad 
Nenndorf auf. Unter dem Motto „Nazis entgegen-

treten – bunt statt braun“ fanden eine Kundgebung 
und ein Demonstrationszug statt – diesmal glückli-
cherweise ohne den seit 2006 stattfindenden Nazi-
Aufmarsch.

In Braunschweig kam es seit Juni verstärkt zu rechten 
Übergriffen auf Andersdenkende. Die DGB-Jugend 
beteiligte sich an Protesten gegen die rechte Szene 
vor Ort.

In Göttingen fanden von Mai bis November Proteste 
und Demos gegen den so genannten „Freundeskreis 
Thüringen/Niedersachsen“ statt. Durch diese Akti-
vitäten konnte der anfänglich harmlos erscheinende 
„Freundeskreis“ als das enttarnt werden, was er 
ist – nämlich eine von Nazi-Ideologie durchsetzte 
Organisation. Vor der Kommunalwahl wurde eine 
bundesweite Kundgebung der NPD mit einer Spen-
dengala begleitet, bei der mehrere tausend Euro 
zugunsten einer Hilfsorganisation für Geflüchtete 
eingenommen wurden.

In Göttingen und Oldenburg fanden am Vorabend 
des 1. Mai Konzerte gegen Rechts statt („Refugees 
Welcome Festival“ und „Rock gegen Rechts“). Die 
DGB-Jugend setzte mit diesen Events ein starkes Si-
gnal gegen Ausgrenzung und Rassismus. Insgesamt 
kamen rund 3.000 Teilnehmende zu den Veranstal-
tungen.

Aktiv gegen Rechts 

 Der DGB macht TTIP und CETA in Bad Lauterberg zum Thema
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Bremen

Die DGB-Jugend veranstaltete in Kooperation mit 
dem Bündnis „Decolonize Bremen“ im November 
die Veranstaltung „Deutsch Südwas? – Erinnerung 
an einen deutschen Völkermord in Namibia“ und 
arbeitete mit dem Bündnis „Aufstehen gegen Ras-
sismus“ zusammen. So wurde im Gewerkschaftshaus 
eine MultiplikatorInnen-Schulung zum Argumentieren 
gegen rechte Hetze und diskriminierende Sprüche 
organisiert. Weiterhin war die DGB-Jugend bei der 
„Nacht der Jugend“ im Bremer Rathaus vertreten. 
Die Veranstaltung findet jährlich zum Gedenken an 
die Reichsprogromnacht statt. Sie will erinnern und 
gleichzeitig jugendliches Engagement stärken.

Die DGB-Jugend mobilisierte außerdem zu den 
Protesten gegen verschiedene Aufmärsche rechter 
Hooligans und Neonazis im gesamten Bundesgebiet.

Bereits zum zweiten Mal in Folge fungierte der DGB 
als Veranstalter des Festivals „Vielfalt Rockt!“ auf 

dem Bremer Domshof, welches unter der Schirmherr-
schaft von Bürgermeister Carsten Sieling stehend, 
von über 2.500 Menschen auf dem Bremer Domshof 
besucht wurde. Während des Konzerts waren Ge-
werkschaften mit einem Info-Stand auf dem Kon-
zertgelände präsent.

Sachsen-Anhalt

Der DGB hat die Interessen der Gewerkschaften in 
den Bündnissen für „Toleranz und Demokratie“, am 
„Runden Tisch gegen Ausländerfeindlichkeit“ und 
im „Bündnis für Zuwanderung und Integration“ ver-
treten. Hinzu kamen die Bündnisse vor Ort und die 
Beiräte des Landesaktionsplanes.

Im Januar fand in Magdeburg die achte „Meile der 
Demokratie“ vom Universitätsplatz bis zum Hassel-
bachplatz statt. Diese gemeinsame Veranstaltung des 
Bündnisses gegen Rechts und der Stadt Magdeburg 
war die Antwort auf die jährliche Demonstration der 
NPD zum Jahrestag der Bombardierung der Stadt 
Magdeburg. Es fand eine Zusammenarbeit mit dem 
Bündnis „Magdeburg blockiert“ statt. Gemeinsam 
mit dem „Bündnis gegen Rechts“ und „Block MD“ 
fanden zwei Veranstaltungen auf dem Domplatz 
gegen die AfD statt.

Im November lud der DGB die Hauptamtlichen der 
Gewerkschaften zu einer Fortbildung zum Thema 
„Argumentieren gegen Rechtspopulismus“ ein.

„Vielfalt Rockt!“-Konzert in Bremen am 30. April 2016
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Niedersachsen

In einer mündlichen Anhörung im niedersächsischen 
Landtag hat der DGB am 7. Januar ein zeitgemäßes 
und bürgerorientiertes Mediengesetz gefordert und 
das Vorhaben der Regierungsfraktionen begrüßt, 
das niedersächsische Mediengesetz zu novellieren 
und den Bürgerrundfunk zu stärken. Das geänderte 
Gesetz ist seit 18. Februar in Kraft.

Der aus gewerkschaftlichen GremienvertreterIn-
nen bestehende Arbeitskreis Medienpolitik tauscht 
sich sowohl zu medienpolitischen Fragen als auch 
zu Angelegenheiten von NDR-Rundfunkrat und 
NLM-Versamlung aus. DGB-Abteilungsleiterin Lea 
Arnold vertritt den DGB zusammen mit Wille Bartz 
in der Versammlung der NLM und ist Mitglied im 
Programmausschuss. Bezirks-Pressesprecherin Tina 
Kolbeck-Landau vertritt den DGB zusammen mit 
Susanne Kremer und Detlef Ahting (beide ver.di) im 
NDR-Rundfunkrat und ist dort Mitglied im Rechts- 
und Eingabenausschuss.

Bremen

Im Vorfeld zur Besetzung des Rundfunk- und Ver-
waltungsrates bei Radio Bremen wurde das Radio-
Bremen-Gesetz verändert. Der Rundfunkrat wurde 
erweitert auf 32 entsendende Organisationen, die 
sechs Positionen im Verwaltungsrat wurden genau 
spezifiziert und mit einem Bewerbungsverfahren hin-
terlegt. Der DGB Bremen ist mit seiner Geschäftsfüh-
rerin Annette Düring im Rundfunkrat vertreten, ihr 
Stellvertreter ist Dr. Tim Voss. 

Der kleine Sender Radio Bremen stellt sich mit seinem 
neuen crossmedialen Projekt NEXT auf die Zielgrup-
pe sehr junger Menschen (15- bis 25-jährige) ein. 
Dabei gestaltet das junge Zielpublikum das eigene 
Programm mit. Erste Ergebnisse sind sehr vielverspre-
chend und werden in den Gremien aktuell diskutiert.

Frank Behrens (GEW) vertritt den DGB Bremen in 
der Bremischen Landesmedienanstalt (BREMA), dem 
Aufsichtsgremium für die Privatsender.

Sachsen-Anhalt

Der DGB ist in der Versammlung und im Rechtsau-
schuss der Medienanstalt Sachsen-Anhalt (MSA) 
durch Bernhard Becker vertreten. Sein Engagement 
fokussiert sich neben der Vermittlung von Medien-
kompetenz bei Jugendlichen auf Offene Kanäle und 
Bürgermedien sowie lokale Anbieter von Radio- und 
Fernsehprogrammen. In diesem Rahmen hat er am 
Lokal-TV-Kongress 2016 der ostdeutschen Länder in 
Potsdam teilgenommen.

Vermittelt durch Sandro Witt, der den DGB Thüringen 
im Rundfunkrat vertritt, hat der DGB bei MDR-Inten-
dantin Prof. Dr. Karola Wille um Auskunft gebeten, 
welche VertreterInnen von Arbeitnehmer- und Arbeit-
geberorganisationen in der Sendung „FAKT IST…“ 
seit dem Jahr 2015 teilgenommen haben.

Die Antwort belegte, dass in den Sendungen aus dem 
Landesfunkhaus Magdeburg keine DGB-Gewerk-
schafts vertreterInnen zu Wort gekommen waren. 
Anlass für die Anfrage war, dass die Pressestelle des 
DGB-Landesbüros fast durchgängig an Vorrecherchen 
der Magdeburger Redaktion beteiligt war, Vorschlä-
ge für Studio-GesprächsteilnehmerInnen indes stets 
unberücksichtigt blieben.

Im Verwaltungsrat des MDR hält nach wie vor der 
ehemalige DGB-Landesvorsitzende Dr. Jürgen Weiß-
bach einen Sitz.

Medienpolitik
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Der Umgang mit Beamtinnen und Beamten ist in Bremen 
einer der gravierendsten Konflikte zwischen rot-grüner 
Landesregierung und Gewerkschaften. Konnte der DGB 
in diesem Jahr Fortschritte erreichen?

Ja – eindeutig! Seit diesem Jahr gibt es die so ge-
nannten beamtenpolitischen Spitzengespräche mit 
Senatorin Karoline Linnert und Bürgermeister Carsten 
Sieling. Der DGB lädt ins Gewerkschaftshaus ein, die 
Gewerkschaften ver.di, GEW und GdP bereiten The-
men wie Besoldung und Krankenversicherung vor. In 
einer Arbeitsgruppe wird an einer Neuordnung der 
Zulagen gearbeitet. Die nächste große Gesprächsrun-
de wird nach der Tarifrunde 2017 stattfinden. Dann 
wird sich zeigen, wie ernst es Senatorin Linnert und 
Bürgermeister Sieling mit dem „Aufeinander_Zuge-
hen“ nehmen. „Verhandeln statt Verordnen“ steht 
bisher nicht auf der Tagesordnung.

Auch die Integration von Geflüchteten in den Arbeits-
markt und bessere Arbeitsbedingungen für mobile Be-
schäftigte sind Mammutaufgaben, die in Bremen anste-
hen. Welche Erfolge konnte der Bremer DGB erzielen?

Nach langen Gesprächen und noch mal längerem 
Verwaltungshandeln konnte die Beratungsstelle für 
mobile Beschäftigte auf den Weg gebracht werden. 
Die Prozesse in Bremen gestalten sich sehr zäh. Es 
fehlt eindeutig an Entscheidungskompetenz auf der 
politischen Ebene. Ende Oktober wurde das neue An-
kunftszentrum für Geflüchtete in Bremen-Nord mit 
drei Behörden (zentrale Aufnahmestelle, Gesundheits-
amt, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) unter 
einem Dach eröffnet. Allerdings ohne Agentur für 
Arbeit. Das ist nicht gut, denn Arbeit ist ein wichtiger 
Baustein für Integration.

Mit dem Weggang oder der Schließung von Unterneh-
men wie Coca-Cola, Zero und Kellogg drohen Bremen 
wichtige großbetriebliche Strukturen wegzubrechen. Hat 
der Senat gute Antworten? Was fordert der DGB? 

Bremen steht vor großen Herausforderungen: Wir 

verlieren Arbeitsplätze im Sektor der mittleren und 
geringen Qualifikationen und gleichzeitig boomt 
der hoch qualifizierte Bereich mit einem Zuwachs 
an Arbeitsplätzen. Hier sind Politik und Wirtschaft 
gleichermaßen gefordert. Bremen hat viel Geld für 
500 Plätze öffentlich finanzierter Beschäftigung in die 
Hand genommen. Das ist aber ein Angebot für Lang-
zeitarbeitslose. Es muss bei der Bereitstellung von 
Arbeitsplätzen ein stärkeres Zusammenspiel zwischen 
Arbeitsmarktpolitik, Qualifizierung und Weiterbildung 
sowie der Wirtschaft geben.

Landespolitisches aus Bremen
Drei Fragen an Annette Düring 
Geschäftsführerin der DGB-Region Bremen-Elbe-Weser,
Leiterin der Landesvertretung Bremen

Annette Düring
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DGB in Kooperation

Die Pressestellen der drei Bundesländer des DGB-Be-
zirks begleiten die Aktivitäten der Fachabteilungen, 
führen zu ausgewählten Themen Pressegespräche 
durch, bearbeiten Presseanfragen und unterstützen 
JournalistInnen bei ihrer Recherche. Darüber hinaus 
setzen sie bundesweite DGB-Kampagnen um und 
entwickeln landessspezifische Konzepte, zum Beispiel 
zu den Landtagswahlen. Auch die redaktionelle Be-
treuung der Internet- und Web 2.0-Auftritte sowie 
die Koordinierung von Veröffentlichungen zählen zum 
Aufgabengebiet der Abteilung.

Der DGB im Netz
Die Internetseiten www.niedersachsen-bremen-
sachsenanhalt.dgb.de, www.niedersachsen.dgb.
de, www.bremen.dgb.de und www.sachsenanhalt.
dgb.de informieren Interessierte über die Aktivitäten 
des DGB im Bezirk und in den drei Bundesländern. 

Ein Newsletter informiert Beschäftigte des DGB und 
der Gewerkschaften sowie PolitikerInnen, Verbands-
vertreterInnen und JournalistInnen über die Themen 
und Termine des DGB Niedersachsen.

Im Juni trafen sich die Internet-Verantwortlichen der 
Regionen und der Landesebenen in der Internet-AG, 
um sich gegenseitig bei der Arbeit mit dem Redak-
tionssystem union.cms zu unterstützen. Ralf Steinle 
von der Internet-Redaktion des DGB-Bundesvor-
stands informierte über Neuerungen von union.cms 
und gab den Anwesenden Tipps und Tricks für den 
Redaktionsalltag.

Der DGB und Web 2.0
Einzelne Gliederungen des DGB-Bezirks sind auf Fa-
cebook und Twitter aktiv und setzen dort gewerk-
schaftspolitische Akzente. Das Facebook-Profil des 
DGB Niedersachsen hat zum Jahresende 2016 rund 
800 Fans, die Seite des DGB Bremen-Elbe-Weser 
hat 400 Fans.  Auf Twitter folgen dem DGB Nieder-
sachsen 1.390 NutzerInnen, der Account des DGB in 

Sachsen-Anhalt @dgbpresse hat 230 FollowerInnen. 
Auch einige Regionen und Stadt- und Kreisverbände 
sind in den sozialen Netzwerken aktiv. 

Pressearbeit
Unter dem Motto „Zeit für mehr Solidarität“ fan-
den zum Tag der Arbeit am 1. Mai bezirksweit rund 
hundert Veranstaltungen statt. Durch intensive 
Pressearbeit konnte sowohl in lokalen als auch in 
überregionalen Medien eine umfangreiche Bericht-
erstattung erreicht werden.

Die Sommertour des DGB-Bundesvorstandes führte 
Anfang Juli auch nach Niedersachsen. Bundesvor-
sitzender Reiner Hoffmann besuchte zusammen mit 
Gewerkschaftsvorsitzenden Betriebe in Osnabrück, 
Bad Münder, Hannover und Braunschweig.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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Niedersachsen

Bereits zum elften Mal stellten die PressesprecherIn-
nen von DGB und Gewerkschaften im Rahmen eines 
Hintergrundgesprächs – dem Fastnachtgespräch – 
den wichtigsten landespolitischen Redaktionen am 
9. Februar zentrale Themen und Termine vor.

In 46 Pressemitteilungen äußerte sich der DGB auf 
Landesebene zu politischen und gewerkschaftli-
chen Themen. Zu herausgehobenen Themen wie 
der Beamtenbesoldung, der Haushaltspolitik oder 

der qualitativen und quantitativen Situation auf dem 
Ausbildungsmarkt führte der DGB Pressegespräche 
durch. Auch bundesweite Initiativen wie die Geset-
zesreform zu Regelung von Leiharbeit und Werkver-
trägen oder das Entgeltgleichheitsgesetz unterstützte 
der DGB durch Pressekonferenzen. Aktionen zum 
Auftakt der Haushaltsklausur der Landesregierung 
am 19. Juni oder im Vorfeld der Tarifrunde für die 
Beschäftigten der Länder im Dezember fanden breite 
Presse resonanz.

Am 11. September fanden in Niedersachsen Kom-
munalwahlen statt. Im Vorfeld erarbeitete der DGB-
Bezirk kommunalpolitische Positionen. Ziel der 
Aktivitäten war es unter anderem, zu einer hohen 
Wahlbeteiligung beizutragen, die kommunalpoli ti sche 
Positionen der DGB-Gewerkschaften nach außen ver-
mitteln sowie die Aktivitäten und Veranstaltungen 
der niedersächsischen Regionen sowie Kreis- und 
Stadtverbände (KV/SV) zu unterstützen. Der DGB ver-
öffentlichte ein kommunalpolitisches Positionspapier 
in Lang- und Kurzfassung, thematische Countdown-
Flugblätter mit Interviews zur Wahl sowie Plakate. Im 
Internet waren die Inhalte auf der DGB-Website in 
Form eines Dossiers aufbereitet, auch auf Facebook 
und Twitter wurden sie publiziert. Am 5. September 
stellte der DGB seine Forderungen der Presse vor und 
rief alle Stimmberechtigten zur Wahl auf.

Bremen

Der DGB im Land Bremen hat rund 50 Pressemittei-
lungen herausgegeben sowie zwei Pressekonferenzen 
durchgeführt.

Inhaltliche Schwerpunkte der Pressemitteilungen 
waren neben dem 1. Mai sowie dem traditionell 
stattfindenden Mahl der Arbeit die Neuordnung des 
Länderfinanzausgleichs, der Landesmindestlohn so-
wie die Haushaltsplanungen. Darüber hinaus stellte 
der DGB Anforderungen und eigene Stellungnahmen 
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vor, unter anderem zum Bremischen Ladenschluss- 
sowie zum Bremischen Wohn- und Betreuungsgesetz.
Im August fand in Kooperation mit der Arbeitnehmer-
kammer Bremen eine Pressekonferenz zu den Entwick-
lungen in der Branche des Einzelhandels statt. Dort , 
die die aktuelle Situation aus Beschäftigtenperspek-
tive sowie Maßnahmen zur Förderung Guter Arbeit 
aufzeigte. Mehrere TV-Teams sowie diverse Vertre-
terInnen von Printmedien und Nachrichtenagenturen 
besuchten die Pressekonferenz. Kernbotschaft war ein 
Plädoyer für die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifver-
trägen, die Eindämmung von Öffnungszeiten und die 
Durchführung des bereits initiierten Branchendialogs 
Einzelhandel nach klaren Prämissen. Eine vergleichbar 
große Medienresonanz wurde im November mit der 
Pressekonferenz zum Branchenreport Einzelhandel 
erzielt, in deren Rahmen der DGB Ergebnisse der Un-
tersuchung mit Fokus auf die Hotel- und Gastrono-
miebranche vorstellte und diskutierte.
Nachdem der DGB sieben Jahre lang zum 1. Mai eine 

Zeitung in Printform mit einer Auflage von 15.000 
Exemplaren herausgegeben hatte, entschied er 
sich in diesem Jahr für eine Erstellung so genannter 
Countdown-Papiere. Bei diesem Format handelt es 
sich um ein digitales DIN A4-Flugblatt, in dessen 
Rahmen Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter 
und betriebliche InteressenvertreterInnen ihre Position 
zu aktuellen politischen Themen darlegen. Schwer-
punkte in diesem Jahr waren Artikel zur Tarifrunde 
im öffentlichen Dienst, zur Rentenpolitik und zu den 
2017 anstehenden Sozialwahlen.

Um das Bremer Gewerkschaftshaus für alle Inter-
essierten zu öffnen, finden neben Veranstaltungen 
regelmäßig Ausstellungen im Foyer statt. Die Aus-
stellung „Neofaschismus in Deutschland“ informierte 
über dessen Ideologie und Praxis und verdeutlichte 
Ursachen für die Ausbreitung von rassistischen und 
nationalistischen Denkens und Handeln. Die Ausstel-
lung „Leben in zwei Welten“ thematisierte Geschich-

Harald Schaum (IG BAU) spricht auf der 1.-Mai-Kundgebung in Bremen
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ten sowie Erlebnisse zugewanderter Frauen, während 
„125 Jahre IG Metall Bremen“ die lokale Historie der 
Industriegewerkschaft veranschaulichte.

Zudem präsentiert sich der DGB in sechs Schaukäs-
ten am Gewerkschaftshaus der Öffentlichkeit. In der 
zweiten Jahreshälfte machte ein Banner mit Motiven 
aus der Rentenkampagne die politische Positionie-
rung des DGB  deutlich.

Sachsen-Anhalt

Ein Jahr nach Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns lag zur Jahreswende 2016/17 die erste Wir-
kungsbilanz des Gesetzes vor. Für Sachsen-Anhalt 
sprach der DGB von einer Erfolgsgeschichte mit weni-
ger Arbeitslosen und mehr sozialversicherungspflich-
tiger Beschäftigung. In der medialen Öffentlichkeit 
hat der DGB die Wahrnehmung dafür geschärft, dass 
der Mindestlohn von hoher volkswirtschaftlicher Be-
deutung ist, da jeder dritte Beschäftigte in Sachsen-
Anhalt danach bezahlt wird.

Großen Raum nahm die Begleitung der Landtags-
wahl und der darauf folgenden Regierungsbildung 
ein. Das öffentliche Wahlforum der Gewerkschaften 
am 2. Februar im Magdeburger Ratswaage Hotel 
hatte großen Publikumszuspruch vor allem auch bei 
jungen Mitgliedern von Gewerkschaften, Parteien, 
Verbänden und Vereinen. Dort trafen die Spitzenkan-
didatinnen und Spitzenkandidaten der im Parlament 
vertretenen Parteien erstmals direkt aufeinander. 
Entsprechend groß war das Medieninteresse. In 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedsgewerkschaften 
hatte der DGB gewerkschaftliche Positionen zur 
Landtagswahl formuliert und in Form einer Synopse 
ins Verhältnis zu den Wahlprogrammen gesetzt. Dies 
war Gegenstand der Diskussion, die der Fernsehmo-
derator Andreas Mann leitete. Das Wahlforum wurde 
im Internet live von der Plattform cams21 übertragen 
und ist auf youtube. com weiterhin abrufbar. Auf Basis 
der gewerkschaftlichen Positionen hat der DGB den 
Koalitionsvertrag von CDU, SPD und Bündnis 90/
Die Grünen bewertet sowie nach den ersten 100 
Tagen der Landesregierung und einem halben Jahr 
Regierungsarbeit Bilanz gezogen. Insbesondere die 

Magdeburg: Voller Saal beim DGB-Forum zu den Landtagswahlen 2016
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elektronischen Medien haben zu diesen Anlässen 
DGB-Statements eingeholt.

Angeregt durch einen Journalisten der Magdebur-
ger Volksstimme hat der DGB mit Unterstützung der 
betroffenen Gewerkschaften die Tarifbindung unter 
den 100 größten Unternehmen Sachsen-Anhalts 
untersucht. Diese Untersuchung und eine Kommen-
tierung durch Susanne Wiedemeyer als DGB-Landes-
beauftragte gehörten zur Situationsbeschreibung der 
Tarifwirklichkeit, die die Volksstimme im November 
veröffentlichte. 

Zum 1. Oktober hatte der DGB eine wichtige Perso-
nalie zu kommunizieren:  Susanne Wiedemeyer über-
nahm den stellvertretenden Vorsitz des DGB-Bezirks 
Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt sowie 
die Leitung des DGB-Landesbüros in Magdeburg. 
Sie folgte in diesen Funktionen auf Udo Gebhardt, 
der in den Ruhestand ging. Durch längere Beiträge 
in der Magdeburger Volksstimme ist es gelungen, 
Susanne Wiedemeyer als neue DGB-Vertreterin be-
kannt zu machen.

Banner am Gewerkschaftshaus in Magdeburg
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Bezirk

Internationaler Frauentag 
In über dreißig Veranstaltungen machten Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter anlässlich des 
Internationalen Frauentages am 8. März auf ihre 
gleichstellungspolitischen Forderungen aufmerksam.

Bundesweit forderte der Deutsche Gewerkschafts-
bund (DGB) mehr Arbeitszeitsouveränität für die Be-
schäftigten. Jeder zehnte Beschäftigte ist mit seiner 
Arbeitszeit unzufrieden – unabhängig, ob Frau oder 
Mann. Vor allem Frauen in geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnissen und in Teilzeit möchten ihre 
Arbeitszeit gerne ausweiten, immer mehr Männer 
ihre Stundenzahl reduzieren. In kaum einem anderen 
EU-Land ist die Arbeitszeit zwischen den Geschlech-
tern so ungleich verteilt wie in Deutschland. 

Die Gewerkschaften setzten daher zum internati-
onalen Frauentag 2016 ein Zeichen und forderten 
unter anderem: 

– ein Recht auf befristete Teilzeit. Damit Beschäftig-
te ihre Arbeitszeit nach Bedarf wieder aufstocken 
können und auch Männer sich trauen, in bestimm-
ten Lebensphasen ihre Arbeitszeit zu reduzieren.

– ein Recht, aus der Teilzeit wieder zurückzukehren. 
Wer raus will aus der Teilzeitfalle, soll auch einen 
gesetzlichen Anspruch darauf haben. 

Equal Pay Day
Frauen verdienen in Deutschland durchschnittlich 
21 Prozent weniger als Männer. Die Entgeltlücke ist 
damit größer als in den meisten EU-Ländern. Unter 
dem Motto „Equal Pay kommt in Fahrt“ hat das 

Frauen- und Gleichstellungspolitik 

Bezirk

Veranstaltung zum Internationalen Frauentag in Hannover
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EPD-Bündnis in Hannover für Niedersachsen mit 
freundlicher Unterstützung der Üstra am 19. März 
eine Equal Pay-Veranstaltung erfolgreich durchge-
führt. Zusätzlich veranstaltete der DGB zusammen 
mit der IG BCE und der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
eine Reihe unter der Überschrift „Frau. Total. Glo-
bal. Wie schaffen wir Gleichstellung in Arbeit und 
Gesellschaft?“. Die drei Veranstaltungen befassten 
sich mit den Themen: „Was verbirgt sich in der berei-
nigten Entgeltlücke?“, „Was bedeutet Industrie 4.0 
für gleichstellungspolitische Fragen“ sowie „Doppelt 
benachteiligt? Migrantinnen auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt“.

Bezirksfrauenausschuss (BFA)
Das diesjährige BFA-Frauenseminar fand im Februar 
unter der Leitung der Pressesprecherin des DGB-Be-
zirks statt. Unter der Überschrift „Schreibwerkstatt 
für Gewerkschaftsfrauen: Aus dem Vollen schöpfen!“ 
verfassten Gewerkschafterinnen autobiografische 
Texte und beschäftigten sich kritisch mit Frauenrollen 
in Arbeit und Privatleben. 

Lohngerechtigkeitsgesetz, Mutterschutzrichtlinie, 
Weiterentwicklung des Teilzeitrechts im Teilzeit- 
und Befristungsgesetz waren die Bundesthemen, 
mit denen sich der Bezirksfrauenausschuss in seinen 
Sitzungen auseinandergesetzt hat. Zum Niedersäch-
sischen Gleichberechtigungsgesetz (NGG) und zur 
Novellierung des Niedersächsischen Kommunalver-
fassungsgesetzes (NKomVG) hat der BFA Stellung-
nahmen abgegeben.

Intensiv beschäftigte sich der Bezirksfrauenaus-
schuss mit der Familienpolitik der neuen Rechten. 
Diese zeichnet sich durch ein reaktionäres Weltbild 
und Anti-Feminismus aus. Gegenüber muslimischen 
Familien grenzt sie sich in rassistischer Form ab. Die 
AfD grenzt sich aber auch gegenüber sozial Schwä-
cheren ab. Zahlreiche gleichstellungspolitische Er-
rungenschaften sollen wieder einkassiert werden. 
Dieser extremen Haltung gegenüber Genderpolitik 
wollen sich die DGB-Frauen entgegensetzen und klar 
Haltung zeigen.

Nein zu Gewalt an Frauen 
Anlässlich des Internationalen Aktionstages am 25. 
November veröffentlichte der DGB auf Bundesebe-
ne einen Leitfaden zur Verhinderung von sexueller 
Belästigung am Arbeitsplatz. Mehr als die Hälfte 
der Beschäftigten hat sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz selbst erlebt oder bereits beobachtet. 
Viele, darunter auch Personalverantwortliche und 
Betriebsräte, wissen nicht, wie sie damit umgehen 
sollen – die Mehrheit der Beschäftigten fühlt sich 
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laut einer Studie der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes schlecht informiert über das Thema. Dazu 
gibt es vom DGB nun ein Angebot: Einen Leitfaden 
für betriebliche Interessenvertretungen, der zeigt, 
wie sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz verhindert 
werden kann. 

Den DGB-Leitfaden für betriebliche Interessenvertre-
tungen „Sexualisierte Belästigung am Arbeitsplatz 
verhindern!“ mit Good-Practice-Beispielen und einer 
Muster-Betriebsvereinbarung gibt es zum Download 
unter www.frauen.dgb.de. Auch im DGB-Bezirk wur-
de der Leitfaden verteilt.

Frau und Flucht
Der DGB-Bezirksfrauenausschuss hat sich frühzeitig 
um die Belange von geflüchteten Frauen gekümmert 
und mit seinen Forderungen die Aufmerksamkeit auf 
die Frauen gelenkt, die rund 30 Prozent der nach 
Deutschland Geflüchteten einnehmen. 

Niedersachsen

Entgeltgleichheitsgesetz
Mit einer Postkartenaktion unter dem Motto “Lohn-
gerechtigkeitsgesetz Jetzt“ hat der DGB bundesweit 
gefordert, dass das Entgeltgleichheitsgesetz endlich 
umgesetzt wird, um Unternehmen zu mehr Transpa-

renz auf betrieblicher Ebene zu verpflichten. Ein indi-
vidueller Auskunftsanspruch für alle Beschäftigten, 
eine Verpflichtung zur Überprüfung der Entgeltpraxis 
sowie eine Berichtspflicht der Betriebe zur Frauen-
förderung und Entgeltgleichheit tragen zum Abbau 
von Benachteiligungen bei. Im August hat der DGB in 
Hannover diese Forderungen der Presse vorgestellt.

Landesfrauenrat
Auf Fachtagungen hat sich der Landesfrauenrat 
mit den Themenfeldern „Politik braucht Frauen!“, 
„Frauen und Armut“ sowie „Frauen und Flucht“ 
auseinandergesetzt. 

Bei einer gemeinsamen Veranstaltung mit der Lan-
desarbeitsgemeinschaft kommunale Frauenbüros 
Niedersachsen (lag) zum Thema Frau und Flucht 
wurden unter der Überschrift „Integration benötigt 
die Geschlechterperspektive“ Forderungen an die 
Landespolitik öffentlich vorgestellt. Im Mittelpunkt 
standen dabei bessere Wege in den Arbeitsmarkt für 
geflüchtete Frauen, ein wirksamer Schutz für geflüch-
tete Frauen vor Gewalt sowie die Koordinierung der 
ehrenamtlichen Arbeit mit Geflüchteten. Der DGB 
konnte insbesondere seine arbeitsmarktpolitischen 
Positionen einbringen.

Bremen

Der Landesfrauenausschuss Bremen koordiniert die 
Frauenveranstaltungen der Gewerkschaften und en-
gagiert sich stark in den Netzwerken Bremer Frauen-
ausschuss und Internationaler Frauentag. Seit einigen 
Jahren ist jedoch festzustellen, dass Frauenpolitik von 
jüngeren Frauen anders ausgelegt wird. Zu traditio-
nellen Veranstaltungen kommen sie nicht. Daher hat 
der Landesfrauenausschuss ein neues Format für eine 
Veranstaltungsreihe initiiert. Im Rahmen der Soiree 
„Starke Frauen – spannende Berufe“ stellen Frauen 
ihre Berufe vor, zum Beispiel die DNA-Spezialistin bei 
der Polizei, die Elektronenschweißerin in der Raum-
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fahrt oder die Ingenieurin in der Metallbranche. In 
einer angenehmen Erzählrunde am Abend berichten 
junge Frauen über ihre Jobs. Das spricht im Beson-
deren jungen Frauen an. 

Mit der Arbeitnehmerkammer Bremen fand eine 
Veranstaltung zur Aufwertung von Frauenberufen 
statt, die mit knapp hundert Teilnehmenden sehr 
gut besucht war. Typische Frauenberufe sind gene-
rell schlechter bezahlt als typische Männerberufe. 
Der so genannte Pay-Gap liegt im Lande Bremen 
mit 25 Prozent höher als in anderen Bundesländern. 
Des Weiteren wurde das Mentoring-Projekt für Frau-
en „Neu im Amt als Personalrätin, Betriebsrätin oder 
Mitarbeitervertreterin“ wieder für zwei Jahre aufge-
legt. Erfahrene Frauen beraten und begleiten neu 
Gewählte in ihrem Amt. Das Projekt läuft jetzt schon 
zum dritten Mal und wird von allen Gewerkschaften 
sehr gut angenommen.

Im Oktober fand wieder das Frauenseminar auf Hel-
goland statt mit dem Thema „Arbeiten 4.0 – was 
springt für die Frauen raus“. Ergebnis der intensiven 
Diskussion war die Erkenntnis, dass sich Betriebsrä-
tinnen und Personalrätinnen stärker in der Tarifpolitik 
einmischen müssen, denn dort geht es um die kon-
krete Gestaltung der Arbeitsbedingungen für Frauen.
Alarmierende Zahlen gibt es in Bremen zur Situation 
Alleinerziehender. Immer seltener schaffen arbeits-
lose Alleinerziehende den Sprung in die Berufstätig-
keit. Nur 58 Prozent aller Alleinerziehenden im Land 
Bremen sind erwerbstätig. Im März und im Oktober 
fand ein Perspektiven-Workshop zur Unterstützung 
Alleinerziehender statt, an dem die DGB-Frauen maß-
geblich beteiligt waren. In zwei Sitzungen wurden die 
Datenlage und Beratungsstrukturen erörtert. Nun gilt 
es, Modellprojekte für die unterschiedlichen Zielgrup-
pen aufzulegen.

Sachsen-Anhalt

Der DGB arbeitet in der Steuerungsgruppe für den 
Gesetzentwurf eines geschlechtergerechten Sachsen-
Anhalts mit. Ebenso ist der DGB in Auswahlgremi-
um für Frauenprojekte, die aus dem ESF finanziert 
werden.

Personengruppen-Arbeit und konkrete politische Ak-
tionen werden in den Regionen in Sachsen-Anhalt 
geleistet. Insbesondere die Region Halle Dessau ist 
dabei beispielgebend. So sind die DGB-Frauenar-
beitskreise in Halle, Sangerhausen und im Mansfelder 
Land hervorzuheben.

Viele DGB-Frauen engagieren sich in Bündnissen für 
Demokratie und Zivilcourage. Auch beraten sie Frau-
en zu sozialrechtlichen Fragen in den Servicebüros.
Susanne Wiedemeyer vertritt den DGB im Landes-
frauenrat und wurde Ende November vom Landes-
frauenrat zur Botschafterin für Frauen ernannt.
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Proteste gegen TTIP und CETA
Am 23. April demonstrierten 90.000 Menschen in 
Hannover gegen TTIP und CETA. Die DGB-Jugend 
beteiligte sich mit einem lauten und kreativen Ju-
gendblock. Auch zu den Großdemonstrationen am 
23. September in Hamburg und Leipzig mobilisierte 
die DGB-Jugend viele junge KollegInnen.

Berufsschularbeit
Der Projekttag für Demokratie und Mitbestimmung 
(PDM) wurde an zahlreichen Berufsschulen innerhalb 
des Bezirks mit mehreren Tausend Auszubildenden 
durchgeführt. Die Projekttage werden von den regi-
onalen ehrenamtlichen Arbeitskreisen in Zusammen-
arbeit mit den Mitgliedsgewerkschaften organisiert. 
Die Auszubildenden erarbeiten sich dabei gemeinsam 
Wissen über demokratische Grundwerte und gesell-
schaftliche Zusammenhänge, über ihre Partizipations-
möglichkeiten sowie über ihre Rechte und Pflichten in 
der Ausbildung. Zusätzlich erhebt die DGB-Jugend die 
Daten für den jährlichen Ausbildungsreport. 

Die Resonanz der BerufsschülerInnen auf den Pro-
jekttag ist überwiegend sehr positiv und auch das 
Lehrpersonal ist dankbar für die Vermittlung ge-
werkschaftlicher Inhalte durch die TeamerInnen der 
DGB-Jugend.

Im Laufe des Jahres fand eine bundesweite Überarbei-
tung des Projekttages statt, die die DGB-Jugend Nie-
dersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt unterstützte. 

Studierendenarbeit
Hochschulpolitik, insbesondere die Arbeit mit Studie-
renden, ist ein wichtiger Teil innerhalb der Gewerk-
schaftsarbeit. Studierenden-Stammtische, gemeinsa-
me politische Aktionen, Informationsveranstaltungen 
mit den Hochschulinformationsbüros (HIBs), Beteili-
gung an Hochschultagen und die Auseinandersetzung 
mit relevanten Themen im Studium fanden im Rahmen 
der Studierendenarbeit der DGB-Jugend statt. 

Gender – Geschlechterreflektierende  
Bildungsarbeit
Die DGB-Jugend bot umfangreiche Seminare und 
Qualifikationen anzu Diskriminierungsformen wie 
Sexismus, Transphobie und Homophobie. Die Ange-
bote basieren auf der Annahme, dass Geschlecht ein 
grundlegender Ordnungsfaktor in unserer Gesellschaft 
ist, der die Arbeitswelt genauso durchdringt wie alle 
anderen Lebensbereiche und individuelle Vor- und 
Nachteile im Alltag schafft.

„Für Demokratie Courage zeigen“
Das Projekt konnte neue Teamende gewinnen. Diese 
wurden auf zwei Qualifikationen geschult. Die re-
gionalen Arbeitskreise arbeiteten in Seminaren und 
auf internen Weiterbildungen zu Themen wie Flucht 
und Asyl, rassistischen Tendenzen innerhalb der so 
genannten gesellschaftlichen Mitte, Empowerment für 
von Rassismus betroffene Jugendlichen und dem Um-
gang mit rechtspopulistischer Hetze. Darüber hinaus 
gelang es, weitere Module in betrieblichen Strukturen 
anzubieten und zu etablieren.

Internationales 
Vom 30. März bis zum 8. April besuchte eine zehn-
köpfige Delegation der DGB-Jugend die israelischen 
PartnerInnen der Histadrut, dem Dachverband der 
Gewerkschaften Israels, in Tel Aviv und Haifa. Ge-
denken und Erinnern in Yad Vashem, der Austausch 
mit BetriebsrätInnen und JugendvertreterInnen sowie 
historische Stadtführungen durch Jerusalem und Tel 

Jugend

Die DGB-Jugend in Hamburg
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Aviv-Jaffa standen ebenso auf dem Programm wie 
die Auseinandersetzung mit sozialen (Jugend-)Be-
wegungen und aktuellen politischen Entwicklungen 
im Nahen Osten.

Vom 2. bis 8. Oktober fand die Bildungsreise „Bella 
Ciao – Auf den Spuren der PartisanInnen“ in Reggio 
Emilia statt. In Italien erlebten die Jugendlichen die 
Geschichte der „Resistenza“ hautnah und konnten 
Bezüge zur Gegenwart knüpfen: In Kooperation mit 
dem Geschichtsinstitut „Istoreco“ informierten sich 
die Jugendlichen durch Gesprächen mit ZeitzeugIn-
nen, dem Besuch von Gedenkstätten und in Diskus-
sionen mit HistorikerInnen über die Geschichte der 
PartisanInnen. Diese hatten Widerstand gegen die 
Besatzung durch Nazi-Deutschland und gegen den 
italienischen Faschismus geleistet. Außerdem wurde 
die lokale Gewerkschaftsgeschichte beleuchtet und 
mit italienischen KollegInnen diskutiert.

Bezirksjugendausschuss
Der Ausschuss traf sich viermal, um Aktivitäten zu 
planen und den Austausch innerhalb des Bezirks zu 
fördern. Er setzt sich aus delegierten VertreterInnen 
der Mitgliedsgewerkschaften zusammen, die sich dort 
vernetzen und gemeinsam gewerkschaftsübergreifen-
de Ziele der DGB-Jugend diskutieren. Im Mittelpunkt 
standen die Vorbereitung der Bezirksjugendkonferenz 
vom 19. bis 21. Mai 2017 in Springe sowie die Aus-

einandersetzung mit den Beschlüssen der Jugend-
konferenz 2013.

Niedersachsen

Im Vorfeld der Kommunalwahl am 11. September 
beteiligte sich die DGB-Jugend an der Kampagne 
„nextVote“ des Landesjugendrings. Diese verdeut-
licht, wie bedeutend die Beteiligung junger Men-
schen an kommunalpolitischen Entscheidungen ist. 
Zusätzlich wurde auf verschiedenen Veranstaltungen 
hervorgehoben, welche Rolle die Kommunalwahl für 
Jugendliche spielt, und mithilfe eines Faltblatts auf die 
rassistischen und gewerkschaftsfeindlichen Positionen 
der AfD hingewiesen. 

Die DGB-Jugend sprach sich im Rahmen einer Stel-
lungnahme entschieden dafür aus, das aktive Wahl-
recht auf Jugendliche ab 16 Jahren auch für die Wah-
len zum niedersächsischen Landtag auszudehnen.

Am 14. November stellte die DGB-Jugend den fünften 
regionalen Ausbildungsreport auf Pressegesprächen 
in Bremen und Hannover vor. Für den Report hatte 
sie schriftlich über 1.600 Auszubildenden aus 16 der 
25 häufigsten Ausbildungsberufe in Niedersachsen 
und Bremen befragt. Die Ergebnisse sprechen eine 
deutliche Sprache: Fast die Hälfte der Auszubildenden 
fühlt sich durch schlechte Bedingungen am Ausbil-

Die Delegation der DGB-Jugend in Jerusalem

1. Mai 2016: Aktion der IG Metall-Jugend in Hannover
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dungsplatz stark belastet, ein Drittel leistet regelmä-
ßig Überstunden. Knapp einem Drittel der Befragten 
liegt kein betrieblicher Ausbildungsplan vor, so dass 
ihnen eine Überprüfung der Inhalte nicht möglich ist. 
Seinen Schwerpunkt legte der Report auf das Hotel- 
und Gaststättengewerbe. Die Ergebnisse wurden auch 
am 29. November im Rahmen des „Fachtags duale 
Ausbildung“ des niedersächsischen Kultusministeri-
ums vorgestellt.

Die DGB-Jugend ist im Landesjugendring aktiv, sie 
ist im Vorstand vertreten und bringt sich in die po-
litischen Debatten und Gremien ein. Auf der Voll-
versammlung im März hat die große Mehrheit der 
Delegierten den Antrag „Umsetzung des Rechts auf 
Ausbildung!“ angenommen, den die DGB-Jugend 
eingebracht hatte. 

Die DGB-Jugend beteiligte sich am Internationalen 
Workcamp in Bergen-Belsen. Dort trafen sich jun-
ge Leute und MultiplikatorInnen aus verschiedenen 

Ländern, um sich mit dem Wesen von Rassismus und 
Faschismus auseinander zu setzen. Das Workcamp ist 
eine Kooperationsveranstaltung der Gedenkstätte 
Bergen-Belsen und dem Landesjugendring Nieder-
sachsen e. V., gefördert über die Stiftung niedersäch-
sische Gedenkstätten.

Die DGB-Jugend beteiligte sich mit der Begleit-Pu-
blikation „Flucht. Migration. Arbeit.“ an der Wan-
derausstellung „Bitter Oranges“ in Hannover und 
Wolfsburg. Die Broschüre richtet sich an Jugendliche 
und Schulklassen, die sich mit den Themen Flucht, 
Asyl und Ausbeutung von ausländischen Arbeitskräf-
ten auseinandersetzen möchten. In Kooperation mit 
der Naturfreundejugend organisierte die DGB-Jugend 
zusätzlich Führungen durch die Ausstellung. 

Im Rahmen des Förderprogramms „Generation³“ 
entwickelte die DGB-Jugend ein Modellprojekt zur 
Gewaltprävention in der Jugendarbeit. Gemeinsam 
mit zwei anderen Jugendverbänden etabliert sie so 
ein klares Zeichen gegen sexualisierte Gewalt und 
Übergriffe und für eine grenzwahrende, angstfreie 
und respektvolle Kultur in der Jugendarbeit. Gleich-
zeitig entwickelte und erprobte die DGB-Jugend ein 
bezirkliches Konzept.

TeilnehmerInnen am Modellprojekt Gewaltprävention
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Bremen

Die DGB-Jugend veranstaltete Vorträge, Workshops 
und Weiterbildungen zu Fragen der Ausbildung, Ge-
sellschaftsverhältnissen und des politischen Engage-
ments. So reflektierten Frauen bei einem Workshop 
an der Universität anlässlich des internationalen 
Frauentags die Geschichte der ArbeiterInnen- und 
Frauenbewegung und setzten sie in aktuellen Bezug. 
Sie setzten sich auch mit Sexismus auseinander und 
entwickelten Handlungsstrategien dagegen.

Im April organisierte die Studierendengruppe DGB-
Studies zum Thema „Union Busting“ eine Podiums-
diskussion. Dabei wurde ein aktueller Fall von Be-
triebsratsbekämpfung in einer Bremer Filiale im 
Lebens mitteleinzelhandel beleuchtet. Im Anschluss 
entwickelte sich eine interessante Debatte darüber, 
wie Arbeitgeber versuchen, die Arbeit von Betriebs-
rätInnen und Gewerkschaften zu behindern.

Rund um den ersten Mai war die Gewerkschafts-
jugend bei dem Abendkonzert „Vielfalt rockt“ mit 
einem Stand auf dem Domshof vertreten und bei der 
traditionellen Demonstration am 1. Mai dabei. Im Mai 
besuchte der Stadtjugendausschuss und weitere Ak-
tive der Gewerkschaften die Bremische Bürgerschaft 
und trafen sich mit der Abgeordneten Miriam Strun-
ge von der Fraktion DIE LINKE. Im Gespräch wurde 
die Arbeit in der Bürgerschaft vorgestellt und über 
die Ausbildungsgarantie im Land Bremen diskutiert. 
Daran anschließend besuchte die Gruppe eine Bür-
gerschaftssitzung mit einer spannenden, aktuellen 
Plenardebatte zur Ausbildungsstatistik.

Im Sommer veranstaltete die DGB-Jugend einen 
Filmabend im Haus des Bunds Deutscher Pfadfinde-
rInnen am Hulsberg. Dort wurde ein Dokumentarfilm 
über Anerkennungsbestrebungen von Hausangestell-
ten gezeigt und diskutiert. 

Im Herbst bot die DGB-Jugend während der Orien-
tierungswoche an der Universität Bremen zahlreiche 
Veranstaltungen an. Themen waren Studienfinan-
zierung, Tipps zum Umgang mit Nebenjobs sowie 
gesellschaftspolitische Workshops zum Umgang mit 
Sexismus oder Rassismus.

Der Stadtjugendausschuss hat sich als aktives Jugend-
gremium gefestigt und konnte das Jahr mit einer er-
folgreichen Klausurtagung im Oktober abschließen. 
Dabei wurden unterschiedlichste Aktionen und Ver-
anstaltungen für das kommende Jahr geplant.

Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt legte die DGB-Jugend ihren 
Schwerpunkt auf die Bildungswochen gegen Rassis-
mus. Hier steuerte die Gewerkschaftsjugend mehrere 
Veranstaltungen bei, unter anderem zum Gedenken 
an die Opfer des NS-Regimes in Halle, eine Podiums-
diskussion zu Deutschland im Rechtsruck und einen 
internationalen Musikworkshop. Die Mitarbeit im 
Bündnis „Halle gegen Rechts“ und die Beteiligung 
an den Bildungswochen sind fester Bestandteil der Ar-
beit der DGB-Jugend Halle-Dessau. Ebenso engagiert 
sich die DGB-Jugend Altmark-Börde-Harz im Bündnis 
„Block MD“ und organisierte in diesem Zusammen-

Jugendliche zu Besuch in der Bremer Bürgerschaft



49Jahresbericht 2016 DGB

hang eine Veranstaltung zum Gedenken an die Opfer 
des so genannten „NSU“.

Bei den Kundgebungen zum 1. Mai setzte die DGB-Ju-
gend eigene inhaltliche Akzente. Die Veranstaltungen 
zum Weltfrauentag sowie zum Weltfriedenstag wur-
den ebenfalls von der DGB-Jugend mitorganisiert. Die 
DGB-Jugend beteiligte sich an der Demo gegen CETA 
und TTIP in Leipzig und organisierte eine gemeinsame 
Anreise. Die Konferenz „Strategien gegen die AfD“ 
führte sie gemeinsam mit den Bündnissen „Aufstehen 
gegen Rassismus“ und „Halle gegen Rechts“durch.

In Halle veranstaltet die DGB-Jugend mit dem Hoch-
schulinformationsbüro regelmäßig Arbeitsrechtsbera-
tung für Studierende sowie einmal pro Monat einen 
jugendpolitischen . Eine gewerkschaftliche Hochschul-
gruppe befindet sich im Aufbau.

In Magdeburg hat die DGB-Jugend einen regelmäßi-
gen Stammtisch neu eingerichtet. Dieser findet zu-
nächst öffentlich statt, um eine möglichst niedrige 
Hürde für Interessierte darzustellen. Darüber hinaus 
veranstaltete die DGB-Jugend in Kooperation mit dem 
Stadtjugendring und anderen Jugendverbänden er-
folgreich einen Jugendaktionstag. Dieser erinnerte 
daran, dass es in Sachsen-Anhalt eine aktive Jugend-
verbandsarbeit gibt, die gefördert werden muss. Die 
Verbände stellten sich vor und zeigten sich offen für 
interessierte Jugendliche. 

Zum Ende des Jahres wird der Landesjugendausschuss 
der DGB-Jugend neu besetzt und seine Arbeit zeitnah 
aufnehmen.
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Seniorinnen und Senioren

Niedersachsen

Armut in Deutschland und andere generationsüber-
greifende Probleme beschäftigten den seniorenpoli-
tischen Arbeitskreis. Auch der Rückblick auf die De-
monstration und Kundgebung zum „Internationalen 
Tag der älteren Generation“ 2015 und die Vorberei-
tung der Veranstaltung 2016 nahmen viel Platz ein.

Am 1. Oktober konnte der Vorsitzende des Arbeits-
kreises der Seniorinnen und Senioren Henry Kirch gut 
140 Kolleginnen und Kollegen bei der Veranstaltung 
in den ver.di Höfen begrüßen. Der DGB-Bezirksvor-
sitzende Hartmut Tölle verdeutlichte in seiner Rede, 
warum die gesetzliche Rentenversicherung die Basis 
jeder Absicherung im Alter bleiben muss und dass 
der DGB eine sofortige Rückkehr zur paritätischen 
Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
fordert. Für die Jugend sprach Jessica Lüders  von 
der ver.di-Jugend Hannover. Eindringlich forderte 
sie unter der Überschrift „Warum heute schon an 
morgen denken“ dazu auf, eindeutig Position zu 
beziehen, bevor es im Alter dazu zu spät sei. Dirk 
Neumann von der Abteilung Sozialpolitik der IG Me-
tall plädierte für eine solidarische Rentenpolitik für 
alle Generationen und empfahl, Parteien und Politik 
an ihren rentenpolitischen Positionen zu messen. An 
die Vorträge schloss sich eine lebhafte Diskussion an. 
Die musikalische Begleitung durch die Musikgruppe 
„Spätlese“ fand großen Anklang – viele ihrer Ar-
beiterlieder wurden von den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern textsicher mitgesungen.

Bremen

Die Seniorengruppen der Gewerkschaften treffen 
sich regelmäßig und diskutieren seniorenpolitische 
Themen, häufig unterstützt von ReferentInnen. Ge-
meinsam mit weiteren Bündnispartnern haben sie 
zum 1. Oktober den Aktionstag der älteren Gene-
ration gestaltet. Unter dem Motto „Altersarmut per 

Gesetz? Solidarische Rente jetzt!“ forderten Ver-
anstalter und Teilnehmende einen Kurswechsel in 
der Rentenpolitik. Schirmfrau war Annette Düring, 
Leiterin der DGB-Landesvertretung in Bremen. Mit 
Reden, Musik, Infoständen und Kabarett wurden 
rund 300 BesucherInnen auf dem Hanseatenhof in 
Bremen empfangen. 
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Niedersachsen

Für die neue Amtsperiode ab dem 1. Januar 2014 
hat der DGB auf Vorschlag der Mitgliedsgewerk-
schaften 1.300 ehrenamtliche RichterInnen für die 
erste Instanz und 234 ehrenamtliche RichterInnen 
für die zweite Instanz an das Landesarbeitsgericht 
Niedersachsen gemeldet. Alle Vorgeschlagenen sind 
berufen worden. Die Zahl für die erste Instanz setzt 
sich zusammen aus 617 erstbenannten und 683 wie-
derbenannten ehrenamtlichen RichterInnen.

Auch 2016 hat der DGB seine Schulungen für alle 
ehrenamtlichen Richterinnen und Richter der Ar-
beitsgerichtsbarkeit fortgesetzt. Die 13 Schulungen  
für die Richterinnen und Richter der ersten Instanz 
befassten sich mit dem Thema „Verhaltensbedingte 
Kündigung – insbesondere Abgrenzung Tatkündi-
gung und Verdachtskündigung“. Für die Richterin-
nen und Richter der zweiten Instanz fanden zwei 
Schulungen statt zu den Themen „Auswirkungen der 
neuesten Rechtsprechung zu Befristung und Auswir-
kungen der Beschlussfassung des Betriebsrats auf 
arbeitsgerichtliche Verfahren“ und „Aktuelle LAG-
Entscheidungen auf dem Prüfstand des BAG aus der 
Praxis des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes beim 
höchsten deutschen Arbeitsgericht“.

2016 waren auf Vorschlag der Mitgliedsgewerkschaf-
ten 292 Richterinnen und Richter der Sozial- und 
Landessozialgerichtsbarkeit berufen. Für diese wur-
den drei Seminare durchgeführt, und zwar zu den 
Themenkomplexen Schwerbehinderte Menschen, 
Mehrbedarfe nach dem zweiten Sozialgesetzbuch 
(SGB II) und Krankenversicherung. Die durchschnitt-
liche Teilnehmerzahl der Schulungen lag bei circa 24 
Personen.

Bremen

Im Land Bremen sind auf Vorschlag der Mitglieds-
gewerkschaften 212 ehrenamtliche Richterinnen und 
Richter in der ersten Instanz und 45 ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter in der zweiten Instanz der 
Arbeitsgerichtsbarkeit vom DGB benannt.

Wie im Vorjahr fand 2016 eine Schulung für die erst-
mals ernannten RichterInnen statt. Diese im Früh-
jahr durchgeführte Fortbildung hat Malte Schaefer, 
Rechtssekretär beim DGB-Rechtsschutz, geleitet. Im 
Mittelpunkt standen die Einführung in die Arbeit von 
Arbeitsgerichten, das Lesen einer Akte, Fragen zum 
Prozessablauf sowie Einblicke in die Aufgaben von 
ehrenamtlichen RichterInnen.

Im Herbst wurden zwei Schulungen für alle Richte-
rinnen und Richter der 1. und 2. Instanz angeboten, 
bei denen es um die aktuelle Rechtsprechung zu 
Kündigungen ging. Die Schulungen fanden im Ge-
werkschaftshaus statt.

Bei der ersten Fortbildung am 23. September wur-
den Verdachts- und verhaltensbedingte Kündigungen 
behandelt. Die Schulung leitete Frank Krieger, Jurist 
beim DGB-Rechtsschutz Bremen. Bei der zweiten 
Schulung am 24. September lag der Schwerpunkt 
auf betriebs- und personenbedingten Kündigungen. 
Geleitet wurde diese von Dietmar Christians, Leiter 
des DGB-Rechtsschutzes in Bremen.

Im Frühjahr 2017 ist eine Schulung für die neu er-
nannten RichterInnen geplant, im Herbst soll eine 
weitere für die übrigen ehrenamtlichen Richterinnen 
und Richter stattfinden. In der Sozialgerichtsbarkeit 
sind im Land Bremen 48 ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter der ersten Instanz benannt, sowie 12 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter der zweiten.

Ehrenamtliche Richterinnen und Richter
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DGB vor Ort

Der DGB-Bezirk unterstützt die Arbeit seiner eh-
renamtlich Aktiven sowohl mit einer zweitägigen 
Frühjahrs- und einer dreitägigen Herbstkonferenz, 
als auch mit einem gemeinsam mit Arbeit und Leben 
Niedersachsen e.V. getragenem Bildungsprogramm. 
Konkretes zu den Aktivitäten der 61 Kreis- und Stadt-
verbände ist den folgenden Berichten der DGB-Regi-
onen zu entnehmen.

„Kommunalwahlen in Niedersachsen/Nachlese der 
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt“ – unter dieser 
Überschrift stand die Frühjahrskonferenz der Kreis- 
und Stadtverbände am 15. und 16. April in Walsrode. 
Die rapide gestiegene Zahl der Asylsuchenden und 
die dadurch entstehenden besonderen Anforderun-
gen an unsere Gesellschaft bildeten den Hintergrund 
für die Diskussion am Freitagabend. Einen fachlichen 
Input lieferten Karsten Mahler, Fachbereichsleiter 
Ordnung – Ausländerwesen des Landkreis Heide-
kreis, Dr. Andreas Bovenschulte, Bürgermeister der 
Gemeinde Weyhe, Dr. Kati Zenk von Arbeit und Le-
ben, Dietmar Schilff, Landesvorsitzender der Gewerk-
schaft der Polizei und Hartmut Tölle, Vorsitzender des 
DGB-Bezirks. Der inhaltliche Bogen der Diskussion 
spannte sich von rechtlichen Fragen über die konkrete 
Umsetzung der Flüchtlingspolitik in den Kommunen 
hin zu Fragen der Sprachqualifizierung und Ausbil-
dung und zur Rolle der Polizei.

In einer Arbeitsgruppe diskutierten und bewerteten 
die Teilnehmer und Teilnehmerinnen aus Sachsen-
Anhalt am Samstag die Ergebnisse der Landtagswahl 
und deren mögliche Auswirkungen auf die Politik. 
Die übrigen Arbeitsgruppen erarbeiteten auf Grund-
lage der vom DGB-Bezirksvorstand beschlossenen 
Positionen zur Kommunalwahl in Niedersachsen 
Handlungskonzepte für die Arbeit der Kreis- und 
Stadtverbände vor Ort.

Die Herbstkonferenz der Kreis- und Stadtverbände 
vom 11. bis 13. November in Walsrode stand unter 
dem Motto „Mobilisierungsfähigkeit des DGB“. An-
nette Hartmetz, Kampagnenbeauftragte beim DGB-
Bundesvorstand, ging in ihrem Einstiegsreferat auf 
die Fragestellung ein: „Wie bleiben wir öffentlich-
keitswirksam? Möglichkeiten zur Mobilisierung“. Am 
Samstag und Sonntag wurden kreative Aktionen zu 
den Positionen des DGB im Vorfeld der Bundestags-
wahlen entwickelt. Zu Themen wie Rente, Alters- und 
Kinderarmut oder Rechtspopulismus gaben DGB-
Hauptamtliche inhaltlichen Input und diskutierten mit 
den Teilnehmenden. Gemeinsam wurden zahlreiche 
kreative politische Aktivitäten entwickelt.

Kreis- und Stadtverbände 

Herbstkonferenz der DGB-Stadt- und -Kreisverbände in Walsrode
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Die Region umfasst sechs Landkreise und die Landes-
hauptstadt Magdeburg. Sie setzt sich zusammen aus 
dem Altmarkkreis Salzwedel, dem Landkreis Stendal, 
dem Landkreis Börde, dem Landkreis Jerichower Land, 
dem Landkreis Harz, dem Salzlandkreis sowie der Lan-
deshauptstadt Magdeburg und ist damit eine der größ-
ten Flächenregionen des DGB in der Bundesrepublik. Die 
Mitgliederzahl liegt bei 91.082 (Stand Ende 2015). Der 
Hauptsitz der Region befindet sich in Magdeburg, eine 
Geschäftsstelle gibt es in Halberstadt. Geschäftsführerin 
ist seit dem 1. Dezember 2016 Katrin Skirlo.

In jedem Landkreis gibt es einen Kreisverband, in Mag-
deburg einen Stadtverband. Die Kreisverbände Harz und 
Salzlandkreis bestehen aus mehreren Ortsverbänden. 
Die ehrenamtlichen KollegInnen führen in den Servi-
cebüros regelmäßig Sprechstunden durch. Die Kreis-, 
Stadt- und Ortsverbandsvorsitzenden sowie die Ver-
treterInnen der Personengruppen Frauen und Senioren 
nahmen an verschiedenen Klausuren teil.

Frauentag in und um Halberstadt
Insgesamt gab es in der Region zehn gelungene Akti-
onen und Veranstaltungen.  Viele fanden in der Harz-
region statt, wo der DGB traditionell mit Unterstüt-
zung der Gleichstellungsbeauftragten von Stadt und 
Landkreis Veranstaltungen organisiert. In diesem Jahr 

fanden diese in Halberstadt, Oschersleben, Quedlinburg 
und Wernigerode statt. Da im März ein neuer Landtag 
in Sachsen-Anhalt gewählt wurde, motivierten die Ge-
werkschafterInnen die BesucherInnen der Frauentags-
Veranstaltungen, von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu 
machen und keine rechten bzw. rechtspopulistischen 
Parteien zu wählen. Als Kulturprogramm gab es politi-
sches Kabarett unter dem Motto „Wahlfahrt ins Wun-
derland“. Die Veranstaltungen waren sehr gut besucht. 
Das galt auch für die Veranstaltung in Salzwedel im 
Filmpalast. 

Interkulturelle Woche
Seit 1993 führt der DGB in Halberstadt die Interkulturel-
le Woche (IKW) durch. Den Start markierte damals ein 
Freundschaftsfußballspiel zwischen einer Prominenten-
mannschaft und einer Mannschaft aus der Zentralen 

Altmark-Börde-Harz
DGB-Regionen 

Der Markt der Kulturen in Halberstadt

Frauentagsveranstaltung in Oschersleben

Regionsgeschäftsführer
Siegfried Stegner

(bis 1. Dezember 2016)

Regionsgeschäftsführerin
Katrin Skirlo

(ab 1. Dezember 2016)
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Aufnahmestelle für Asylbewerber (ZASt) Halberstadt. 
Über die Jahre entstand ein Netzwerk aus Initiativen, 
Organisationen und Vereinen, die diese Woche mit 
Programm füllen. Das Angebot ist breit gefächert, zur 
Eröffnung gab es ein internationales Fußballturnier mit 
acht Mannschaften und rund 200 BesucherInnen. Der 
Evangelische Kirchenkreis organisierte eine Diskussions-
veranstaltung mit dem Thema „Christen und Muslime 
– was uns verbindet“. Diese Veranstaltung wurde so 
gut angenommen, dass es eine Fortsetzung geben wird. 
Außerdem gab es Konzerte und unter dem Motto „Ku-
linarische Vielfalt statt Einheitsbrei“ wurde gemeinsam 
gekocht. Der Höhepunkt der IKW ist stets der Markt 
der Kulturen im Stadtzentrum von Halberstadt. Seit vier 
Jahren führt der DGB die Abschlussveranstaltung ge-
meinsam mit dem Bündnis Barrierefrei durch, da beide 
Personengruppen – MigrantInnen wie Menschen mit 
Handicap – große Probleme in unserer Gesellschaft ha-
ben. An der diesjährigen Veranstaltung nahmen mehr 
als 400 AkteurInnen teil.

Wiedereinweihung Kapp-Putsch-Denkmal
Am 23. September übergab der DGB exakt 95 Jahre 
nach der Einweihung das sanierte Kapp-Putsch-Denkmal 
auf dem Zentralfriedhof wieder der Stadt Quedlinburg. 
Der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund (ADGB) 
hatte das Denkmal für die Opfer des Kapp-Putsches im 
Jahr 1921 errichten lassen. Es überstand unbeschadet 
die Nazizeit und ging nach 1945 in die Hände der DDR-
Einheitsgewerkschaft FDGB über; diese sorgte für den 
Erhalt des Denkmals. Nach 1989 geriet das Denkmal 
in Vergessenheit und wurde 2003 durch Zufall durch 
Maria Geyer, Mitglied des Ortskartells (später Kreisver-
band Quedlinburg) wieder entdeckt. Jugendliche des 
Dachvereins Reichenstraße e.V. setzten das Denkmal 
2003/2004 provisorisch instand und erarbeiteten eine 
Dokumentation. Die Denkmalpflege Quedlinburg er-
stellte zudem ein Gutachten. Der DGB schließlich nahm 
Geld in die Hand und ließ die Gedenkstätte von Fach-
leuten restaurieren. Auf seine Initiative hin nahm die 
Stadt Quedlinburg das Denkmal – es ist bundesweit 

das einzige seiner Art – offiziell als Ehrenmal auf. Es 
wurde zum 95. Jahrestag der Erst-Einweihung in An-
wesenheit des DGB-Bezirksvorsitzenden Hartmut Tölle 
an die Kommune übergeben.

Wechsel an der Spitze
Siegfried Stegner, bisheriger Geschäftsführer der DGB-
Region, ging am 1. Dezember nach 48 Arbeitsjahren in 
die Rente und übergab den Staffelstab an Katrin Skirlo. 
Er war seit 1991 hauptamtlich als Gewerkschafter tätig, 
ab 1994 für den DGB – zunächst als Kreisvorsitzender, 
dann als Regionsvorsitzender und schließlich als Regi-
onsgeschäftsführer.  

Auch nach Jahrzehnten habe ihm die Arbeit noch immer 
Freude gemacht, sagte er bei der Verabschiedung. Sein 
Dank galt seinen DGB-KollegInnen und vor allem sei-
nem Team: Birgit Rasche, Hannelore Schüler, Manuela 
Pretzien und Reiner Straubing. 

Das sanierte Denkmal für die Opfer des Kapp-Putsches
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Regionsgeschäftsführerin
Annette Düring

Die Region besteht aus dem Bundesland Bremen 
mit den beiden Städten Bremen und Bremerhaven 
sowie den Landkreisen Cuxhaven, Stade, Rotenburg/
Wümme, Verden und Osterholz. In der Region leben 
rund 1,45 Millionen Menschen. Im März gab es in 
der Region etwa 543.000 sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte. Rund 86.000 Menschen waren zur 
selben Zeit ausschließlich in einem Mini-Job beschäf-
tigt. Etwa 118.000 ArbeitnehmerInnen sind in einer 
DGB-Gewerkschaft organisiert (Stand 31. Dezember 
2015). Die DGB-Region hat ihren Sitz in Bremen. In 
den Landkreisen wird der DGB durch Kreisverbände 
vertreten; in Bremen und Bremerhaven sind Stadtver-
bände aktiv. Geschäftsstellen gibt es in Bremerhaven 
und Cuxhaven. Ein regelmäßig besetztes Servicebüro 
befindet sich in Stade.

Industrielle Schwerpunkte sind die Städte Bremen mit 
Automobil- und Luftfahrtindustrie sowie Stahlerzeu-
gung und Elektrotechnik, Bremerhaven mit Schiffbau 
und Offshore-Windenergieanlagenbau sowie Stade 
mit der Erzeugung chemischer Produkte und Flug-
zeugbau. Im ländlichen Raum dominieren mittelstän-
dische Unternehmen und Handwerksbetriebe. Vom 
demografischen Wandel mit einer älter werdenden 
Bevölkerung und einer sinkenden Zahl von Erwerb-
spersonen ist besonders der ländliche Außenbereich 
der Region stark betroffen.

1. Mai mit neuen Ideen
In der jährlichen Planung der Kreis- und Stadtverbän-
de in der Region nimmt die Organisation der Veran-
staltungen zum 1. Mai traditionell einen wichtigen 
Platz ein. Es finden zwei größere Veranstaltungen 
zum 1. Mai in Bremen und Bremerhaven statt. Beide 
werden insgesamt von mehreren Tausend Menschen 
besucht. In Bremerhaven arbeitet der DGB-Stadtver-
band bei der Organisation und Programmerstellung 
mit sozialen Institutionen und Vereinen ausländischer 
Kolleginnen und Kollegen zusammen. So findet im 
Anschluss an die Mai-Kundgebung und die Demonst-

ration seit einigen Jahren ein großes Fest der Kulturen 
statt. Kleinere Veranstaltungen zum 1. Mai gibt es 
in den Landkreisen Stade, Verden, Cuxhaven und 
Rotenburg mit jeweils 100 bis 400 Teilnehmenden.

Der DGB-Kreisverband Rotenburg konnte in diesem 
Jahr die Teilnehmerzahl an der Kundgebung zum 1. 
Mai deutlich steigern. Die OrganisatorInnen führen 
dies vor allem auf bewusste inhaltliche Verände-
rungen im Programm zurück, so dass auch jüngere 
Menschen erreicht wurden. Dieses Ziel hat der Kreis-
verband mit der Verpflichtung von Laura Pooth – 
stellvertretende Vorsitzende der GEW Niedersachsen 
– als Hauptrednerin sowie der Poetry Slammerinnen 
Conni Fauck und Eva Matz umgesetzt. Auch ein lokal 
bekannter Singer/Songwriter trat auf. 

Bremen-Elbe-Weser 
DGB-Regionen

1. Mai-Fest in Bremerhaven
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Kein Platz für Neonazis in Stade
Mit einem breiten Bündnis aus Parteien, Kirchen, 
muslimischen Gemeinden und anderen Institutio-
nen protestierte der DGB in Stade gegen öffentliche 
Auftritte der NPD in der Innenstadt. Wohl mit Blick 
auf die niedersächsische Kommunalwahl versuchten 
die Neonazis im März, einen Infostand aufzubau-
en. Nicht zuletzt durch den vom DGB organisierten 
Protest erzielte die NPD-Aktion kaum Wirkung und 
stieß breite Anlehnung in der Bevölkerung. Kurz vor 
der Kommunalwahl im September rief eine personell 
eng mit der NPD verwobene Gruppe sogenannter 
„nationaler Patrioten“ zur Demonstration auf. Auch 
diesmal gelang es dem DGB, dagegen ein breites 
Bündnis zu mobilisieren. Während einer Kundgebung 
auf dem zentralen Platz in Stade riefen alle Redne-
rInnen dazu auf, bei der Kommunalwahl nicht auf 
alte und neue Rechte hereinzufallen. Eine Politik der 
Ausgrenzung dürfe nie wieder gesellschaftsfähig in 
Deutschland werden.

Mit der Aufführung des Kabaretts „Verteidigung der 
Gartenzwerge“, setzte der Kreisverband Osterholz 
ein Zeichen gegen Rechtspopulismus. Der Kabarett-
Abend nahm in Form einer bitterbösen Satire die 
Angst vor dem Verlust deutscher Identität auf die 
Schippe. Es war ein humorvoll-kritischer Umgang mit 

der Frage, was deutsche Identität ist und ob man die 
AfD braucht, um diese Identität zu bewahren.

Positionen zur Kommunalwahl
Mit Veranstaltungen zum sozialen Wohnungsbau in 
Verden, zur geplanten Pflegekammer in Osterholz-
Scharmbeck und zum Rechtspopulismus in Stade 
sowie einer Podiumsdiskussion mit KandidatInnen 
zur Kreistagswahl in Cuxhaven machte der DGB Dis-
kussionsangebote zur Kommunalwahl am 11. Sep-
tember. Alle angebotenen Veranstaltungen waren gut 
besucht und regten die Teilnehmenden zu engagiert 
geführten Diskussionen an.

Darüber hinaus formulierte der Kreisverband Roten-
burg im Vorfeld der niedersächsischen Kommunal-
wahl Anforderungen aus der Perspektive des DGB 
und stellte diese bei einer Pressekonferenz im Rat-
haus vor. Demnach soll die Kommunalpolitik  ausrei-
chend Kapazitäten in Kinderbetreuungseinrichtungen 
sowie finanzierbaren Wohnraum schaffen und Aus-
bildungs-Förderprogramme nutzen. Anknüpfend an 
seine Veranstaltung zum Thema Erdgas-Fracking im 
November 2015 forderte der Kreisverband Rotenburg 
zudem ein Fracking-Moratorium, bis die Ursache für 
die erhöhte Anzahl von Krebserkrankungen in der 
Region geklärt ist.

Podiumsdiskussion zur Kommunalwahl in Cuxhaven

Plakat des Kabaretts „Verteidigung der 
Gartenzwerge“
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Die Region umfasst die Landkreise Mansfeld-Südharz, 
Wittenberg, Anhalt-Bitterfeld, den Saalekreis, den 
Burgenlandkreis sowie die kreisfreien Städte Dessau-
Roßlau und Halle/Saale. Die Geschäftsstelle befin-
det sich in Halle/Saale, Büros existieren in Dessau-
Roßlau, Sangerhausen, Naumburg, Weißenfels und 
Hettstedt. In der Region leben rund 78.500 Gewerk-
schaftsmitglieder (Stand Ende 2015). Die Strukturen 
der Stadt- und Kreisverbände zu verfestigen,  ist ein 
wesentlicher Schwerpunkt der Arbeit.

Regionalisierte Arbeitsmarktprogramme
Sachsen-Anhalt hat seine regionalisierten Arbeits-
marktprogramme umgesetzt, was die Region vor 
große Herausforderungen stellte. Sie arbeitet aktiv 
in den Regionalen Arbeitskreisen (RAK) mit. Diese 
bilden dauerhafte Strukturen auf der Ebene der kom-
munalen Gebietskörperschaften und sind federfüh-
rende Instanz bei der Entwicklung, Koordinierung und 
Umsetzung von regionalen arbeitsmarktpolitischen 
Strategien. Die RAK sind für die regionale Koordina-
tion aller arbeitsmarktpolitischen Programme sowie 
Maßnahmen des Bundes, des Landes Sachsen-Anhalt 
und der Europäischen Union zuständig.

Da es sechs dieser Arbeitskreise und die dazuge-
hörigen Arbeits- und Unterarbeitsgruppen in der 
Region gibt, nahmen diese einen großen Zeitraum 
in Anspruch. In Zukunft ist eine langfristig angelegte 
kontinuierliche Mitarbeit in diesen Gremien Voraus-
setzung für die gewerkschaftspolitische Einflussnah-
me. Die Mitarbeit in den RAK wird Schwerpunkt der 
Arbeitsmarkt-, Struktur- und Sozialpolitik der DGB-
Region bleiben.

Bildungswochen gegen Rechts
Seit fünf Jahren finden in Halle/Saale die Bildungswo-
chen statt. Sie sind ein Schwerpunkt gewerkschaftli-
cher und jugendpolitischer Bildungsarbeit geworden. 
Die Teilnehmerzahlen haben sich in diesem Jahr mit 
rund 6.000 Gästen in mehr als 75 Veranstaltungen 
verdoppelt. Die Bildungswochen entstanden 2009 
als Reaktion auf das damals eröffnete Neonazi-
Kleidungsgeschäft „Oseberg“, das die Marke Thor 
Steinar vertrieb. Nach anfänglichen Schwierigkeiten 
entwickelte sich über die Jahre ein umfangreiches Pro-
gramm mit Diskussionsforen, Lesungen, Workshops 
und Ausstellungen.Durch die Kooperation zwischen 
Gewerkschaften und DGB entstand ein qualitativ 
hochwertiges Programm. Im Zuge der Bildungswo-
chen starteten in diesem Jahr auch die „Internationa-
len Wochen gegen Rassismus“ am 10. März. 

Stabile Besucherzahlen
Traditionell standen auch in diesem Jahr der Inter-
nationale Frauentag und der 1. Mai im Zentrum der 
Aktivitäten. Die Region machte auf neun Veranstal-
tungen zum Tag der Arbeit auf gewerkschaftliche 
Forderungen aufmerksam. Die Besucherzahlen waren 
so hoch wie in den Jahren zuvor. Die Veranstaltungen 
werden gut angenommen. Zunehmend lässt sich aber 
feststellen, dass die Fixkosten für Organisation und 
Durchführung der Veranstaltungen stetig steigen und 
sich dadurch die inhaltlichen Gestaltungsmöglichkei-
ten vor Ort verringern.

Halle-Dessau 
DGB-Region

Regionsgeschäftsführer
Johannes Krause

Große Leuchttafeln werben für den 1. Mai
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Die Aktivitäten zum Internationalen Frauentag am 
8. März fanden großen Anklang. Besonders die Blu-
menaktionen in sechs Städten sorgten für Anerken-
nung und vielfältigen Zuspruch bei der Bevölkerung. 
Die Mitglieder der Stadt- und Kreisverbände sind bei 
der Organisation und Durchführung der Aktionen 
federführend.

Strategie gegen Rechtspopulismus
Im Vorfeld der Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt 
im März gab es Gesprächs- und Diskussionsforen mit 
KandidatInnen der im Landtag vertretenen Parteien. 
Im Mittelpunkt standen die gewerkschaftlichen For-
derungen an die zukünftige Landespolitik. Im Fokus 
standen auch die Zuwanderung von Geflüchteten und 
die politische Auseinandersetzung mit der Alternative 
für Deutschland (AfD). Diese Themen führten oft zu 
kontroversen Diskussionen. Zwei gemeinsame Sit-
zungen der GeschäftsführerInnen der Einzelgewerk-
schaften mit den Vorsitzenden der DGB-Orts- und 
Kreisverbände werteten die Wahlergebnisse intensiv 
aus. Diese Runde befasst sich seither mit der Strate-
gie für den Umgang mit rechtspopulistischer Politik 
im Vorfeld der Bundestagswahl 2017. Ein Bestandteil 
dieser Strategie waren auch die Seminare „Augen-
blicke der Stärke“, mit denen GewerkschafterInnen 
darin bestärkt wurden, in der Öffentlichkeit, bei 
Veranstaltungen und Demonstrationen selbstsicher 
aufzutreten.

Bei der Jugend läuft es
In der Jugendarbeit kann die Region ein stetig 
steigendes Interesse und zahlreiche Aktivitäten 
vorweisen. Auch Personalwechsel führten nicht zu 
Einbrüchen. Die etablierten Jugendstammtische, 
Weiterbildungen und Seminare zu politischen The-
men, aber auch Aktionen zum Weltfriedenstag, zur 
Landtagswahl, im Rahmen der „Langen Nacht der 
Wissenschaften“ an der Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg sowie zum 1. Mai sind einige er-
folgreiche Beispiele. Die mittelfristig angelegte Stra-

tegie der kontinuierlichen, auf engster Kooperation 
mit den Einzelgewerkschaften aufgebauten Jugend-
arbeit dürfte erfolgreich sein. Für die Zukunft sind 
weitere Aktivitäten im Hochschulbereich geplant; 
die Mitarbeit im Hochschulinformationsbüro (HIB) 
ist Bestandteil der Arbeit.

Nikolausaktion der DGB-Jugend in Dessau ...

... mit politischem Gebäck
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Regionsgeschäftsführer
Reiner Eifler

Das Gebiet der Region umfasst die Landkreise Die-
pholz, Nienburg/Weser, Hildesheim, Holzminden, 
Hameln-Pyrmont und Schaumburg sowie Region und 
Stadt Hannover. Analog zu den Landkreisen gibt es 
sieben Kreisverbände. Die Geschäftsstelle befindet 
sich in der Landeshauptstadt Hannover. Geschäfts-
führer ist Reiner Eifler. Weitere Büros unterhält die 
Region in Hameln, Hildesheim und Nienburg; hinzu 
kommen gewerkschaftliche Servicebüros in Holzmin-
den und Sulingen. Im Regionsgebiet leben 195.581 
Gewerkschaftsmitglieder (Stand Ende 2015). Dank 
dem Engagement der ehrenamtlichen Mitglieder der 
Kreis-, Stadt- und Ortsverbände ist der DGB in der 
Fläche und vor Ort gut sichtbar.

Für Demokratie und eine soziale Gesellschaft
Der DGB bietet Konzepte für ein solidarisches und 
gerechtes Miteinander, für ein besseres Leben und 
gute Arbeit. Diese Vorschläge und Positionen fin-
den sich nur selten in der medialen Berichterstat-
tung wieder. Die Hintergründe dafür und die Rolle 
der Medien in unserer Gesellschaft hat die Region 
in ihrer Neujahrsbegegnung am 22. Januar mit dem 
Politprofi Albrecht Müller (Mitherausgeber des Inter-
netjournals „NachDenkSeiten“) sowie 350 Gästen in 
Hannover erörtert. 

Willkommenskultur, Flucht, Migration und Integration 
waren die Themenschwerpunkte der „Internationa-
len Wochen gegen Rassismus“ in Hannover. Unter 
dem Motto „Willkommen!? – Migration ist älter als 
Deutschland!“ organisierte ein Bündnis von Gewerk-
schaften sowie Bildungs- und Kulturvereinen im März 
14 Veranstaltungen.

Probleme und Perspektiven der sozialen Sicherung 
wurden vor der niedersächsischen Kommunalwahl 
in mehreren Veranstaltungen erörtert. Bereits im 
April startete die Veranstaltungsreihe „Armut in 
einem reichen Land?!“. Von April bis Juni gab es 
im Landkreis Diepholz vier Veranstaltungen mit den 
Kooperationspartnern Caritas, Diakonie und Sozial-
verband Deutschland (SoVD). Im August diskutierten 
VertreterInnen der Parteien, Sozialverbände und Ge-
werkschaften in Hannover unter dem Motto „Armut 
hat ein Gesicht“ die Ursachen und Gründe für Armut.

Videoclip zur Kommunalwahl
Die DGB-Region erstellte zur Kommunalwahl den 
Videoclip „Jede Stimme zählt!“, der in einem be-
teiligungsorientierten Prozess gemeinsam mit der 
DGB-Jugend Hannover und der DGB-Jugend des 

Niedersachsen-Mitte
DGB-Region

Kundgebung zum 1. Mai in Hannover

Aktion zur Kommunalwahl in der Hildesheimer Innenstadt
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Bezirks Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt 
produziert wurde. Der Clip visualisiert gewerkschaft-
liche Positionen zu guter Kommunalpolitik und wurde 
in allen niedersächsischen DGB-Regionen verbreitet 
sowie in Podiumsdiskussionen und auf öffentlichen 
Plätzen eingesetzt. Auch Mitgliedsgewerkschaften 
zeigten den Clip auf Veranstaltungen oder Betriebs- 
und Jugend- und Auszubildendenversammlungen. Er 
lief in der Schlussphase des Wahlkampfes niedersach-
senweit als Werbespot in vielen Kinos und konnte so 
viele Menschen erreichen.

Flagge zeigen gegen Rechts
Aktiv gegen Rechts zeigten sich GewerkschafterInnen 
wieder mit zahlreichen Aktionen. Dabei sind Bünd-
nisse bedeutend, um rechten Kundgebungen den 
öffentlichen Raum streitig zu machen. Wichtig sind 
auch Strategien für eine differenzierte Kritik. Dazu 
leistete die 19. Antifaschistische Sozialkonferenz im 
Februar in Hannover einen wertvollen Beitrag. Unter 
dem Titel „Mobilmachung von Rechts! Hintergründe 
und Gegenbewegung“ wurde die rassistische Mas-
senbewegung von 2015 untersucht und in Beziehung 
zur Asyl- und Flüchtlingspolitik der Regierungskoali-
tion in Berlin gesetzt. Die Veranstaltung war mit rund 
120 Teilnehmenden sehr gut besucht.

Unter dem Motto „Nazis entgegentreten“ gab es am 
6. August in Bad Nenndorf eine Protestveranstaltung 
gegen den sogenannten „Trauermarsch“ von Neo-
nazis. Dieser fand seit elf Jahren statt – diesmal aber 
wurde der Naziaufmarsch erstmals abgesagt, auch 
dank des unermüdlichen Protestes der Bad Nenndor-
fer BürgerInnen. Ein toller Erfolg!

Rassistische Parolen, demokratiefeindliche Positi-
onen und nationalistischer Chauvinismus bereiten 
den Nährboden für ein gesellschaftliches Klima voller 
Hass und Gewalt. Vor diesem Hintergrund bildete sich 
in Hannover ein Bündnis, das die Veranstaltungsreihe 
„Druck von Rechts“ ins Leben rief. Diese setzte sich 

mit Strategien auseinander, wie sich Rechtspopu-
lismus und Rassismus im Alltag beikommen lässt. 
Neben der DGB-Region gehörten die Rosa-Luxem-
burg-Stiftung Niedersachsen, das Bildungswerk-
ver.di Hannover, die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten Hannover sowie die Initiative „Kirche 
für Demokratie – Gegen Rechtsextremismus“ in der 
evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannover dem 
Bündnis an.

Für einen gerechten Welthandel!
Am 23. April demonstrierten 90.000 Menschen in 
Hannover gegen die Freihandelsabkommen zwischen 
der Europäischen Union mit den USA (TTIP) und Ka-
nada (CETA). Zahlreiche GewerkschafterInnen gingen 
zusammen mit AktivistInnen aus ganz Europa zum Er-
halt von Demokratie, Arbeitnehmerrechten, Umwelt- 
und Sozialstandards auf die Straße. Die Botschaft an 
die Regierungen war klar: „Wir stehen auf gegen 
Handelsverträge, die Demokratie und Rechtsstaat 
aushöhlen und machen uns stark für einen gerechten 
Welthandel, der sich an Arbeitnehmerrechten, Ver-
braucherschutz, Sozial- und Umweltstandards statt 
an Konzerninteressen orientiert.“

„Stoppt TTIP“-Demo am 23. April in Hannover
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Regionsgeschäftsführer
Dr. Matthias Richter-Steinke

Die Region besteht aus den Landkreisen Celle, Heide-
kreis, Harburg (Land), Lüneburg, Uelzen und Lüchow-
Dannenberg. Sitz der Region ist Lüneburg. In Celle 
befindet sich eine Nebenstelle. Darüber hinaus gibt 
es Beteiligungen des DGB an den Gewerkschaftshäu-
sern in Soltau, Lüchow und Uelzen. Ende 2015 zählte 
die Region 59.475 Mitglieder. Regionsgeschäftsführer 
ist Dr. Matthias Richter-Steinke. In Anlehnung an die 
Gebiete der Landkreise gibt es fünf Kreisverbände, 
wobei Lüneburg und Harburg (Land) einen gemein-
samen Kreisverband bilden.

Gegen Rechtspopulismus
Die Region zeichnete sich durch ein breites Spek-
trum an Aktivitäten und öffentlichkeitswirksamen 
Aktionen aus. Anlässlich der Kommunalwahlen in 
Niedersachsen fanden Informations- und Diskussi-
onsveranstaltungen zu Themen und Forderungen der 
Gewerkschaften statt. Die DGB-Kreisverbände berei-
teten gemeinsam mit lokalen Netzwerkpartnern Ak-
tionen gegen Rechts vor. Zu den Themen Rassismus 
und Rechtspopulismus gab es Veranstaltungen und 
Publikationen. Die Region und ihre Kreisverbände 
beteiligten sich an den Lüneburger Wochen gegen 
Rassismus mit mehr als 3.000 TeilnehmerInnen, sie 
organisierten Vorträge und Informationsstände und 
entwickelten Broschüren, die über die Partei Alter-
native für Deutschland (AfD) aufklären. Das neue 
Festival gegen Rassismus in Uelzen entstand in 
Zusammenarbeit mit Jugendverbänden und erfuhr 
eine gute Resonanz. Mehr als 400 BesucherInnen 
lauschten Livemusik, diversen Redebeiträgen und 
beteiligten sich an den Aktions- sowie Informations-
ständen. Eine Wiederholung des Festivals ist geplant. 

Rechtspopulismus war auch Thema bei der jährlichen 
Vernetzungstagung niedersächsischer Bündnisse und 
Netzwerke gegen Rechts im Bildungszentrum HVHS 
Hustedt. Es ging dabei um gelungene Argumenta-
tion in Betrieben, bei Veranstaltungen und auf der 
Straße. Für die Tagung kooperierten unter anderem 

ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen Ost gGmbH so-
wie die DGB-Regionen SüdOstNiedersachsen und 
Niedersachsen-Mitte. Auch wenn der Region noch 
immer ein Jugendsekretär, eine Jugendsekretärin 
fehlt: Mit Unterstützung der Lüneburger DGB-Jugend 
gab es in diesem Jahr Projekttage zur Demokratie 
und Mitbestimmung (PDM) an den berufsbildenden 
Schulen sowie Courage-Seminare für Demokratie und 
Toleranz an allgemeinbildenden Schulen. Darüber 
hinaus beteiligten sich DGB-Region und IG-Metall-
Jugend mit Aktionsständen und einem Fußballturnier 
am antirassistischen Festival contre le racisme (coraci) 
an der Universität Lüneburg.

Die DGB-Kreisverbände beteiligten sich an gewerk-
schaftlichen Aktionstagen gegen geplante Freihan-
delsabkommen, am Internationalen Frauentag, am 
Equal Pay Day, am Antikriegstag, an antifaschisti-
schen Gedenktagen sowie an Veranstaltungen zum 
1. Mai. Die Kreisverbände produzierten erstmals in 
Eigenregie die regionale Maizeitung. Das Themen-

Nord-Ost-Niedersachsen
DGB-Region
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spektrum reichte von der Digitalisierung der Arbeit 
über Altersarmut und Rente bis zum sozialen Woh-
nungsbau – stets auf die lokale Ebene herunterge-
brochen. Örtliche Gewerkschaften unterstützten die 
Maizeitung mit eigenen Berichten über ihre Arbeit. 
Ehrenamtliche KollegInnen verteilten die Ausgabe 
auf Marktplätzen und an PendlerInnen.

Berufsschulmesse Heidekreis
Erstmals veranstaltete der Heidekreis die Bildungs- 
und Fachkräftemesse Work & Life in Bad Fallingbos-
tel. DGB und ver.di informierten dort ausbildungs-
übergreifend über Rechte von Auszubildenden und 
klärten über richtiges Verhalten bei Konflikten auf. 
„Gemeinsam lernen – vereint kämpfen/Rechte 
kennen und durchsetzen“, lautete das Motto des 
Gewerkschaftsstandes. Viele SchülerInnen wurden 
angesprochen, unter anderem mit Themen wie Ur-
laubsanspruch, Inhalt eines Ausbildungsvertrages, 
Arbeitszeiten und der Rolle der Gewerkschaften. 

Auch auf Fragen gab es Antworten: Muss der Chef 
Arbeitsmittel und Arbeitskleidung stellen? Was ist ein 
Berichtsheft und ist es während der Arbeitszeit oder 
in der Freizeit zu führen? Wie lang ist die Probezeit 
in der Ausbildung? In den Gesprächen waren Über-
stunden ein besonders häufiges Anliegen der jungen 
BesucherInnen. Einige Auszubildende berichteten von 
aktuellen Problemen in Betrieben. Das Messepubli-
kum bekam so einen ersten Eindruck vom grundsätz-
lichen Interessenkonflikt zwischen ArbeitgeberInnen 
und Beschäftigten.

BesucherInnen wurden auf Beratungsstellen und In-
formationsmöglichkeiten hingewiesen, darunter die 
Broschüre „Gemeinsam gewinnen – deine Rechte 
in der Ausbildung“ der DGB-Jugend, die auch über 
das Internet erhältlich ist. Hinzu kommen der Online-
Beratungsservice Dr. Azubi (www.dr-azubi.de) der 
DGB-Jugend und die Lüneburger Beratungsstelle von 
ver.di. Auszubildende in der Gastronomie können zu-
sätzlich Beratungstermine mit  der NGG im Soltauer 
Gewerkschaftsbüro vereinbaren.

Renate Gerstel und Charly Braun von DGB und ver.di auf der Berufsschulmesse im Heidekreis
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Die Region umfasst die Landkreise Ammerland, 
Aurich, Cloppenburg, Nördliches Emsland, Fries-
land, Leer, Oldenburg-Land, Vechta, Wesermarsch, 
Wittmund sowie die kreisfreien Städte Delmen-
horst, Emden, Oldenburg und Wilhelmshaven. Der 
Regionssitz befindet sich in Oldenburg, zwei wei-
tere Büros bestehen in Leer und Wilhelmshaven. In 
der Region Oldenburg-Ostfriesland leben 124.850 
Gewerkschaftsmitglieder (Stand: Dezember 2015). 
Geschäftsführerin ist Dorothee Jürgensen.

In den zehn Landkreisen und den vier kreisfreien 
Städten ist der DGB mit Kreis- und Stadtverbän-
den vertreten. Dort organisieren ehrenamtliche 
KollegInnen Veranstaltungen, nehmen sich gesell-
schaftspolitisch wichtiger Themen an und gestalten 
die übergreifende Gewerkschaftsarbeit. Sie sind vor 
Ort AnsprechpartnerInnen für Mitglieder, PolitikerIn-
nen und Verbände. Die DGB-Region organisierte drei 
Tagesveranstaltungen und eine zweitägige Klausurta-
gung mit den Vorsitzenden und stellvertretenden Vor-
sitzenden der Kreis- und Stadtverbände. Sie dienen 
zur besseren Koordinierung der Gewerkschaftsarbeit, 
zum Informationsaustausch sowie zur Planung von 
übergreifenden Themen und Projekten.

Stammtisch als Frischzellenkur
Der ArbeitnehmerInnen-Stammtisch ist eine Initiative 
des DGB-Stadtverbands Delmenhorst, die sich aus 
zwei zentralen Einsichten heraus begründet: Zum 
einen geht es darum, gegen Überalterung innerhalb 
der eigenen Struktur aktiv zu werden. Zum anderen 
gibt es die Notwendigkeit einer stärker übergreifen-
den Zusammenarbeit von Einzelgewerkschaften, Be-
triebsräten, Verbänden und Parteien. Der Stammtisch 
erfährt auch wegen seines zwanglosen Charakters 
großen Zuspruch, bei den monatlichen Treffen sind 
15 bis 30 Teilnehmende aus verschiedenen Gene-
rationen und mit unterschiedlichen Hintergründen 
dabei. Die Idee ist ein Ergebnis des frisch gegrün-
deten Jugendbündnisses, das zum ersten Mal die 

Veranstaltung zum 1. Mai 2016 in Zusammenarbeit 
mit dem Stadtverband Delmenhorst gestaltete. Zur 
Vertiefung der neu entstandenen Kontakte führte 
der Stadtverband zudem den Tagesordnungspunkt 
„Politisches Stichwort“ auf seinen Sitzungen ein. Hier 
werden externe Initiativen um einen kurzen Input zu 
einem aktuellen Thema gebeten. Alles in allem wirkt 
der ArbeitnehmerInnen-Stammtisch schon jetzt als 
Frischzellenkur.

„Pakt der Demokraten“
Der Kreisverband Wesermarsch initiierte einen „Pakt 
der Demokraten“ mit dem Ziel, die Parteien in den 
Stadt- und Gemeinderäten zum fairen Wahlkampf 
zu verpflichten. Die unterzeichnenden Parteien und 
Wählergruppen erklärten öffentlich, dass sie beim 
Werben um WählerInnenstimmen deutlich machen, 
dass die Wesermarsch weltoffen, tolerant und viel-
fältig ist. Mit Blick auf den aktuellen Flucht- und 
Migrationsdiskurs sollte auf rassistische, fremden-
feindliche und diskriminierende Parolen verzichtet 
werden. Zudem verpflichteten sich die Unterzeichnen-
den, sich dafür einzusetzen, „dass die Geflüchteten 
von heute unsere Nachbarn, Freunde und KollegIn-
nen von morgen werden können“. Durch diesen Pakt 
grenzten sich die demokratischen Parteien klar von 
der AfD ab. Zusätzlich entstand eine enge Verzah-
nung auf kommunaler Ebene zwischen den Parteien 
und Wählergruppen sowie dem DGB. In den Städten 
Wilhelmshaven, Delmenhorst und im Landkreis Ol-
denburg initiierte der DGB weitere Pakte.

Oldenburg-Ostfriesland
DGB-Region

Regionsgeschäftsführerin
Dorothee Jürgensen
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Dem Rechtspopulismus keine Stimme geben! 
Klare Kante zeigen gegen rechtspopulistische und 
-extremistische Parteien im Vorfeld der Kommunal-
wahlen – das war die Triebfeder für die Kreis- und 
Stadtverbands-übergreifende Veranstaltungsreihe, 
zu der sich die DGB-Stadtverbände Wilhelmshaven 
und Delmenhorst sowie das Hochschulinformations-
büro Oldenburg (HIB) zusammenfanden. Über die 
drei Initiatoren hinaus schlossen sich weitere fünf 
Verbände aus den drei Städten dem Projekt an. Es 
wurde ein voller Erfolg: Die Veranstaltungen waren 
überaus gut besucht, zudem waren sie eingebettet 
in weitere Aktionen wie den bereits genannten „Pakt 
der Demokraten“ oder bei einer fraktionsübergreifen-
den Anti-AfD-Plakat-Aktion. Nicht zu vergessen die 
vom DGB mitgetragenen Proteste beim Einzug der 
AfD in die jeweiligen Stadträte und den aus diesem 
Umfeld entstandenen „AfD-Watch“-Internetblog. 
Leider haben sich die Einschätzungen vor der Wahl 
bewahrheitet: Delmenhorst und Wilhelmshaven sind 
AfD-Hochburgen. Durch die Veranstaltungsreihe sind 
jedoch überörtliche- und verbandliche Strukturen ge-
gen Rechtspopulismus entstanden.

Kommunalwahl kreativ
Im Vorfeld der Kommunalwahl haben sich die DGB-
Kreisverbände Leer, Aurich, Nördliches Emsland so-
wie der DGB-Stadtverband Emden kreative Aktionen 
überlegt. Ziel war es, die KandidatInnen einzubinden, 
aber auch das Publikum zu beteiligen. So wurden für 
die Innenstadtaktionen zur Kommunalwahl verschie-
dene Fragen ausgearbeitet, die Probleme vor Ort wie 
ein vernünftiges Verkehrskonzept in Papenburg oder 
übergreifende Punkte wie verkaufsoffene Sonntage 
thematisierten. Die DGB-Ehrenamtlichen haben die 
KandidatInnen an den Parteiständen interviewt und 
das Publikum durch ihre Fragen aktiv miteinbezogen. 
Da im Landkreis Leer zusätzlich ein neuer Landrat 
gewählt wurde und sich dort drei Kandidaten zur 
Wahl stellten, lud der DGB-Kreisverband zu einer Art 
„Jeopardy“ ein. Die Politiker konnten zwischen den 

Themenkomplexen Wohnen, Verkehr, Wirtschaft/
Kaufkraft, Freizeit/Kultur und Gesundheit wählen und 
hatten zwei Minuten Zeit, Fragen zu beantworten. 
Beide Aktionsformen kamen sowohl bei den Kandida-
tInnen und Parteien als auch beim Publikum sehr gut 
an. Sie können als gelungene Alternative bewertet 
werden, sich auch einmal anders in der Öffentlichkeit 
zu präsentieren.

Einladungsfaltblatt zur Diskussionsveranstaltung
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Regionsgeschäftsführerin
Petra Tiesmeyer

Die Region mit rund 62.000 Gewerkschaftsmit-
gliedern (Stand Ende 2015) umfasst die Landkreise 
Emsland (außer dem Altkreis Aschendorf-Hümmling), 
Grafschaft Bentheim und Osnabrück sowie die 
kreisfreie Stadt Osnabrück. Neben dem Regionssitz 
in Osnabrück ist der DGB mit einer Geschäftsstelle 
in Lingen vertreten. Die drei Kreisverbände sowie 
der Stadtverband organisieren Veranstaltungen zu 
den wichtigen Jahresterminen wie Internationaler 
Frauentag, Tag der Arbeit und Antikriegstag und 
unterstützen bundesweite DGB-Kampagnen mit 
öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten. Nicht nur 
das Engagement vor Kommunal-, Landtags- und 
Bundestagswahlen ist selbstverständlich, auch in 
Gesprächen mit Abgeordneten und in öffentlichen 
Veranstaltungen werden gewerkschaftliche Forde-
rungen transportiert. Schwerpunkte in diesem Jahr 
waren Rechtspopulismus auch im Umgang mit der 
AfD, Kommunalwahl, Gesundheitspolitik und Flücht-
lingspolitik.

Das Osnabrücker Projekt GiB:A
Das Geflüchteten-Informations-Büro: Arbeitswelt 
(GiB:A) unterstützt Initiativen bei der Arbeit mit 
Geflüchteten und schult MultiplikatorInnen. Diese 
sollen das System „Arbeitswelt“ verstehen und das 
Gelernte den Geflüchteten vermitteln. Durch sechs 
Schulungen und mehrere Kurse wurden Menschen 
geschult, grundlegende Informationen weiterzu-
geben, damit Geflüchtete verstehen, was auf dem 
Arbeitsmarkt auf sie zukommt. Eine wichtige Erkennt-
nis für die Beteiligten dabei: Faire Arbeit gibt es nur 

mit Gewerkschaften. Diese Vernetzung wirkt nach. 
Nachhaltigkeit ist aber nicht nebenbei langfristig zu 
erreichen und rund 140 MultiplikatorInnen sind nicht 
ohne weiteres zu betreuen. Die wichtigsten Tipps 
kamen aber bei vielen Gemeinschaften Geflüchteter 
an. Trotz begrenzter Ressourcen wird an verbesser-
ten, vereinfachten Schulungsmaterialien gearbeitet.

„Wer ist die AfD wirklich?“
Unter diesem Motto rief der DGB in Bad Iburg, Bram-
sche, Melle und Lingen zu Gegendemonstrationen 
bei AfD-Auftritten zur Kommunalwahl auf. Es gab 
gemeinsame Proteste von Menschen aus allen Alters- 
und Gesellschaftsschichten. Die Gegendemonstrati-
onen gingen inhaltlich auf das Parteiprogramm der 
AfD ein, die rechtspopulistischen Parolen der AfD 
in Pfeifkonzerten unter. Teils leichtfertig berichteten 
einige Medien danach von einer angeblichen Gefähr-
dung des stellvertretenden AfD-Bundesvorsitzenden 
Alexander Gauland in Lingen, weil ein Ei vor der 
AfD-Bühne landete. Gauland dagegen beschimpfte 
die rund 500 Gegendemonstranten als „rot-grün 
versifft“ und versprach, dass „die AfD 2017 in den 
Bundestag einzieht und dann 2021 an der Macht 
ist“. Dann werde es „sowas nicht mehr geben“. 
Kommunalwahlkampf geht anders, meinten die Ge-
gendemonstrantInnen.

Streik bei Ameos
Im privatisierten Landeskrankenhaus Ameos in Os-
nabrück tobte ein neunwöchiger Arbeitskampf, den 
alle Gewerkschaften unterstützten. Ein gemeinsames 
Interesse war die Daseinsvorsorge. Was bedeuten die 
Privatisierung und das Diktat des Profits bei einer 
„Heuschrecke“ wie der Ameos-Gruppe und welche 
Auswirkung hat das für die Gesundheitsvorsorge 
vor Ort? Es gelang, den öffentlichen Diskurs um 
den Streik mit politisch brisanten Fragen zu koppeln. 
Zudem wurde thematisiert, welche Art kommunaler 
Gesundheitsvorsorge gewollt ist. Der einzige rea-
le Schutzschirm für Beschäftigte war der, den die 

Osnabrück-Emsland
DGB-Region
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Gewerkschaften aufspannten. Diese Botschaft kam 
an und brachte breite Unterstützung über den Tag 
hinaus. Das Beispiel Ameos ist Thema vieler Veran-
staltungen, auch in der universitären Ausbildung.

Märchen von der sicheren Atomenergie
Das Kernkraftwerk in Lingen und der Bombenabwurf-
platz Nordhorn-Range bilden nach verbreiteter An-
sicht eine besondere Gefährdungslage. Grund genug 
für den DGB-Kreisverband Grafschaft Bentheim, sich 
selbst zu informieren und die Bevölkerung aufzuklä-
ren. In einer Veranstaltung beschrieb Dr. Angelika 
Claußen von der „Vereinigung Internationaler Ärzte 
für die Verhütung des Atomkrieges – Ärzte in sozialer 
Verantwortung“ die unmittelbaren Auswirkungen 
der Kernschmelze im Unglücksreaktor Tschernobyl 
und die Langzeitfolgen von Atomkatastrophen. Dr. 
Claußen wies darauf hin, dass der durch die Politik 
beschlossene Atomausstieg noch kein endgültiger 
Ausstieg sei, da die Brennelementefabrik in Lingen 
sowie die Urananreicherungsanlage in Gronau den 
Betrieb von Kernkraftwerken in anderen Ländern si-
cherstellen. Kritisch sahen die Teilnehmenden auch 
den Umstand, dass es nach dem Reaktorunfall von 
Fukushima noch immer keine aktualisierten Notfall-
pläne gibt. Der DGB-Kreisverband forderte die Politik 
zur Nachbesserung auf.

Bleib doch Mensch!
Im Osnabrücker Land ist ein Netzwerk aktiv, das 
Flüchtlingspolitik hinterfragt und rassistisch moti-
vierte Anfeindungen im Blick hat. Es beteiligte sich an 
den Protesten gegen die AfD und setzt weitere Ak-
zente. Zum Aleppo-Protesttag wurden 300 Menschen 
mobilisiert und viele SyrerInnen formulierten ihre 
Sicht. Größer war die Aktion „Bleib doch Mensch!“, 
bei der Gemeinschaften von Geflüchteten ihre Inte-
ressen öffentlich machten. Bei einem Sternmarsch 
mit Kundgebung hatten ausschließlich geflüchtete 
Menschen das Wort. Eine breite Mobilisierung fand 
statt; die DGB-Gewerkschaften kooperierten mit den 
Geflüchteten-Initiativen und banden viele Unterstüt-
zende und Paten ein.

Streikaktion gegen das privatisierte Ameos-LKH in Osnabrück

„Bleib doch Mensch!“-Aktion in Osnabrück
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Die Region umfasst die Landkreise Göttingen, Ostero-
de, Northeim und Goslar mit 57.981 Gewerkschafts-
mitgliedern (Stand Ende 2015). Geschäftsführer ist 
Lothar Hanisch. Der Sitz befindet sich in Göttingen, 
ein weiteres Büro existiert in Goslar.

Im Kreisverband (KV) Göttingen gibt es den Ortsver-
band (OV) Hann. Münden. Die Ortsverbände Nort-
heim und Uslar sowie die Seniorenkreise Northeim 
und Einbeck engagieren sich im KV Northeim. Im 
KV Goslar sind die Ortsverbände Goslar und Bad 
Harzburg sowie der DGB-/IG-BCE-Seniorenkreis Lan-
gelsheim aktiv. Der OV Bad Lauterberg beteiligt sich 
sehr rege mit monatlichen Bildungsveranstaltungen 
im KV Osterode.

Die Ortsverbände haben neun Maikundgebungen 
in der Region gefeiert. Einige davon waren in Fa-
milienfeste eingebunden. Im Oktober richtete der 
DGB-Kreisverband Northeim zum Thema: „Die Fi-
nanzierung des Gesundheitssystems“ eine Konferenz 
für DGB-SeniorInnen aus.

Refugees welcome!
Die DGB-Jugend in Göttingen organisierte am 30. 
April ihre traditionelle Open-Air-Veranstaltung. Die-
ses Mal fand sie als Refugees-Welcome-Festival statt, 
bei dem sich GewerkschafterInnen und politische Ju-
gendgruppen mit Geflüchteten solidarisierten. Das 
Motto lautete: „Party together – work together – 
fight together!“ (zusammen feiern, arbeiten, kämp-
fen). Mit dem Festival machte die Gewerkschaftsju-
gend auf die Situation von Geflüchteten aufmerksam. 
Innerhalb kürzester Zeit formierte sich dafür ein brei-
tes Bündnis aus gewerkschaftlichen und politischen 
Gruppen. Rund 400 BesucherInnen kamen; auch ge-
flüchtete Menschen fühlten sich wohl. Stände boten 
zusätzlich zum Kulinarischen reichlich Information zur 
Asyl- und Grenzpolitik sowie zu gewerkschaftlichen 
Positionen und anderen Möglichkeiten politischen 
Engagements. 

Gegen Rechtsextremismus
Die DGB-Kreisverbände Goslar, Northeim und Göt-
tingen beteiligen sich aktiv im Begleitausschuss des 
Bundesprogramms „Partnerschaft für Demokratie“ 
in ihren Landkreisen. 

In diesem Jahr tyrannisierte der rechtsextremistische 
Freundeskreis Thüringen/Niedersachsen (FKTN) die 
Bevölkerung in den Landkreisen Northeim und Göt-
tingen mit wöchentlichen sogenannten „Mahnwa-
chen“, unter anderem in Göttingen. Es entstand ein 
Demo-Tourismus mit manchmal drei, vier „Mahn-
wachen“ täglich. Dies führte dazu, dass in fast je-
der größeren Gemeinde in den beiden Landkreisen 
Bündnisse gegen Rechtsextremismus entstanden.

Vor der Kommunalwahl
Die Aktivitäten der AfD waren besonders in Northeim 
ausgeprägt. Die Partei veranstaltete nichtöffentliche 
Vorträge sowie Kundgebungen mit der Parteispitze. 
Das Northeimer Bündnis gegen Rechtsextremismus 

DGB-Region
Südniedersachsen-Harz

Refugees-Welcome-Festival in Göttingen

Regionsgeschäftsführer
Lothar Hanisch
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sorgte mit einer Kundgebung zur Flüchtlingspolitik, 
mit Pfeifkonzerten bei den AfD-Kundgebungen und 
mit anderen Aktivitäten dafür, dass rechtsextreme 
Propaganda nicht unkommentiert verbreitet werden 
konnte. 

Auf spielerische Weise testete der KV Goslar kommu-
nalpolitische KandidatInnen. Beim „Wahlopoly“ stell-
te er kritische Fragen zu parteipolitischen Inhalten.

Krankenhaus auf dem Prüfstand
Der KV Goslar lud zu einer Podiumsdiskussion ein mit 
dem Thema „Goslarer Krankenhaus auf dem Prüf-
stand – sind Patientensicherheit und Gewinnstreben 
miteinander vereinbar?“. Mehr als 200 BesucherInnen 
kamen. Auf dem Podium saßen die Klinikchefin der 
Asklepios Harzklinik Goslar Adelheid May , Landrat 
Thomas Brych, Sebastian Wertmüller, ver.di-Bezirks-
geschäftsführer Süd-Ost Niedersachsen, und Haus-
arzt Jens Suckstorff. Moderiert wurde der Abend 
von einem Redakteur der Goslarschen Zeitung. Das 
einstige Kreiskrankenhaus war wegen Überschuldung 
2003 an den Asklepios-Konzern verkauft worden. 
Umstrukturierungen, Ausgliederungen und Perso-
nalabbau bestimmen den Alltag. Asklepios spricht 
von „Anpassungen“ an das Patientenaufkommen. 
Patienten sowie aktuelle wie auch ehemalige Mitar-
beiterInnen jedoch beklagen die Zustände. Sebastian 
Wertmüller schlug einen Runden Tisch vor, an dem 
Betriebsrat, Gewerkschaft, Landrat, Hausärzte und 
Klinikspitze eine Lösung erarbeiten.

TTIP, CETA & Co.
In Göttingen gründete sich das Bündnis „STOPP TTIP 
– für einen gerechten Welthandel“, bestehend aus 
Gewerkschaften, Parteien, Sozial- und Umweltver-
bänden sowie engagierten Menschen. Es will deutlich 
machen, wie sehr Freihandelsabkommen in den All-
tag eingreifen können. Rund 200 Interessierte folgten 
im April der Einladung des Bündnisses zu einer Podi-
umsdiskussion für einen gerechten Welthandel. Ziel 
war es, mit PolitikerInnen und WissenschaftlerInnen 
das bereits weitgehend abgeschlossene Freihandels-
abkommen CETA mit Kanada sowie das  umstrittene 
Abkommen TTIP mit den USA unter die Lupe zu neh-
men. Leider waren nicht viele Bundestagsabgeord-
nete bereit, sich den kritischen Fragen zu stellen. Ein 
Aufruf zur großen Demonstration im April in Hanno-
ver anlässlich des Besuchs von US-Präsident Barack 
Obama rundete die Veranstaltung ab. Im August lud 
das TTIP-Bündnis zu einem informativen Aktions- und 
Diskussionsnachmittag auf dem Göttinger Marktplatz 
ein. Die Bündnispartner informierten über die Risiken 
des Abkommens und diskutierten öffentlich mit ver-
antwortlichen PolitikerInnen. Die Region nutzte die 
Kommunalwahlen und bezog klare Position dafür, 
die Freihandelsabkommen nicht unter den bisheri-
gen Vorzeichen abzuschließen. Mit dem Aktionstag 
wurde zugleich für die bundesweite Demonstration 
gegen die Abkommen CETA, TTIP und TISA am 17. 
September in Hamburg mobilisiert.

Wahlopoly-Spielbrett

Aktionstag gegen CETA und TTIP in Göttingen
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Regionsgeschäftsführer
Michael Kleber

Die Region umfasst die Landkreise Gifhorn, Helm-
stedt, Peine, Wolfenbüttel sowie die kreisfreien Städ-
te Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg. In der 
Region wohnen 183.156 Gewerkschaftsmitglieder 
(Stand Ende 2015). Michael Kleber ist Regionsge-
schäftsführer. Der Regionssitz ist Braunschweig. Bü-
ros – in Kooperation mit anderen Gewerkschaften 
– gibt es in Helmstedt, Salzgitter und Wolfenbüttel. 
In allen Gebietskörperschaften sind ehrenamtliche 
Kreis- bzw. Stadtverbände tätig. Die gewerkschaft-
liche Arbeit hat viele feste Termine. Dazu zählen der 
Internationale Frauentag, der Tag der Arbeit, der Tag 
der Befreiung, die Rieseberg-Gedenkveranstaltung, 
der Antikriegstag und die Beteiligung an den Braun-
schweiger Gramsci-Tagen. Darüber hinaus prägen 
Aktionen, Bildungs- und Kulturveranstaltungen sowie 
Tagungen die Arbeit der Kreis- und Stadtverbände.

Wahlforen zur Kommunalwahl
Vor der Kommunalwahl im September fanden in 
neun Städten der Region Wahlforen statt. Eingela-
den waren KandidatInnen für Kreistage, Stadt- und 
Gemeinderäte sowie KandidatInnen für das Amt 
des Landrates, der Landrätin. Die Diskussionsthe-
men wurden von dem Mitgliedern der Kreis- und 
Stadtverbände vorher erarbeitet. Dies waren zum 
Beispiel Fragen zur Gestaltung des Nahverkehrs, zur 
Schaffung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen in 
kommunalen Unternehmen und Einrichtungen oder 
zur Integration von Geflüchteten in die Gesellschaft 
und die Arbeitswelt.

Filmfestival FUTURALE traf den Nerv
Im Rahmen des Filmfestivals „FUTURALE – Filmfes-
tival Arbeiten 4.0“, das Teil eines Dialogprozesses 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
zum Thema Arbeiten 4.0 ist, wurden vom 13. bis 
19. Oktober im Braunschweiger Kino Universum 
Filmtheater sieben Filme gezeigt. Das umfangreiche 
Rahmenprogramm gestalteten die Kooperationspart-
ner Universum Filmtheater, die DGB-Region sowie 
die Kooperationsstelle Hochschulen-Gewerkschaften 
Region SüdOstNiedersachsen. Die Filme boten einen 
Ausschnitt, wie sich die Arbeitswelt durch die zuneh-
mende Digitalisierung verändert.

Regionale ExpertInnen gaben Einblicke in ihre Ar-
beitsbereiche, zeigten den Stand der Wissenschaft 
und machten gewerkschaftliche Standpunkte deut-
lich. Über 750 Gäste besuchten die Vorstellungen 
und das Rahmenprogramm. Die Abschlusstagung 
zum Thema „Gute Arbeit: Arbeit weiterdenken – 
der Mensch im Mittelpunkt“ im Haus der Wissen-
schaft Braunschweig beendete die FUTURALE. Hier 
setzten sich Publikum, WissenschaftlerInnen und 
gewerkschaftliche ExpertInnen kritisch mit Fragen 
schrankenloser Rationalisierung und Flexibilisierung 
sowie mit der Forderung nach einer Humanisierung 
der Arbeitswelt auseinander.

DGB-Region
SüdOstNiedersachsen 

Kreistagswahlforum am 17. August in Gifhorn

Podiumsgäste des FUTURALE-Rahmenprogramms „Der 
fürsorgende Roboter?“
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Jugendbündnis 1. Mai
Seit 2011 schließt sich ein Braunschweiger Jugend-
bündnis für den 1. Mai zusammen, um die unter-
schiedlichen Aktivitäten von sozialen, gewerkschaftli-
chen und antifaschistischen Gruppen in Braunschweig 
zusammenzuführen. Sie eint das Engagement gegen 
den Kapitalismus und die Forderung nach einer soli-
darischen Gesellschaft für alle. In diesem Jahr fanden 
sich 16 Kinder- und Jugendorganisationen, um unter 
dem Motto „Emanzipation statt Barbarei – gemein-
sam für eine solidarische Gesellschaft“ auf die Straße 
zu gehen. Das Bündnis stellte einen Block mit 500 en-
gagierten Jugendlichen auf der 1. Mai-Demonstration 
und organisierte eine lebhafte Jugendmeile auf dem 
internationalen Fest im Bürgerpark. Darüber hinaus 
produzierte es auch dieses Jahr ein Mobilisierungs-
video, ein „After-Movie“ sowie eine umfangreiche 
Broschüre. Dort heißt es unter der Überschrift „Nati-
onalismus ist keine Alternative“ unter anderem: „Wir 
kämpfen gegen diese Entwicklung in den Schulen, 
den Betrieben und an den Universitäten. Wir gehen 
auf die Straße, weil wir diese nicht unbeantwortet 
lassen wollen. Weder im Kiez, im Betrieb noch im 
Fußballstadion. Dabei stehen wir für eine alternati-
ve Vorstellung von Gesellschaft. Diese ist solidarisch 
organisiert und bewegt sich jenseits von Spaltung, 
Diskriminierung und der (Selbst-)Ausbeutung von 
Menschen und Natur.“

DGB-Schwerbehinderten-Arbeitskreise

Eine Besonderheit gewerkschaftlicher Personengrup-
penarbeit sind die Schwerbehindertenarbeitskreise 
Braunschweig und Wolfsburg. Lucie Pötter-Brandt 
(Wolfsburg) und Klaus-Dieter Malbrich (Braunschweig) 
leiten sie in enger Zusammenarbeit mit der DGB-Re-
gion. Bei vierteljährlichen Tagesveranstaltungen und 
Vorstandssitzungen bearbeiten Schwerbehinderten-
VertreterInnen aus Betrieben und Verwaltungen The-
men, die die Schwerbehinderten-Vertretungen bei 
ihrer Arbeit für die gleichberechtigte gesellschaftliche 
Teilhabe behinderter Menschen in der Arbeitswelt 
unterstützen. Beispielhaft sei hier die Tagesveranstal-
tung am 2. November in Salzgitter genannt, wo die 
Arbeit der Schwerbehindertenvertretung der Firma 
TELCAT Flachstahl im Mittepunkt stand.

Jugendblock auf 1. Mai-Demonstration in Braunschweig

Arbeitskreis Braunschweig zu Gast bei TELCAT Flachstahl
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Du bist seit Oktober 2016 Leiterin des DGB-Landesbüros 
in Magdeburg. Wo wirst du deine politischen Schwer-
punkte setzen? 

Da müssen wir von „unseren“(!) Schwerpunkten reden, 
denn ich bin darüber im ständigen Austausch mit unse-
ren Gewerkschaften. Die Kolleginnen und Kolle gen aus 
den Landes- und Bezirksleitungen haben mich bei den 
Vorstellungsgesprächen in den Ministerien begleitet 
und sich thematisch eingebracht. Im Ergebnis haben 
wir Forderungen für Gute Arbeit und gesellschaftliche 
Teilhabe in Sachsen-Anhalt formuliert. Außerdem ver-
weise ich auf die Unterstützung meiner Kolleginnen 
und Kollegen im recht kleinen DGB-Landesbüro. Damit 
will ich ausdrücken, dass „meine“ Schwerpunkte eine 
echte Kollektivleistung sind. 

Im Ergebnis der Landtagswahl vom März gibt es eine Ko-
alition aus CDU, SPD und Grünen. Wo liegen die größten 
Konfliktfelder?.

Konkret geht es um die Fördermittelvergabe, die 
dringend auf die Schaffung Guter Arbeit fokussiert 
werden muss. Es geht auch um die personelle Absi-
cherung der zukünftigen Bildungsaufgaben. Deshalb 
haben wir für die Bildung einen Kodex Guter Arbeit 
formuliert. Weitere Zielstellungen sind ein allgemein-
verbindlicher Tarifvertrag „Pflege“, ein System zur 
Fahrkostenförderung für Azubis oder die Öffnung des 
Bildungsfreistellungsgesetzes für politische Bildung. 
Immer noch unerledigt sind die dringend notwendi-
ge Modernisierung des Personalvertretungsgesetzes 
sowie die Berücksichtigung tariflicher Löhne im Ver-
gabegesetz. Das sind ganz konkrete Forderungen an 
die Landesregierung, die wir nur durchsetzen können, 
wenn wir weiterhin konzentriert und zusammen mit 
den Gewerkschaften daran arbeiten. Ich bin da zu-
versichtlich.

Europaweit gibt es Tendenzen zu Rechtspopulismus und 
Fremdenfeindlichkeit. Wie stellt ihr euch als DGB auf diese 
Situation ein? 

Sachsen-Anhalt ist zweifellos von diesen Tenden-
zen betroffen. Deshalb erinnere ich an den Grün-
dungsgedanken des DGB als Einheitsgewerkschaft. 
Zu unseren zentralen Werten gehören Demokratie 
und Solidarität. Das war unsere Reaktion auf das 
verbrecherische Nazi-System. Darum sind DGB und 
Gewerkschaften heute herausgefordert in den Unter-
nehmen, im öffentlichen Raum, im politischen Umfeld. 
Als gewerkschaftliche Stimme für Demokratie und 
Weltoffenheit arbeiten wir eng zusammen mit an-
deren Verbänden, Stiftungen, Kirchen und Vereinen. 
Und wir werden wieder zu den Mitveranstaltern der 
„Meile der Demokratie“ in Magdeburg gehören – 
eine landesweit beachtete Veranstaltung mit großem 
Publikumszuspruch. Das ist längst zu einer guten Tra-
dition geworden.

Landespolitisches aus Sachsen-Anhalt
Drei Fragen an Susanne Wiedemeyer 
Stellvertretende Bezirksvorsitzende,
Leiter der Landesvertretung Sachsen-Anhalt

Susanne Wiedemeyer
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Norwegische Komödie „Welcome to Norway“ 
gewinnt DGB-Filmpreis
Der norwegische Regisseur Rune Denstad Langlo 
hat 2016 für „Welcome to Norway“ den DGB-Preis 
für sozial engagierte Filme erhalten. Der mit 7.000 
Euro dotierte Publikumspreis wurde in diesem Jahr 
bereits zum 19. Mal vom DGB-Bezirk Niedersachsen 
– Bremen – Sachsen-Anhalt vergeben. Detlef Ahting, 
Leiter des ver.di-Landesbezirks Niedersachsen/Bre-
men, überreichte die Auszeichnung am Sonntag, den 
5. Juni, im Rahmen der Gala des 27. Internationalen 
Filmfestes Emden-Norderney stellvertretend an Tors-
ten Frehse vom Filmverleih Neue Visionen.

Nominiert waren drei Filme, die sich sozial rele-
vanten Themen wie prekären Arbeitsbedingungen, 
Fremdenfeindlichkeit oder militärischer Rüstung 
widmen. Michael Kleinschmidt vom Institut für Kino 
und Filmkultur e.V. Wiesbaden präsentierte sie beim 
DGB-Filmgespräch am 3. Juni im Forum der Volks-

hochschule Emden. Daran anschließend fand im Café 
Henri’s der DGB-Empfang „Blaue Stunde“ statt – mit 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern, Film-
schaffenden und Filmfest-Fans.

Langlos Komödie handelt von einem Hotelbesitzer im 
Norden Norwegens, der aus der Unterbringung von 
Flüchtlingen in seinen Gebäuden Profit schlagen will. 
Mit Witz und Warmherzigkeit gelingt dem Regisseur 
ein schwarz-humoriger Spaß, der Vorurteile aufs Korn 
nimmt. Die skandinavische Komödie wurde in Emden 
zum ersten Mal in Deutschland aufgeführt und star-
tete am 13. Oktober deutschlandweit in den Kinos.
Über die App „Greta und Starks“ können auch Seh- 
und Hörgeschädigte mittels Audiodeskription und 
Unter titel in den Genuss des Films kommen. Ermög-
licht hat dies die gemeinnützige GmbH „Kinoblind-
gänger“ aus Berlin. Der DGB hat die barriere freie 
Aus stattung durch einen Zuschuss zu den Produk-
tions kosten unterstützt.

DGB in Projekten
DGB-Filmpreis

Detlef Ahting überreicht den DGB-Filmpreis 2016 stellvertretend an Torsten Frehse
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Niedersachsen

Seit dem Jahr 2013 gibt es in Niedersachsen bei 
der Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Bera-
tungsstellen für mobile Beschäftigte. Diese wurden 
durch das Land Niedersachsen unter Federführung 
des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
mit kommunaler Unterstützung und Beteiligung 
eingerichtet. Inhaltlich und politisch flankiert wird 
ihre Arbeit durch den DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften. 

Eine große Anzahl an mobilen Beschäftigten kommt 
aus Ost- bzw. Südosteuropa. Niedersachsen ist für 
diese Menschen ein wichtiges Zielland. Da viele von 
ihnen ihren Lebensmittelpunkt nicht notwendigerwei-
se nach Niedersachsen verlegen, entstehen besonde-
re Probleme und Fragestellungen. Hieraus resultiert 
ein hoher Beratungsbedarf. Deshalb wurden für diese 
Zielgruppe zuerst in Oldenburg und dann in Hannover 
besondere Anlaufstellen geschaffen. Im Laufe der 
Projektzeit kam je eine weitere Beratungsstelle für 
den Raum Braunschweig, Salzgitter und Wolfsburg 
sowie in Lüneburg hinzu.

Die vier Standorte sind mit jeweils zwei Beraterinnen 
besetzt, die neben der fachlichen Qualifikation über 

sehr gute Sprachkenntnisse 
verfügen. Zudem sind die 
Stellen – mit Ausnahme 
von Hannover – mit einem 
VW-Bus ausgestattet, der 
als mobiles Büro dient. Mit 
diesen Bussen können die 
Beraterinnen die mobilen 
Beschäftigten an ihren Ar-
beitsstellen oder Wohnstät-
ten aufsuchen. 

Landesweit wurden die 
Beratungsstellen von Be-

schäftigten aus verschiedenen Branchen in Anspruch 
genommen. Hierzu gehören in erster Linie die Fleisch-
industrie, der Metall- und Elektrobereich sowie die 
Landwirtschaft und das Baugewerbe, aber auch der 
Logistikbereich sowie die Pflegeberufe. Die Projekt-
Mitarbeiterinnen haben bis zum Sommer 2016 über 
3.000 Personen beraten und weit über 6.000 Gesprä-
che geführt. Dabei standen die Themen Entlohnung, 
Kündigung und Arbeitsvertrag im Vordergrund. In 
über 200 Fällen wurden Arbeitsgerichtsverfahren ein-
geleitet. In zahlreichen Fällen konnten Probleme aber 
auch außergerichtlich gelöst werden. Offensive Öf-
fentlichkeitsarbeit trug an verschiedenen Orten dazu 
bei, den Beschäftigten zu ihrem Recht zu verhelfen. 
Neben ihrer Beratungstätigkeit haben die Beratungs-
stellen 2016 eine Fachkonferenz in Braunschweig 
ausgerichtet. Außerdem wurde ein Kooperationspro-
jekt mit der polnischen Nicht-Regierungsorganisation 
La Strada durchgeführt.

Die erste Projektphase endete 2016. Eine Fortführung 
der wichtigen Arbeit der Beratungsstelle für mobile 
Beschäftigte wurde beantragt und mittlerweile po-
sitiv beschieden.

Bremen

In diesem Bundesland zog sich die Diskussion um 
die Beratungsstelle für mobile Beschäftigte deutlich 
länger hin. Obwohl diese im Koalitionsvertrag an-
gekündigt ist, gestaltete sich ihre Umsetzung sehr 
langatmig und wurde immer wieder in Frage gestellt. 
Die Finanzierung in Bremen läuft im Gegensatz zu 
Niedersachsen nicht aus Landesmitteln, sondern aus 
Mittel des Europäischen Sozialfonds. Daraus erwach-
sen hohe Anforderungen bei der Antragstellung und 
bei der späteren Abrechnung. Der DGB hat über sei-
ne Bildungsvereinigung Arbeit und Leben e.V. einen 
Antrag gestellt und den Zuschlag für 1,5 Stellen für 
Bremen und Bremerhaven bekommen. Diese sind auf 
zwei Jahre befristet.

Beratungsstellen für mobile Beschäftigte

Von links nach rechts: Nds. Wirtschaftsminister Olaf Lies, 
Beraterinnen Roza Tanka, Eliza Yankova und Dr. Katarzyna Zentner
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Demografieagentur für die niedersächsische 
Wirtschaft GmbH

Die Demografieagentur hat ihre innovative Arbeit 
für eine demografiefeste Arbeitswelt fortgesetzt. 
Gemeinsam mit dem niedersächsischen Ministerium 
für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr vergibt sie das 
Zertifikat ‚Demografiefest. Sozialpartnerschaftlichen 
Betrieb‘. Damit wird die Arbeit von Unternehmen und 
Beschäftigten gewürdigt, die sich in einer gelebten 
Sozialpartnerschaft den demografischen Herausfor-
derungen stellen und demografiegerechte Betriebs-
politik betreiben.

Beim diesjährigen ‚Demografiefest 2016‘ wurden elf 
Betriebe durch Wirtschaftsminister Olaf Lies mit dem 
Zertifikat ausgezeichnet. In den kommenden zwei 
Jahren sollen die getroffenen Zielvereinbarungen 
in den Unternehmen umgesetzt werden, um eine 
erfolgreiche Rezertifizierung zu gewährleisten. Die 
Nachfrage nach einer sozialpartnerschaftlich organi-
sierten Demografiestrategie in den Betrieben ist wei-
ter ungebrochen. Zurzeit läuft bereits die dritte viel-
versprechende Bewerbungsrunde für Unternehmen, 
die sich um die Vergabe des Zertifikats bemühen. 

Seit November ist ein weiteres zukunftsweisendes 
Großprojekt bei der Demografieagentur angesiedelt. 
Sie ist Projektträgerin des Auditierungsprogramms 
‚Zukunftsfähige Unternehmenskultur‘ der Initiative 
Neue Qualität der Arbeit (INQA). Anhand der Hand-
lungsfelder Personalführung , Chancengleichheit & 
Diversity, Gesundheit sowie Wissen & Kompetenz 
sollen Unternehmen und öffentliche Verwaltungen 
sowie deren Beschäftigte an einer Verbesserung des 
Arbeitsumfeldes arbeiten. Ziel sind hochwertige Ar-
beitsplätze, die die Unternehmen und Verwaltungen 
attraktiv im Wettbewerb um qualifiziertes Personal 
machen. Bei der Umsetzung werden Beschäftigte und 
Arbeitgeber von professionell geschulten Prozess-
begleiterInnen unterstützt. Die Vergabe des Audits 
an die Demografieagentur belegt den Erfolg ihrer 
sozialpartnerschaftlich organisierten Arbeit.

Schließlich wurde die Arbeit im Rahmen des Förder-
programms ‚unternehmensWert:Mensch‘ fortgesetzt, 
für das die Demografieagentur von 2014 bis 2020 
alleiniger Projektträger ist. In Hannover, Göttingen, 
Lüneburg, Oldenburg, Osnabrück und Braunschweig 
können kleine und mittelständische Unternehmen 
das vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
und dem Europäischen Sozialfond finanzierte Bera-
tungsangebot in Anspruch nehmen.
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Akademie regionale Gewerkschaftsgeschichte

Niedersachsen

Im Rahmen der Zeitzeugenarbeit sind im Jahr 2016 
zwei Publikationen fertiggestellt worden. Das erste 
Heft beinhaltet die Arbeitsbiografie des Gewerk-
schafters Walter Timpe und seine Tagebuchein-
tragungen während seiner Haftzeit als politischer 
Häftling 1956/1957. Das zweite Heft ist dreigeteilt: 
Es behandelt die Suche nach einer französischen 
Partnerstadt für die Stadt Bad Harzburg, die Ein-
sprüche eines ehemaligen französischen KZ-Häftlings 
sowie  KZ-Außenlager Ellrich bei Walkenried. Anfang 
Dezember erschien außerdem der dritte Band zum 
Thema „Gewerkschaften im Ersten Weltkrieg“. 

Die Akademie hat elf Vorträge mit Zeitzeugen unter 
anderem in der Reihe „Leben in unserer Region“ 
organisiert. In Wolfsburg waren Walter Hiller, ehe-
maliger niedersächsischer Sozialminister, und Prof. 
Rolf Schnellecke, ehemaliger Oberbürgermeister 
Wolfsburg, als Referenten zu Gast.

Im 1. Halbjahr begleitete die Akademie die Ent-
wicklung des Theaterstücks „Nebenan“, das sich 
mit Drangsalierungen und Morden durch SA- und 
SS-Männer im Gebäude der AOK Braunschweig be-
schäftigt. Außerdem wurden weitere regionale Zu-
sammenfassungen fertiggestellt. Für das Jahr 2017 
sind zwei Publikationen in Arbeit, zum einen „125 
Jahre – der erste Gewerkschaftskongress in Halber-
stadt“ und das vierte und letzte Heft aus der Reihe 
„Gewerkschaften im Ersten Weltkrieg“.

Die Geschichte des Niedergangs der 1982 geschlos-
senen Tapetenfabrik G. L. Peine in Hildesheim wird 
das erste Thema der Publikationsreihe im Jahr 2017 
sein.   

Sachsen-Anhalt

Mit Hilfe des großen Engagements von Gewerkschaf-
terinnen und Gewerkschaften in Dessau entstanden 
zwei Hefte. Das erste beschreibt mit Hilfe von Zeit-
zeugen das Arbeitsleben und die Organisation der 
Post- und Fernmeldezentrale Dessau ; die zweite Pu-
blikation hält die Geschichte und den Niedergang des 
Uhrmacherhandwerks nach 1945 fest. 

Höhepunkt war die feierliche Übergabe des Gedenk-
steines an die Opfer des Kapp-Putsches in Quedlin-
burg aus dem Jahr 1920. Dazu hat die Akademie 
eine zweite überarbeitete Auflage mit Beiträgen zur 
Geschichte des Kapp-Putsches und des Denkmals 
fertiggestellt.

Für 2017 sind weitere Projekte in der Diskussion. 
Besonders interessant erscheinen die Ereignisse nach 
der Grenzöffnung 1989 und die Auswirkungen auf 
die Bevölkerung unter Berücksichtigung des Arbeits-
platzabbaues von annähernd 20.000 Arbeitsplätzen 
bis etwa Mitte der 1990er Jahre.
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Bereits Ende des Jahres 2015 hat sich das Aktions-
bündnis „Niedersachsen packt an“ gegründet. Neben 
der Landesregierung, den Kirchen und den Unterneh-
merverbänden gehörte der DGB von Beginn an zu 
den Initiatoren dieser Initiative. Dem Bündnis geht 
es darum, für gute Arbeits- und Lebensbedingungen 
für alle Menschen in Niedersachsen aktiv zu werden. 
Es ist ein klares Bekenntnis zum gesellschaftlichen 
Engagement vor dem Hintergrund der verstärkten 
Zuwanderung von Geflüchteten und eine klare Ab-
sage an jegliche Form von fremdenfeindlicher Hetze 
und Gewalt. 

„Niedersachsen packt an“ ist ein starkes Signal der 
Menschen in Niedersachsen. Nach einem Jahr beken-
nen sich über 300 niedersächsische Organisationen 
sowie über 2.400 Einzelpersonen zu dem Bündnis. 
Gemeinsam stehen sie für die Grundwerte unserer 
Demokratie ein und entwickeln diese weiter. Die 
Beteiligten beweisen Haltung, engagieren sich und 
leisten Herausragendes.

„Niedersachsen packt an“ hat im zurückliegenden 
Jahr eine Plattform geboten, um dieses Engagement 
zu unterstützen und Herausforderungen praxis- und 
lösungsorientiert anzugehen. Auf drei Integrations- 
und zwölf Regionalkonferenzen zu den Themen Spra-
che, Arbeit, Wohnen und Leben wurden Beispiele 
guter Praxis vorgestellt, Ideen entwickelt aber auch 
Baustellen benannt. Wichtig ist dabei, dass die Prak-
tikerInnen im Mittelpunkt stehen. Deshalb war es den 
Initiatoren ein großes Anliegen, sich bei den vielen 
ehrenamtlich engagierten Menschen für ihre Arbeit 
zu bedanken. Im Rahmen der Danke-Woche Anfang 
Dezember fanden neben einer Auftaktveranstaltung 
in Hannover über 60 Veranstaltungen im gesamten 
Landesgebiet statt.

Entscheidend wird sein, dass die gemeinsame Ar-
beit mit gleichbleibendem Einsatz fortgeführt wird. 
Deshalb rufen die Gewerkschaften alle auf, sich an 
dem Aktionsbündnis zu beteiligen. Alle Informationen 
rund um das Bündnis sind unter www.niedersachsen-
packt-an.de zu finden. Dort besteht auch die Mög-
lichkeit, dem Bündnis beizutreten.

Aktionsbündnis „Niedersachsen packt an“
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Mit der Neuausrichtung der niedersächsischen EU-
Förderung 2014-2020 hat die Landesregierung die 
besonderen Kompetenzen und Spezialisierungsfelder 
der niedersächsischen Wirtschaft in den Vordergrund 
gerückt. Diese Umorientierung soll die Konkurrenzfä-
higkeit der Unternehmen verbessern und besonders 
kleinen und mittleren Unternehmen bessere Entwick-
lungsmöglichkeiten schaffen.

Dieser Ansatz ist jedoch kein Selbstläufer und muss 
die Förderung der Beschäftigten durch Qualifizierung 
und Fortbildung, Beteiligung und Mitbestimmung 
beinhalten.

Herausforderungen der Digitalisierung, Gesunderhal-
tung der Beschäftigten bis zur Rente, Vereinbarkeit 
von Familie, Pflege und Beruf, Mitbestimmung ent-
lang von sich verändernden Wertschöpfungsketten 
und Arbeitgeberattraktivität sind Schwerpunktthe-
men, die in der laufenden Förderperiode bearbeitet 
und in den Betrieben umgesetzt werden können.

Hier soll die Stelle für soziale Innovation ihren Beitrag 
leisten, indem der DGB als Projektträger mit einer 
Beratungs- und Unterstützungsstelle für Beschäftigte, 
Betriebs- und Personalräte und Unternehmen aktiv 
wird. Sie initiiert betriebliche und betriebsnahe Pro-
jekte in Zusammenarbeit mit betrieblichen Partnern 
und Bildungsträgern, informiert über Handlungsfelder 
und ist Multiplikator für die Umsetzung vor Ort.

Die Stelle für soziale Innovation informiert über Ver-
änderungen in der Arbeitswelt und unterstützt dabei, 
die Potentiale der Beschäftigten zu heben und damit 
die Innovationskraft der Unternehmen zu stärken. Sie 
entwickelt in enger Abstimmung mit Gewerkschaf-
ten, Betrieben und Bildungsträgern Projektideen, die 
in neuen Arbeitsformen die Themen in den Betrieben 
umsetzen. Wissenstransfer, Gesunderhaltung und 
Mitbestimmung unter veränderten Arbeitsbedingung 
der Digitalisierung werden zunächst die Arbeits-
schwerpunkte darstellen.

Das erste sozial-innovative Projekt unter Federfüh-
rung der Bildungsvereinigung Arbeit und Leben und 
mit Beteiligung der IG BCE begann im August. Ziel 
des Projekts ist es, beteiligungsorientiert die Gefähr-
dungsbeurteilung psychischer Belastungen in den 
beteiligten Betrieben einzuführen und umzusetzen. 
In den beteiligten Unternehmen werden Regelungs-
bedarfe ermittelt und Umsetzungsmaßnahmen er-
griffen. Beschäftigte und Betriebsräte wirken bei 
der Umsetzung mit. Zwei weitere Projekte sind im 
Antragsverfahren. Sie befassen sich mit Guter Arbeit 
in der Logistik sowie Sozialwirtschaft und Wissen-
stransfer.

Stelle für soziale Innovation des 
DGB Niedersachsen



78 DGB Jahresbericht 2016

4,5 Millionen ArbeitnehmerInnen können nicht 
richtig lesen und schreiben. Damit ist jedeR zehnte 
Beschäftigte betroffen. Über die Hälfte davon sind 
ArbeiterInnen. 

Im Projekt MENTO sollen diese Menschen erreicht 
und ermutigt werden, ihre Lese- und Schreibfähig-
keiten zu verbessern.

In Niedersachsen ist das Projekt seit Herbst 2015 tä-
tig, in Sachsen-Anhalt seit Herbst 2016. Mit der Um-
setzung ist ARBEIT UND LEBEN Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt beauftragt. Die Arbeit von Inga Neu-
bauer (Hannover) und David Nowaczyk (Magdeburg) 
wird vom DGB-Bezirk und seinen Mitgliedsgewerk-
schaften unterstützt. Finanziert wird das bundesweite 
Projekt durch das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung. Das DGB Bildungswerk BUND hat es kon-
zipiert und verantwortet es bis heute.

Ziel des Projekts ist es, betriebliche MentorInnen und 
LernberaterInnen für Alphabetisierung auszubilden 
und deren Arbeit zu unterstützen. Diese Personen 
ermutigen in ihren Betrieben dazu, Lesen und Schrei-
ben zu lernen, machen auf das Thema Grundbildung 
aufmerksam, schaffen interne Beratungsstrukturen 
und erleichtern den Zugang zu Bildungsangeboten. 

In den Regionen Hannover, Wolfsburg, Hildesheim 
und Braunschweig sind bereits ausgebildete Men-
torInnen aktiv. Darunter sind viele Personen, die in 
betrieblichen Interessensvertretungen wie Betriebs- 
und Personalrat, Schwerbehindertenvertretung und 
Gesundheitskoordination, tätig sind. Wichtig und 
erfreulich ist, dass unter den MentorInnen auch 
VertreterInnen aus Leitungsebenen und dem Perso-
nalbereich sind. Genauso wertvoll sind MentorInnen, 
die im direkten Umfeld betroffener KollegInnen ar-
beiten, aber weder einer Interessensvertretung noch 
der Arbeitgeberseite angehören. Das Projekt erreicht 
sowohl kleine und mittlere Betriebe als auch Groß-
konzerne. Die ausgebildeten MentorInnen machen 
mit viel Freude und Engagement die Idee des Projekts 
zu ihrem eigenen betrieblichen Thema. Der Idealzu-
stand, dass ein Projekt Strukturen schafft, die sich 
etablieren und Bestand haben, ist damit erreicht.
 
Bestehende Strukturen zu stärken und neue Regio-
nen im Bezirk zu erreichen, sind die nächsten Ziele. 
Dazu unterstützen und begleiten die Projektmitarbei-
terInnen die vorhandenen MentorInnen, und bieten 
ihnen Austauschmöglichkeiten. Bei der Gewinnung 
künftiger MentorInnen und LernberaterInnen soll der 
bewährte Dreiklang aus Interessensvertretung, Arbeit-
geberseite und Beschäftigten weiter verfolgt werden.

MENTO – Kollegiales Netzwerk für Grundbildung 
und Alphabetisierung in der Arbeitswelt
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Die Niedersachsen Allianz für Nachhaltigkeit hat 
ihre Tätigkeit im April 2016 aufgenommen. Sie ist 
eine Kooperation zwischen dem Niedersächsischen 
Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz, 
dem Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr, den Unternehmerverbänden 
Niedersachsen (UVN), der Landesvertretung der 
Handwerkskammern Niedersachsen, dem Nieder-
sächsischen Industrie- und Handelskammertag und 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund, Bezirk Nieder-
sachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt. Das Ziel dieser 
Kooperation ist, die nachhaltige Entwicklung in Un-
ternehmen zu fördern und damit den Wirtschafts-
standort Niedersachsen zu stärken. 

Die Geschäftsstelle der Allianz ist für die operative 
und konzeptionelle Ausgestaltung der Niedersachsen 
Allianz für Nachhaltigkeit zuständig. Die Technologie- 
und Beratungsstelle (TBS) Niedersachsen übernimmt 
in Rücksprache mit dem DGB die Geschäftsstellen-
arbeit für die soziale Nachhaltigkeit; analog verant-
worten das Institut der Norddeutschen Wirtschaft 
in Rücksprache mit den UVN die ökonomische und 
die Klimaschutz- und Energieagentur im Auftrag des 
Umweltministeriums die ökologische Nachhaltigkeit. 
Die konkreten Angebote für Unternehmen bestehen 
in Modulen, die nacheinander starten werden. Mit 
der Veranstaltung „Nachhaltig erfolgreich wirtschaf-
ten – Ressourceneffizienz im Unternehmen“ am 1. 
September startete das Modul Ressourceneffizienz. 
Sein Kernstück sind kostenfreie Impulsberatungen 
für Unternehmen, die von geschulten BeraterInnen 
durchgeführt werden. Damit werden Unternehmen 
darauf aufmerksam gemacht, welche Handlungsmög-
lichkeiten sich im Bereich Material- und Energieeffizi-
enz ergeben können. Zusätzlich wird auf der Internet-
seite www.nachhaltigkeitsallianz.de umfangreiches 
Informationsmaterial zu den Themen Energie- und 
Materialeffizienz zum Download bereitgestellt.

Das Modul zur sozialen Nachhaltigkeit, welches von 
der TBS Niedersachsen konzeptioniert und organi-
satorisch durchgeführt wird, soll im zweiten Quartal 
2017 mit einer Auftaktveranstaltung starten. Im wei-
teren Verlauf des Jahres sind Workshops, Seminare 
und Beratungen für Unternehmen und Betriebsräte 
geplant. 

Niedersachsen Allianz für Nachhaltigkeit
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Service
Bezirksverwaltung und Landesvertretungen
Stand Dezember 2016

Bezirksvorsitzende 
Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle

Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Susanne Wiedemeyer

Sekretariat: Brigitta Moleski 
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Referentin/Referent Vorstand
Sebastian Meise
sebastian.Meise@dgb.de
Fon:  0511 12601-40

Rebekka Hoppenstedt
rebekka.hoppenstedt@dgb.de
Fon:  0511 12601-37

Politische Koordination, Organisation, 
Arbeits schutz, Senioren, Kreis- und 
Stadtverbände

Ulrich Gransee
ulrich.gransee@dgb.de

Bereich Vorsitzender, Organisation
Thomas Domke
thomas.domke@dgb.de
Fon:  0511 12601-68 

 
Organisation, Kreis- und Stadtverbände, 
Gleichstellungs- und Frauenpolitik

Naciye Celebi-Bektas 
naciye.celebi-bektas@dgb.de
Fon:  0511 12601-62

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 
Medienpolitik, Frauen- und Gleich-
stellungspolitik

Tina Kolbeck-Landau
tina.kolbeck@dgb.de

Janina Wrobel
janina.wrobel@dgb.de
Fon:  0511 12601-63

Sekretariat: Brigitta Moleski 
brigitta.moleski@dgb.de
Fon:  0511 12601-21

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Umwelt und Europa

Johannes Grabbe
johannes.grabbe@dgb.de

Bernd Lange (MdEP)
bernd.lange@dgb.de

Sekretariat: Ute Kamradek
ute.kamradek@dgb.de
Fon:  0511 12601-33

 
Arbeitsmarkt und Beschäftigung, Beruf-
liche Bildung, Handwerk, Koordination 
Sozial politik

Lars Niggemeyer
lars.niggemeyer@dgb.de

Sekretariat: Christina Weber
christina.weber@dgb.de
Fon:  0511 12601–25

Öffentlicher Dienst/Beamte, Bildungs-
politik, Erwachsenenbildung, Hoch-
schule, Recht

Niels Spilker
niels.spilker@dgb.de

Sekretariat: Anke Schulze 
anke.schulze@dgb.de
Fon:  0511 12601–31

Jugendpolitik, Jugendbildung
Ruben Eick
ruben.eick@dgb.de

Sekretariat: Birgit Alexander
Fon:  0511 12601-61
birgit.alexander@dgb.de

Stelle für soziale Innovation
Rüdiger Hornbostel
Fon:  0511 12601-63
ruediger.hornbostel@dgb.de

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
Otto-Brenner-Str. 7, 30159 Hannover
Fon:  0511 12601-0
www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de
ww.niedersachsen.dgb.de
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DGB Landesvertretung Bremen
Bahnhofsplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon:  0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
bremen@dgb.de
www.bremen.dgb.de

Leiterin
Annette Düring
annette.duering@dgb.de

Sekretariat: Jeannette Busch und Jutta Tietjen
Fon: 0421 33 576-10  /-11

Handwerk, Beamte, 
Allgemeine und Berufliche Bildung

Daniela Teppich
daniela.teppich@dgb.de
Fon: 0421 33576-26

Wirtschafts- und Strukturpolitik, Hochschul-
politik, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Dr. Tim Voss
tim.voss@dgb.de
Fon: 0421 33576-20

Berufliche Bildung Niedersachsen,
OV-KV-Bremerhaven

Lutz Bock
lutz.bock@dgb.de
Fon: 0471 9262712

DGB-Jugend
Johanna Waldeck
johanna.waldeck@dgb.de

Hannes Scherf
hannes.scherf@dgb.de
Fon:  0421 33 576-21

DGB Landesvertretung Sachsen-
Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon:  0391 62503-0
Fax:  0391 62503-27
www.sachsen-anhalt.dgb.de

Leiterin
Susanne Wiedemeyer
susanne.wiedermeyer@dgb.de
Fon:  0391 62503-15

Sekretariat: Marlies Quaas, Margit Kürfke, 
   Renate Döring 
Fon: 0391 62503-10/-19/-21
 

Wirtschafts- und Strukturpolitik, Europa und 
Frauen

Regina Stipani
regina.stipani@dgb.de
Fon:  0391 62503-18
 

DGB-Jugend, Bildung und Berufliche Bildung
Ute Neumann
ute.neumann@dgb.de
Fon:  0391 62503-30

Pressereferat
Bernhard Becker
bernhard.becker@dgb.de
Fon:  0391 62503-23
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DGB-Region Altmark-Börde-Harz
Geschäftsführerin: Katrin Skirlo
www.altmark-boerde-harz.dgb.de

Regionsbüro Magdeburg
Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax:  0391 5334418
magdeburg@dgb.de

Büro Halberstadt
Bernhard-Thiersch-Str. 2, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax:  03941 693024
halberstadt@dgb.de

DGB-Region Bremen-Elbe-Weser
Geschäftsführerin: Annette Düring
www.bremen.dgb.de

Regionsbüro Bremen
Bahnhofsplatz 22-28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax:  0421 3357660
bremen@dgb.de

Büro Bremerhaven
Hinrich-Schmalfeldt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven
Fon: 0471 9262712
Fax:  0471 9262711
bremerhaven@dgb.de

Büro Cuxhaven
Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax:  04721 34895
cuxhaven@dgb.de

DGB-Region Halle-Dessau
Geschäftsführer: Johannes Krause
www.halle-dessau.dgb.de

Regionsbüro Halle
Augustastraße 1, 06108 Halle/Saale
Fon: 0345 6826911
Fax:  0345 6826910
halle@dgb.de

Büro Dessau
Grenzstraße 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 80021-0
Fax: 0340 80021-40
dessau@dgb.de

DGB-Servicebüro der Gewerkschaften Hettstedt
Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 03476 398613

Büro Naumburg
Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 0345 6826914
Fax:  0345 682610

Büro Sangerhausen
Kylische Straße 54a, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 2609074

Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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DGB-Region Niedersachsen-Mitte
Geschäftsführer: Reiner Eifler
www.niedersachsen-mitte.dgb.de

Regionsbüro Hannover 
Otto-Brenner-Str. 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 16387-0
Fax:  0511 16387-34
hannover@dgb.de

Büro Hameln
Bahnhofstr. 18 – 20, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax:  05151 9366849
hameln@dgb.de

Büro Hildesheim
Osterstr. 39A, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 703463
Fax:  05121 514953
hildesheim@dgb.de

Büro Holzminden
Wilhelm-Raabe-Str. 3, 37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax:  05531 13841
holzminden@dgb.de

Büro Nienburg/Weser
Mühlenstr. 14, 31582 Nienburg
Fax:  05021 961925
nienburg@dgb.de

GIBS-Büro Sulingen
Lange Str. 12, 27232 Sulingen
Fon: 04271 955850
Fax:  04271 955890
gibs-sulingen@t-online.de

 

DGB-Region Nord-Ost-Niedersachsen
Geschäftsführer: Dr. Matthias Richter-Steinke
www.nordostniedersachsen.dgb.de

Regionsbüro Lüneburg
Heiligengeiststr. 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 223396-0
Fax:  04131 223396-20
lueneburg@dgb.de

DGB-Region Oldenburg-Ostfriesland
Geschäftsführerin: Dorothee Jürgensen
www.oldenburg-ostfriesland.dgb.de

Regionsbüro Oldenburg
Kaiserstr. 4-6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 21876-0
Fax:  0441 21876-54
oldenburg@dgb.de

 
Büro Wilhelmshaven

Weserstraße 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 1801-0
Fax:  04421 1801-19
wilhelmshaven@dgb.de

 
Büro Leer

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax:  0491 9121315
leer@dgb.de
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DGB-Region Osnabrück-Emsland
Geschäftsführerin: Petra Tiesmeyer
www.osnabrueck-emsland.dgb.de

Regionsbüro Osnabrück
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax:  0541 33806-1529
osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen
Kaiserstr. 2, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax:  0591 9128220
lingen@dgb.de

DGB-Region Südniedersachsen-Harz
Geschäftsführer: Lothar Hanisch
www.suedniedersachsen-harz.dgb.de

Regionsbüro Göttingen 
Weender Landstraße 6, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097
Fax: 0551 486382
goettingen@dgb.de

Büro Goslar
Vititorwall 14, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452
Fax: 05321 25477
goslar@dgb.de

DGB-Region SüdOstNiedersachsen
Geschäftsführer: Michael Kleber 
www.suedostniedersachsen.dgb.de

Regionsbüro Braunschweig
Wilhelmstraße 5, 38100 Braunschweig
Fon: 0531 48096-0
Fax: 0531 48096-17
braunschweig@dgb.de
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Unsere Partner vor Ort

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.
Landesgeschäftsstelle

Geschäftsführer: Hans Hoffmann
Arndtstr. 20, 30167 Hannover
Fon: 0511 16491-0
lgst@arbeitundleben-nds.de
www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Bremen e. V.

Geschäftsführerin: Caren Emenecker
Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen 
Fon: 0421 96089-0 
info@aulbremen.de
www.aulbremen.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Bremerhaven e. V.

Geschäftsführerin: Annette Knobbe
Hinrich-Schmalfedt-Str. 31b, 27576 Bremerhaven 
Fon: 0471 92231-0 
info@arbeitundleben-bhv.de
www.arbeitundleben-bhv.de

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführer: Klaus Rzejak
Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 623495 
info@arbeitundleben.org
www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv
Fachbibliothek Sozialwissenschaften 
Öffnungszeiten:  Mo. – Fr.:  9:00 – 20:00 Uhr
  Sa.:  9:00 – 18:00 Uhr
Welfengarten 2 c, 30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
winfried.kullmann@tib.eu
  

Arbeitsstelle gegen Rechtextremismus  
und Gewalt

Geschäftsführer: Reinhard Koch
Bohlweg 55, 38100 Braunschweig
Fon:  0531 12336-42
Fax: 0531 12336-55
info@arug.de
www.arug.de
  

Akademie Regionale Gewerkschafts-
geschichte für Niedersachsen   
und Sachsen-Anhalt

Geschäftsführer: Gundolf Algermissen 
Fallersleber-Tor-Wall 23, 38100 Braunschweig
gundolf.algermissen@dgb.de

Technologie-Beratungs-System der  
Arbeitnehmerkammer Bremen

Leitung: Ingo Schierenbeck
Bürgerstr. 1, 28195 Bremen 
Fon: 0421 36301-0
mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de
www.arbeitnehmerkammer.de/tbs/

  



86 DGB Jahresbericht 2016

Technologieberatungsstelle (TBS)  
Leitung: Lorenz Hinrichs
Arndtstr. 20, 30169 Hannover
Fon: 0511 92020040
info@tbs-niedersachsen.de
www.tbs-niedersachsen.de
  

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)
Leitung: Dr. Günter Warsewa
Celsiusstr. 1, 28359 Bremen
Fon: 0421 218-61700
iaw-info@uni-bremen.de
www.iaw.uni-bremen.de
  

Kooperationsstelle Hochschule und  
Gewerk schaften an der Carl-von-Ossietzky-
Universität Oldenburg

Leitung: Harald Büsing
Ammerländer Heerstr. 121, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
harald.buesing@uni-oldenburg.de
www.kooperationsstelle.uni-oldenburg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften in Osnabrück  

Leitung: Manfred Flore
August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück 
Fon: 0541 33807-1814 und -1816
kontakt@kooperationsstelle-osnabrueck.de
www.kooperationsstelle-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim 

Leitung: Klaus Pape
Schloswerder Str. 7, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19785
info-koop-hannover@zew.uni-hannover.de
www.koop-hg.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen –   
Gewerkschaften Region SüdOstNieder-
sachsen an der TU Braunschweig

Leitung: Marianne Putzker
Bültenweg 74/75, 38106 Braunschweig 
Fon:  0531 391-4280
koop-son@tu-braunschweig.de
www.koop-son.de
  

Kooperationsstelle Hochschulen und  
Gewerkschaften Göttingen   

Leitung: Dr. Frank Mußmann
Humboldtallee 15, 37073 Göttingen  
Fon: 0551 394756 
kooperationsstelle@uni-goettingen.de
www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de
  

Kooperationsstelle Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg – DGB Sachsen-Anhalt

Leitung: Karsten Priedemann
Adam-Kuckhoff-Str. 15, 06108 Halle (Saale) 
Fon:  0345 5523847
info@kooperationsstelle-halle.de
www.kooperationsstelle.uni-halle.de
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www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de 
www.niedersachsen.dgb.de
www.bremen.dgb.de
www.sachsen-anhalt.dgb.de




